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Zu Gast bei der US-Army 

ln der vergangenen Woche haben Mitglieder der 
„Friedensfreunde Dülmen“ den Dülmener US-Mi- 
litärstützpunkt „Tower Barracks“ besichtigt. 
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Die Macht dem Volk 

ln einer Zeit schwerer innerer Krisen des Landes 
und seiner Regierungsallianz hielt die Kommunisti¬ 
sche Partei Südafrikas ihren 14. Parteitag ab. 
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Thema der Woche 


Documenta Nr. 14 

Die erste Documenta 1955 war zunächst 
eine Begleiterscheinung der Bundesgar¬ 
tenschau, initiiert von dem Designer Arnold 
Bode, damals Direktor der Kasseler Akade¬ 
mie. Seinerzeit drängten die Protagonisten 
der abstrakten Kunst auf einen Alleinvertre¬ 
tungsanspruch. 

Auf der diesjährigen 14. Documenta stellen 
über 200 Künstler ihre Werke aus. Das Mot¬ 
to lautet: Von Athen lernen. Allein 35 Orte in 
Kassel präsentieren die Exponate, weitere 47 
sind es in Athen. 

Seiten 19 und 20 


Venezuela 
nach dem 

Fake-Referendum 


Streikrecht beschnitten 

Verfassungsgericht hält Tarifeinheitsgesetz für rechtens 



Essen, Mai 2015: Land es weiter Streik im Einzelhandel 


D as Tarifeinheitsgesetz ist weit¬ 
gehend mit dem Grundgesetz 
vereinbar 4 . 4 So entschied das 
Bundesverfassungsgericht entgegen 
den Erwartungen progressiver Ar¬ 
beitsrechtler am 11. Juli. Das Gericht 
gab dem Gesetzgeber nur auf, einiges 
nachzubessern. Die „Kleinarbeit 44 sol¬ 
len später die Arbeitsgerichte erledi¬ 
gen. Zum Fundament der Einheitsge¬ 
werkschaft gehört nebst der Offenheit 
für alle politische Richtungen, außer 
Faschisten und Rassisten, das Prin¬ 
zip: ein Betrieb, eine Gewerkschaft, 
ein Tarifvertrag. Das ist aber eine ge¬ 
werkschaftliche Kampfaufgabe, kei¬ 
ne parlamentarische Spielwiese. Jetzt 
zeigte sich, wie es - hoffentlich vorläu¬ 
fig - ausgehen kann, wenn, wie gesche¬ 
hen, Teile der Gewerkschaften mit der 
SPD hier per Gesetz regeln oder gar 
mit den Unternehmern das Arbeits¬ 
kampfrecht regulieren wollen. 

Deren klassenbewusste und 
-kämpferische Organisationen wie 
die „LVU - die Unternehmer in 
Rheinland-Pfalz 44 , begrüßten das Ur¬ 
teil. Sie versprechen sich noch weni¬ 
ger Arbeitsniederlegungen im mit 15 
Tagen je 1 000 Beschäftigten streikar¬ 
men Deutschland. In Dänemark sind 
es 123, in Frankreich 162. Auch das 
Gros der Medien jubelte. Nie wieder 
stünden Züge still oder höben Flug¬ 
zeuge nicht ab. Dabei warfen sie nicht 
nur Begriffe wie Betrieb, Unterneh¬ 
men und Konzern durcheinander, als 
sei das rechtlich so bedeutungs- wie 
mancher Kommentator ahnungslos. 
Fakt ist z.B., dass die ungeliebte GdF 
(Gewerkschaft deutscher Lokomotiv¬ 
führer) in einigen Bahnbetrieben die 
Mehrheitsgewerkschaft ist, dort also 
die Tarifverträge der EVG verdrängt 
werden könnten. 

Angefangen hatte es mit einer 
„Gemeinsamen Initiative 44 von DGB 
und BDA nach dem DGB-Kongress 
2010 - ohne gewerkschaftliche Dis¬ 
kussion. Das Bundesarbeitsgericht 
hatte zuvor mehrere Tarifverträge in 
einem Betrieb zugelassen. Diese Initi¬ 
ative scheiterte unter anderem an der 
Basisdiskussion in ver.di, aber auch an 


der FDP. Als die SPD ab 2013 unter 
Merkel mitregieren durfte, kam die 
Tarifeinheit per Gesetz wieder auf die 
Tagesordnung. 

Spartengewerkschaften wie der 
„Marburger Bund 44 „Cockpit 44 und 
die GdL hatten mit wenig Streiken¬ 
den große Wirkungen erzielt, in einem 
auf Sozialpartnerschaft getrimmten 
Umfeld für kleine Erdbeben gesorgt. 
Dass ver.di das unter vergleichbaren 
Umständen auch kann, zeigten nicht 
nur die Streiks des Abfertigungsperso¬ 
nals auf Flughäfen. Zudem verstehen 
sich die DGB-Gewerkschaften auch 
als gesellschaftspolitische Kraft, enga¬ 
gieren sich unterschiedlich stark z.B. 
auch für Frieden und Antifaschismus. 
Wo tun das GdL und Co.? 

Während die IGBCE dem Gesetz 
zustimmte, kritisierte die IGM einige 
Punkte, so das Nachzeichnungsrecht. 
Das wurde jetzt gestärkt. Es berech¬ 


tigt jene „Gewerkschaften 44 , die nie 
streiken, für ihre Mitglieder die Tarif¬ 
verträge der DGB-Gewerkschaften 
nachzuzeichnen. Das ist Lebenshilfe 
für Beitrags-Billigheimer, die auch 
Dumpingtarifverträge abschließen. 
Deren Interessen sollen nun mitbe¬ 
rücksichtigt werden, kritisiert ver.di. 
Zudem zwingt das Gesetz Mitglie¬ 
derzahlen offen zu legen, wenn z.B. 
irgendjemand behauptet, Mehrheits¬ 
gewerkschaft im Betrieb zu sein. Dann 
könne das Management besser kalku¬ 
lieren, was es sich erlauben kann, wird 
argumentiert. Nichts sagte das Ver¬ 
fassungsgericht dazu, dass die Unter¬ 
nehmer Betriebe so zuschneiden kön¬ 
nen, dass eine Gewerkschaft plötzlich 
Minderheit ist. Das Urteil schafft neue 
Rechtsunsicherheit; denn weniger als 
vorher ist klar, was rechtens sein soll 
und was zu ruinösen Regressforderun¬ 
gen führen könnte. 


Längst sind jene aktiv, die mehr 
wollen. So die CSU ein „modernes 
Streikrecht 44 mit Vorankündigungsfris¬ 
ten. Viele Streiks könnten wirkungs¬ 
los werden, ver.di kritisierte die EU- 
Kommission, die will, dass Fluglotsen 
Streiks 14 Tage vorher und drei Tage 
zuvor die Namen der Streikenden an¬ 
kündigen sollen. Tarifverhandlungen 
verkämen so zum kollektiven Betteln. 

Das Bundesverfassungsgericht 
unterließ es auch, überhaupt mal den 
Weg für ein umfassendes, demokra¬ 
tisches Streikrecht frei zu machen. 
In Deutschland gibt es nur Arbeits¬ 
kampfrecht, das sich auf tarifvertrag- 
lich regelbare Umstände beschränkt. 
Ein wirkliches Streikrecht wird aber 
kein Gericht und kein Parlament be¬ 
schließen, das werden sich die Arbei¬ 
tenden nehmen müssen, wie in ande¬ 
ren Ländern früher und heute auch. 

Volker Metzroth 


Nachdem das von der venezolanischen 
Rechten um das Oppositionsbündnis 
MUD veranstaltete „Referendum 44 
das gewünschte Ergebnis gebracht 
hat, steht das Land immer mehr unter 
Druck. Mit einer Wahlbeteiligung von 
7,1 Millionen Menschen, was ungefähr 
einem Drittel der Wahlberechtigen des 
Landes entspricht, votierten 98 Prozent 
der Wähler gegen den gewählten Präsi¬ 
dent Nicolas Maduro. 

Das von MUD gesteckte Ziel von 
einer Wahlbeteiligung von 8 Millionen 
konnte nicht erreicht werden. Ferner 
ist das Ergebnis nicht verifizierbar. Im 
Vorfeld der Abstimmung twitterte der 
Präsident der Nationalversammlung 
und Vorsitzende der Oppositionspar¬ 
tei Primero Justicia, Julio Borges, dass 
alle Venezolaner, „ob als Wähler einge¬ 
schrieben oder nicht, mit gültigem Aus¬ 
weis oder ohne 44 an der Abstimmung 
teilnehmen könnten. 

Am selben Tag wurde eine Test¬ 
wahl für die anstehende verfassungs¬ 
gebende Versammlung „Constituyen- 
te 44 am 30. Juli von der staatlichen 
Wahlbehörde CNE durchgeführt. Ti- 
bisay Lucena, Leiterin der CNE sprach 
von einer „massiven Beteiligung 44 und 
Präsident Maduro betonte, mit ihrer 
Beteiligung habe die Bevölkerung vor 
allem „die Gewalt zurückgewiesen 44 . 

Der US-Präsident Donald Trump 
kündigte an, wirtschaftliche Sanktio¬ 
nen gegen das unliebsame Land im 
Hinterhof der USA einleiten zu wol¬ 
len, sollte eine Mehrheit bei der Wahl 
für die Verfassunggebende Versamm¬ 
lung am 30. Juli für Maduro und die 
regierende PSUV stimmen. Die vene¬ 
zolanische Opposition kündigte einen 
24-stündigen Generalstreik an. ch 
Interview mit Carolus Wimmer, Inter¬ 
nationaler Sekretär der Kommunisti¬ 
schen Partei Venezuelas, auf den 
Seiten 12 und 13 

Nächste Woche keine UZ 

Mit dieser etwas erweiterten Aus¬ 
gabe geht die UZ-Redaktion in eine 
kleine Sommerpause. Die nächste 
Ausgabe erscheint am 4. August. 
Verlag und Redaktion 


Wenn sie geschossen hätten, Herr Scholz, was dann? 

Hamburgs Erster Bürgermeister verteidigt den Polizeieinsatz beim Gipfel 


„Polizeigewalt hat es nicht gegeben ...“ 
Für Hamburgs Ersten Bürgermeister 
Olaf Scholz (SPD) ist alles klar und er 
meint, dass der Polizei auch anschlie¬ 
ßend nichts vorzuwerfen sei. Am Frei¬ 
tag der vergangenen Woche berichtete 
die „Hamburger Morgenpost 44 aber von 
einem Einsatz einer Berliner Polizei¬ 
einheit im Rondenbarg (Bahrenfeld), 
der 14 Verletzte, darunter elf Schwer¬ 
verletzte, forderte. Die Einsatzkräfte 
drängten laut Berichten von Augenzeu¬ 
gen die Betroffenen von einer Mauer. 
Diese stürzten, nachdem ein Zaun zu¬ 
sammengebrochen war, zwei Meter in 
die Tiefe. Und obgleich da dann Leute 
mit offenen Brüchen lagen, hätten, so 
ein Augenzeuge, die Beamten weitere 
Personen die Mauer heruntergestoßen. 
„Sie schrien: ,Antifa-Schweine. Das ist 
euer Frühstück!? 4 Auch bei den folgen¬ 
den Festnahmen gab es Tritte. 


Im Internet dokumentieren Videos 
und Berichte die Polizeigewalt gegen 
friedliche Demonstrationen, beim 
Räumen von Sitzblockaden, aber auch 
gegen völlig unbeteiligte Zuschauerin¬ 
nen und Zuschauer. Übergriffe gab es 
auch auf Anreisende - wie auf eine 
Gruppe der SJD-Die Falken NRW, 
unter ihnen Minderjährige, die vier 
Stunden festgesetzt wurden - und auf 
Teilnehmer der friedlichen Proteste, 
die nach Hause fuhren. Übergriffe 
gab es auf Medienvertreter wie An¬ 
wälte. So stellte der Republikanische 
Anwaltsverein (RAV), im Vorfeld von 
der Polizei als „gefährlich 44 erklärt, in 
seiner Erklärung zu den Ereignissen 
unter anderem fest: „Anwält*innen 
wurden bei ihrer Arbeit innerhalb 
und außerhalb der Gefangenensam¬ 
melstelle behindert. Sie wurden oft¬ 
mals nicht zu Beistandsuchenden 


vorgelassen und sogar körperlich an¬ 
gegriffen. Zeitweise fand eine Gleich¬ 
setzung der Anwält*innenschaft mit 
dem Feindbild Demonstrant’ statt und 
Anwält*innen wurde unterstellt, Straf¬ 
taten zu fördern. 44 Scholz ist Mitglied 
im RAV. Was hat er getan, um solche 
weiteren Rechtsbrüche zu verhindern? 

Es ist offenbar auch unwichtig, 
dass die im Laufe der Gipfeltage stän¬ 
dig zahlreicher werdenden Berichte 
über verletzte Polizeibeamte unter die 
Rubrik Fake News fallen. Oder, dass 
laut ARD 189 Menschen mit teilweise 
schweren „demonstrationstypischen 44 
Verletzungen in Krankenhäuser ein¬ 
geliefert wurden. Und wie erklärt 
Herr Scholz den Einsatz der SEK, die 
u.a. im Schanzenviertel schwer be¬ 
waffnet Häuser stürmte und bei der - 
wie ein Einsatzleiter aus Sachsen be¬ 
richtete - der Schusswaffengebrauch 


erlaubt war? Wenn sie geschossen hät¬ 
ten, Herr Scholz, was dann? 

Und wie erklärt er, dass intern be¬ 
reits gegen 35 Polizeibeamte ermittelt 
wird - darunter gegen 27 wegen Kör¬ 
perverletzung im Amt? Wahrschein¬ 
lich hat man die Hoffnung, dass sol¬ 
che Ermittlungen lange dauern und 
„Gras über die Sache wachsen 44 wird? 
Es ist zudem nicht anzunehmen, dass 
die jetzt eingesetzten 170 Ermittler, die 
„linke 44 Gewalttäter aufspüren sollen, 
auch nur einen Handschlag dafür tun 
werden, die eigenen Schweinereien 
aufzudecken. Obgleich das Einsatz¬ 
konzept, die Gäste des Gipfels zu 
schützen, aber nicht das Demonstrati¬ 
onsrecht und die Bewohner der Stadt, 
sowie ständig zu eskalieren, statt auf 
Kommunikation und Deeskalation zu 
setzen, auch in den Reihen der Polizei 
umstritten ist. 


Für CDU und CSU ist das unwich¬ 
tig: Man kann Druck auf die SPD aus¬ 
üben und - vor allem - vor der „linken 
Gefahr 44 warnen. VS-Präsident Maaßen 
kann sich hinstellen und behaupten, er 
habe das ja schon lange gesagt. Bun¬ 
desinnenminister de Maiziere (CDU) 
schlägt erweiterte Meldeauflagen und 
wenn nötig Fußfesseln für „gewaltbe¬ 
reite Protestierer 44 vor. Bundesjustizmi¬ 
nister Maas (SPD) verlangt eine besse¬ 
re Verfolgung von Straftätern über das 
Internet. EU-weit. Der Vizechef der 
„Bürgerrechtspartei 44 FDP, Kubicki, 
fordert, wie CSU-, CDU- sowie AfD- 
Politiker vor ihm, autonome Zentren 
zu schließen. Die „Rote Flora 44 in Ham¬ 
burg ist für ihn ein „Hort des Linksex¬ 
tremismus 44 . Auf die massive Einschrän¬ 
kung von Grundrechten und vor allem 
des Demonstrationsrechts ging auch er 
nicht ein. Nina Hager 
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DKP kritisiert 
Preiserhöhung 

Der Verwaltungsrat des Verkehrs¬ 
verbundes Rhein Ruhr (VRR) hat 
zum 1. Januar 2018 eine durch¬ 
schnittliche Erhöhung der Tarife um 
1,9 Prozent beschlossen. Zum 1. Ok¬ 
tober 2017 tritt bereits eine vorge¬ 
zogene Erhöhung des VRR Sozial¬ 
tickets um 2,25 Euro auf 37,80 Euro 
in Kraft. Damit erhöht sich das VRR 
Sozialticket um sechs Prozent. Der 
VRR spricht insgesamt von einer 
„moderaten Preisanpassung.“ Die 
Bottroper DKP-Ratsfrau Irmgard 
Bobrzik erklärte dazu: „Der Verwal¬ 
tungsrat des VRR hat völlig den Be¬ 
zug zur Realität verloren, wenn der 
Preisanstieg für das Sozialticket drei 
Mal so hoch ist wie die durchschnitt¬ 
liche Tariferhöhung.“ 

Seit Einführung vor fünf Jahren 
verteuert sich das VRR Sozialticket 
damit um 26,4 Prozent! Die Hartz 
IV Sätze haben sich in der gleichen 
Zeit nur um 9,4 Prozent erhöht. 
DKP-Ratsfrau Irmgard Bobrzik: 
„Das Sozialticket verdient diesen 
Namen nicht. Es ist ein Skandal, dass 
arme Menschen immer mehr für den 
öffentlichen Nahverkehr bezahlen 
sollen. Die DKP fordert eine Erhö¬ 
hung der NRW Landesmittel für den 
VRR, damit Hartz IV-Bezieher kos¬ 
tenfrei den öffentlichen Nahverkehr 
nutzen können.“ 

Streiks bei Amazon 

Beschäftigte der Amazonstandor- 
te Bad Hersfeld, Leipzig, Graben, 
Rheinberg, Werne und Koblenz ha¬ 
ben in der vergangenen Woche im¬ 
mer wieder gestreikt. Anlass war der 
sogenannte Prime Day von Ama¬ 
zon mit erhöhtem Bestellvolumen 
im Verlauf der Woche. Die letzten 
Arbeitsniederlegungen gingen am 
15. Juli in Bad Hersfeld, Graben, 
Leipzig und Koblenz zu Ende. An 
den Tagen, an denen alle genannten 
Standorte im Streik waren, beteilig¬ 
ten sich deutlich über 2 000 Beschäf¬ 
tigte an den Arbeitsniederlegungen. 

„Die Streiks zum Prime Day 
waren erfolgreich. Amazon war 
deutlich überfordert, überall blie¬ 
ben etliche Lieferungen hegen, das 
Management reagierte nervös. Die 
Beschäftigten bei Amazon haben 
erneut ein deutliches Signal gesen¬ 
det, sie verlangen einen Tarifvertrag, 
damit Arbeitsbedingungen endlich 
auf Augenhöhe ausgehandelt und 
abgesichert sind. Die Beschäftig¬ 
ten leisten extrem harte Arbeit und 
haben bessere Arbeitsbedingungen 
mehr als verdient. Amazon ist auf¬ 
gefordert, endlich mit uns zu verhan¬ 
deln“, sagte ver.di-Bundesvorstands- 
mitglied Stefanie Nutzenberger. 

Erneut setzten die Beschäftigten 
auf eine unberechenbare Streiktak¬ 
tik: Die jeweiligen Arbeitsniederle¬ 
gungen wurden kurzfristig angekün- 
digt. 

EuGH-Urteil zur 
Mitbestimmung 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) begrüßt die 
Entscheidung des Europäischen Ge¬ 
richtshofs (EuGH) im Rechtsstreit 
eines Kleinaktionärs gegen den Tou¬ 
rismus Konzern TUI AG. „Der Ver¬ 
such, die Mitbestimmung über den 
Luxemburger Umweg auszuhebeln, 
ist gescheitert - die deutschen Rege¬ 
lungen sind unionsrechtskonform“, 
betonte ver.di-Bundesvorstands- 
mitglied Gabriele Gröschl-Bahr 
am vergangenem Dienstag. Zuvor 
hatten die Richter des obersten eu¬ 
ropäischen Gerichts im Verfahren 
Erzberger gegen TUI AG endgültig 
klargestellt, dass das deutsche Ge¬ 
setz über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer mit dem Unions¬ 
recht vereinbar sei. Entsprechend 
hatte sich neben den Regierungen 
Deutschlands, Frankreichs, Luxem¬ 
burgs, Österreichs und der Nieder¬ 
lande auch die EU-Kommission in 
einer Stellungnahme geäußert. 

Dem Kläger war es in dem Ver¬ 
fahren darum gegangen, den Auf¬ 
sichtsrat des Touristikunterneh¬ 
mens ausschließlich mit Vertretern 
der Anteilseigner zu besetzen. 


Schuldenfalle Studium 

„Centrum für Hochschulentwicklung“ untersuchte Seriosität von Studienkrediten - 
Gewerkschaften fordern radikale Reform der Studiumfinanzierung 



I m Rahmen des „CHE-Studienkre- 
dit-Tests 2017“ ist das gemeinnützi¬ 
ge „CHE Centrum für Hochschul¬ 
entwicklung“ zu dem Schluss gekom¬ 
men, dass die Finanzierungsangebote 
für Studienkredite in der Bundesrepu¬ 
blik „durchweg seriös und gut gestal¬ 
tet“ seien. Unter den 43 untersuchten 
Studienkrediten, Studiendarlehen und 
Bildungsfonds hätten viele Spitzen¬ 
ergebnisse in mehreren der fünf Be¬ 
wertungskategorien (Zugang, Kapa¬ 
zität, Kosten, Risikobegrenzung und 
Flexibilität) erreicht. Der diesjährige 
„CHE-Studienkredit-Test“ entstand 
in Zusammenarbeit mit dem Handels¬ 
blatt und bewertet die Vor- und Nach¬ 
teile von 43 aktuell verfügbaren Studi¬ 
enkreditangeboten. Dadurch soll eine 
transparente Marktübersicht für Stu¬ 
dierende und Studieninteressierte ge¬ 
schaffen werden. Ein gutes und seriö¬ 
ses Angebot erkenne man daran, dass 
bereits bei der Kreditaufnahme Klar¬ 
heit über die späteren Rückzahlungs- 
modalitäten herrsche. Dies sei jedoch 
nicht bei allen untersuchten Angeboten 
im Test der Fall. „Der Zinssatz für die 
Rückzahlung ist eine ganz entscheiden¬ 
de Stellschraube des Kreditvertrages“ 
erklärte der CHE-Experte Ulrich Mül¬ 
ler. Er wies darauf hin, dass Studieren¬ 
de, die einen Kredit aufnehmen, ange¬ 
sichts der aktuellen Niedrigzinsphase 
bei Vertragsabschluss auf Klarheit und 
Sicherheit des Zinsniveaus drängen 
sollten. Zudem warnte Müller, „neue 
innovative Angebote zur Studienfinan¬ 
zierung besonders genau zu prüfen“ 
Hierzu gehörten etwa Peer-to-peer- 
oder Crowdfunding-Kredite, die im 
diesjährigen Studienkredit-Test nicht 
bewertet worden seien. Dabei würden 
die Kredite nicht von der Bank, son¬ 
dern über ein Webportal von einzelnen 
oder mehreren Privatpersonen vermit¬ 
telt. „Unter dem Label,Studienkredit 4 
wird hier zu teils horrenden Zinssät¬ 
zen von über 10 Prozent ein Kredit ge¬ 


währt, der mit den Bedürfnissen eines 
Studierenden nichts zu tun hat 4 , 4 warnte 
Müller. 

Hingegen fordern der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) und das 
Deutsche Studentenwerk, mehr Men¬ 
schen in die Studienförderung einzu¬ 
beziehen. Schließlich sei das BAföG in 
den vergangenen Jahren „systematisch 
vernachlässigt“ worden, kritisieren sie. 
Lag die Zahl der BaföG-Empfänger 
in den 70er Jahren noch bei knapp 
50 Prozent, sei sie heute auf unter 20 
Prozent gesunken. „Zu viele potenti¬ 
ell Studieninteressierte aus ünanziell 
schwächeren Schichten nehmen kein 
Studium auf, weil sie gerade so eben 
keine Finanzierung über das BAföG 
mehr erhalten, ihre Eltern aber nicht 


in der Lage sind, ihren Lebensunterhalt 
zu finanzieren“, heißt es in einer Stel¬ 
lungnahme der beiden Organisationen. 
Um diese Gruppe für ein Studium zu 
gewinnen müsse „das BAföG bis weit 
in die soziale Mittelschicht hineinrei¬ 
chen“. Dafür müssten die Freibeträge 
der Förderung „regelmäßig und dyna¬ 
misch an die Preis- und Einkommens¬ 
entwicklung angepasst werden 44 . 

Für weitreichende Reformen des 
BAföG sprachen sich im Februar die¬ 
ses Jahres auch die DGB-Jugend, die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen¬ 
schaft (GEW) sowie andere Gewerk¬ 
schaften aus, als sie ihren „Alternativen 
BaföG-Bericht“ vorlegten. Darin kriti¬ 
sierten sie, dass die „gute wirtschaftli¬ 
che Situation der letzten Jahre nicht für 


Zukunftsinvestionen genutzt“ worden 
sei. Stattdessen sei das BAföG erodiert 
und „wurde nicht mal auf das Niveau 
von 2012 gehoben“. „Die Förderung 
wurde in den vergangenen 45 Jahren 
nicht ausreichend erhöht. 2016 lagen 
die Bedarfssätze um 6,4 Prozentpunk¬ 
te unter der Entwicklung der Lebens¬ 
haltungskosten seit 1971“, konstatierten 
die Gewerkschafter außerdem. Zudem 
seien geförderte Studierende aus fi¬ 
nanzschwachen Elternhäusern mehr¬ 
fach belastet. „Es kommt vermehrt zu 
einem Ende der Förderung oder Ab¬ 
bruch der Ausbildung“, warnen die Ex¬ 
perten. Als erste Gegenmaßnahme for¬ 
dern sie daher, die Fördersätze sofort 
um 6,5 Prozent anzuheben. 

Markus Bernhardt 


ThyssenKrupp-Vorstand 
verschärft Konflikt 

Erneuter Stellenabbau vor der Fusion mit Tata 
Aktienkurs steigt 


Vor dem Hintergrund der geplanten 
Fusion von ThyssenKrupps Stahltoch¬ 
ter mit dem Stahlproduzenten Tata 
Steel hat der Essener Konzern einen 
erneuten Stellenabbau angekündigt. 
Die Arbeitsplatzvernichtung betrifft 
diesmal 2 500 Stellen der insgesamt 
18 000 Arbeitsplätze in der Verwaltung. 
Nach der Ankündigung stieg der Akti¬ 
enkurs um 3,1 Prozent auf fast 27 Euro 
je Aktie -“ so hoch wie seit 2011 nicht 
mehr“, berichtete das Handelsblatt. 

Die IG Metall im Betriebsrat der Thys- 
senKrupp Steel Europe AG bewertet 
die Pläne als einen weiteren Schlag ins 
Gesicht der Mitbestimmung. In einer 
Information an die Beschäftigten stellt 
sie fest: 

„Über eine Mitarbeiterinformation 
hat der Vorstand von ThyssenKrupp 
Steel gestern angekündigt, im Rahmen 
des Konzernprogramms Benchmark of 
Functions im Stahl-Verwaltungsbereich 
400 bis 600 Stellen abzubauen. Noch 
vor kurzer Zeit hat man uns vorgewor¬ 
fen, die Beschäftigten zu verunsichern, 
wenn wir von 4 000 Stellen reden, die 
abgebaut werden sollen. Nun zeigen sie 
ihr wahres Gesicht und begeben sich 
genau auf diesen Weg dahin. Leider 
hatten wir offensichtlich Recht. Hier 
wird ein klarer Vertrauensbruch be¬ 
gangen. Trotz mehrmaliger Aufforde¬ 
rung ist der Vorstand nicht seiner Ver¬ 
pflichtung nachgekommen, das kom¬ 
plette Restrukturierungskonzept dem 
Gesamtbetriebsrat darzulegen, so wie 
es das Betriebsverfassungsgesetz vor¬ 
schreibt. Diese Vorgehensweise zeigt 
eindeutig, was der Vorstand von den 


Grundrechten der Belegschaften und 
der Mitbestimmung hält. 

Dies können und werden wir uns 
nicht gefallen lassen. Der Vorstand hat 
diese Eskalation zu verantworten.“ 

Im Geschäftsjahr 2011/2012 hat¬ 
te ThyssenKrupp das Programm „Im¬ 
pact“ begonnen. Der Einkauf wurde 
zusammengefasst und „die Produktion 
leistungsfähiger gemacht“. Das Unter¬ 
nehmen erklärte, in den vergangenen 
Jahren die Kosten jährlich um 800 Mio. 
bis zu einer Milliarde Euro reduziert 
zu haben. 

Diese Kostensenkungen gehen of¬ 
fensichtlich zu Lasten der Belegschaf¬ 
ten. Auf seiner Homepage lässt der 
Konzern erklären: „In unserem kon¬ 
zernweiten Effizienzprogramm Im¬ 
pact’ bündeln wir alle erforderlichen 
Initiativen und Maßnahmen. Die Me¬ 
thodik und die Systematik von ,impact’ 
sind als fester Bestandteil unserer Leis¬ 
tungskultur etabliert.“ 

Zynisch mutet es weiter an: „Ziele 
unserer Personalarbeit sind die Stär¬ 
kung von Zusammenarbeit und Ver¬ 
trauen sowie Qualiüzierung und Ta¬ 
lententwicklung. Wir leben eine Kultur, 
die die Eigenverantwortung unserer 
Mitarbeiter stärkt und ihnen Raum 
für die persönliche Weiterentwicklung 
gibt. Dabei stellen wir eine hohe Inte¬ 
grität ins Zentrum unseres unterneh¬ 
merischen Handelns.“ 

Die aktuelle Realität ist die Ankün¬ 
digung des Konzerns: „Wir werden al¬ 
les daran setzen, den Stellenabbau so- 
zialverträglich zu gestalten“ 

Werner Sarbok 


Branchentreffen Gesundheit 

Das dritte „Branchentreffen Gesundheit“ des Arbeitskreises Wirtschafts- und 
Sozialpolitik findet am Samstag, dem 29. Juli statt.Tagungsort ist der Sitz des 
Parteivorstandes der DKP, die Veranstaltung ist geplant von 11.15 Uhr bis 16.00 
Uhr. 

Das Treffen richtet sich an Beschäftigte in den Krankenhäusern, an die für die¬ 
sen Bereich in den Bezirken verantwortlichen Genossinnen und Genossen und 
an die, die in Bündnissen zum Bereich Gesundheit aktiv sind. 

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen: 

Stand der Tarifrunde Entlastung - Bericht 
Aktionstage im Rahmen derTarifrunde im September 

Einschätzung zur weiteren Entwicklung der Tarifrunde Entlastung nach den 
Bundestagswahlen - Diskussion 

Aktivitäten der bundesweiten Unterstützungsbündnisse 
Verschiedenes 

Eine Anmeldung ist erforderlich unter dkp.pv@t-online.de 


Aktionsmonat in München 



Das Betriebsaktiv München hat vor den bayerischen Sommerferien nochmal in 
die Hände gespuckt. Bei drei Infoständen und bei der Demo „Ausbildung statt 
Abschiebung“ verteilte es mehrere hundert Sofortprogramme sowie etliche UZs. 
Für die Veranstaltung mit Carolus Wimmer gab es eine Briefkastenverteilung 
mit über 4 000 „3-Gründe“-Flyern inklusive Veranstaltungseinladung. Zur 
Veranstaltung kamen dann über 130 Personen. Nach den Sommerferien wird es 
nochmal Infostände geben und eine Mammut-Briefkastenaktion mit 20 000 
Münchner Kandidatenflyern und 16 500 UZ Extra. 
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ver.di verlangt kommunalen 
„Schuldenschnitt“ 

Land soll übernehmen - 34 000 Lehrerinnen und Lehrer fehlen 



S tädte, Gemeinden und Landkreise 
werden von ihren Schulden auf¬ 
gefressen. Rechnerisch - weil die 
Ausgaben die Einnahmen übersteigen. 
Politisch - weil die Kommunen mit 
Aufgaben überfordert und mit sinken¬ 
den Steuereinahmen ausgeblutet wer¬ 
den. Die Folgen: Gebühren steigen, Ki¬ 
tas, Schwimmbäder und zu guter Letzt 
Grabstellen werden teurer. Und das al¬ 
les trotz des ganz beachtlichen Booms 
in der Ökonomie mit zunehmenden 
Steuereinkommen des Fiskus. 

Weder die Kanzlerin noch die Re¬ 
gierung wollen daran etwas ändern. 
Schon gar nicht die Banken, für die die 
Kommunen ein Selbstbedienungsladen 
mit Einnahmegarantie sind. Adminis¬ 
trative Folgen: Haushaltssicherungs¬ 
pläne müssen aufgelegt werden, die 
den kommunalen Spielraum allerdings 
noch weiter strangulieren. 

Die Beratungsgesellschaft Ernst& 
Young ermittelte im vergangenen 
Jahr, dass es Schuldenverringerung 
und Schuldensteigerung gibt. Unterm 
Strich stieg der Schuldenberg der Kom¬ 
munen mit mehr als 20 000 Einwoh¬ 
nern auf 82,8 Mrd. Euro. Ein Viertel 
der Kommunen sieht sich dabei nicht 
mehr in der Lage, die Schulden zu til¬ 
gen. Fazit: Bei den Reichen läuft’s bes¬ 
ser, bei den Armen wird’s schlimmer. 
Das „Handelsblatt“ bestätigt: „Es fehlt 
eine Perspektive, wie sie dem Teufels¬ 
kreis aus Schulden, Leistungskürzun¬ 
gen und sinkender Attraktivität wieder 
entkommen können.“ 

Seit fast 50 Jahren stehen die kom- 
munalpolitischen Positionen der DKP 
dagegen. Zinsmoratorium und Schul¬ 
denschnitt lauten die Forderungen. 
Nun gibt es auch von der Gewerk¬ 
schaft ver.di mit dem „Kommunal¬ 
finanzbericht 2017“ eine erfreuliche 
Solidaritätserklärung für die Rathäu¬ 
ser: Schuldenschnitt für die Kommu¬ 
nen! Die Gewerkschaft hat allein für 
die Kassenkredite („Ausgleich kurz¬ 
fristiger Liquiditätsschwankungen“) 
in NRW ein Haushaltsminus von fast 
26,8 Mrd. Euro ermittelt. 

Die von ver.di in Auftrag gegebene 
Untersuchung kommt ferner zu dem 
Schluss: „Auch die Beschäftigten müs¬ 
sen weiterhin mit einer Intensivierung 
der Arbeit und einem massiven Stel¬ 
lenabbau rechnen. Nicht nur die Stär¬ 
kungspakt-Kommunen, sondern auch 
viele andere Kommunen streichen ih¬ 
ren Haushalt zusammen.“ 


Auch ver.di sieht „die bundes- und 
landespolitischen Unterstützungs¬ 
maßnahmen sowie die schmerzhaften 
Kürzungsmaßnahmen der Stärkungs¬ 
pakt-Kommunen nicht als Lösung der 
Finanzprobleme“ an. Der „Stärkungs¬ 
pakt“ des Landes ging über 5,76 Milli¬ 
arden Euro, verlangte aber gleichzei¬ 
tig massive Einschnitte der Kommu¬ 
nen bis zum Haushaltausgleich in 2021. 
Von 2012 bis 2021 sollen im Bereich 
der Kinder- Jugend- und Familienhil- 
fe 574 Mio. Euro „eingespart“ werden. 
Von 2012 bis 2014 waren es bereits 112 
Mio. Euro. 

So könnte die Entlastung nach den 
ver.di-Vorstellungen laufen: Das Land 
nimmt einen Kredit „zu sehr günstigen 
Zinskonditionen“ auf, und ein „wesent¬ 
licher Teil der kommunalen Schulden 
würde übernommen.“ Statt kurzfristi¬ 
ger „Lösungen“ geht es darum, „die Fi¬ 
nanzausstattung dauerhaft zu verbes¬ 
sern“. Der Wirtschaftswissenschaftler 
Achim Truger legt nach: „Grundsätz¬ 
lich muss dazu das Konnexitätsprin¬ 
zip ,Wer bestellt, bezahlt’ durchgesetzt 


werden. Anders ausgedrückt: Wenn die 
Kanzlerin zum Beispiel die Flüchtlinge, 
was gut ist, begrüßt, dann kann sie die 
Kosten für diesen Clou nicht den Ge¬ 
meinden aufdrücken. Dann muss die 
Bundesregierung auch dafür zahlen. 

Der Vorschlag von ver.di geht aller¬ 
dings nicht so weit, dass ein Moratori¬ 
um beschlossen werden könnte, nach 
dem die Banken von den Kommunen 
nicht länger mit Zinsen und Zinseszins 
bedient werden. Eine solche Forderung 
wäre vermutlich „systemrelevant“. 

Wie Sarkasmus mutet der Anspruch 
der neuen NRW-Landesregierung von 
CDU und FDP an, die keine Kredite, 
weniger Steuern und zugleich höhe¬ 
re Investitionen fordert. Durch diese 
Haushaltspolitik würden soziale Un¬ 
gleichheit und Kinderarmut gefördert. 
Truger warnt zudem vor den Steuer¬ 
senkungsabsichten der CDU-Mittel- 
standsvereinigung, die auf 2,1 Mrd. 
Euro bis 2021 hinauslaufen. Eine wei¬ 
tere Maßnahme zur Ausblutung der 
Kommunen. Ver.di richtet den Fokus 
anders aus: Höhere Einkommen stär¬ 


ker besteuern, keine Schonung der 
Kapitalerträge, Anhebung der Vermö¬ 
gens- und Erbschaftssteuer. 

Und in der Zusammenfassung 
heißt es abschließend: „Der Bund soll¬ 
te stärker als geplant die Finanzierung 
von (Teilen der) kommunalen Sozial¬ 
ausgaben übernehmen und einen Ent¬ 
schuldungsfonds für Länder und Kom¬ 
munen einrichten sowie verstärkt kom¬ 
munale Problemlagen im Rahmen des 
föderalen Finanzausgleichs angehen.“ 

Das Geld der Reichen wird also 
dringend benötigt. Einen Schreck mag 
da aktuell manchem Kämmerer sogar 
die Bertelsmann-Stiftung eingejagt ha¬ 
ben. Sie ermittelte: 2030 fehlen bundes¬ 
weit rund 30 000 Klassen. Die sollen 
ja Klassenräume bekommen, die die 
Kommunen bauen müssen. Und 43 000 
Lehrerinnen und Lehrer müssten selbst 
bei gleichbleibend großen Klassen ein¬ 
gestellt werden. Das Problem fängt 
aber in NRW sofort an: Die neunjähri¬ 
ge Schullaufbahn verlangt mehr Tische, 
Stühle und Kreide als die achtjährige 
Schülerbiograüe. Uwe Koopmann 


Wahlgeschenke aus Potsdam 

Brandenburger Landesregierung will beitragsfreie KiTa - Mittelschicht profitiert 


Es ist Wahlkampf in Brandenburg, 
und die Sozialdemokraten verspre¬ 
chen die ersten Geschenke. Die SPD- 
Landtagsfraktion hat in der vergan¬ 
genen Woche verkündet, ab 2018 
würde das letzte Jahr im Kindergar¬ 
ten kostenlos. Das sei der „Einstieg 
in die vollständige Beitragsfreiheit“, 
sagte der SPD-FraktionsVorsitzende 
Mike Bischoff. Ein zentrales Thema 
im Wahlkampf sind die kostenlosen 
Kindertagesstätten von SPD-Kanz- 
lerkandidat Martin Schulz, und die 
Brandenburger SPD stellt sich jetzt 
hinter diese Idee. 

Mit dem Beschluss übernimmt die 
SPD-Fraktion eine Position, die seit 
Jahren von den „Linken“ eingefor¬ 
dert wird. Schon 2015 hatte Finanz¬ 
minister Christian Görke (Partei „Die 
Linke“) im rbb-Sommerinterview 
versprochen, sich für ein beitragsfrei¬ 
es Vorschuljahr einzusetzen. Etwa 
22 000 Kinder wären nach Auskunft 
des Brandenburger Bildungsministe¬ 
riums betroffen. Dem Land würde das 
etwa 20 Millionen Euro im Jahr kos¬ 
ten - ein großzügiges Geschenk, von 
dem vor allem die Mittel- und Ober¬ 
schicht proütieren würde. 


Bisher gilt das Solidarprinzip: Die 
Kommunen sind gesetzlich verpflich¬ 
tet, die Kita-Gebühren nach sozialen 
Gesichtspunkten zu staffeln. Anders 
ausgedrückt: Wer viel verdient, muss 
auch mehr bezahlen. In Cottbus muss 
beispielsweise eine Familie im Bezug 
von Hartz IV für das erste Kind zehn 
Euro im Monat berappen. Eine Fami¬ 
lie mit einem Haushaltseinkommen 
von mehr als 102 000 Euro müsste 
dagegen für das erste Kind zwischen 
326 Euro und 388 Euro bezahlen, je 
nachdem, wie viele Stunden das Kind 
betreut werden muss. Durch das bei¬ 
tragsfreie Vorschuljahr würde die ers¬ 
te Familie um 120 Euro im Jahr ent¬ 
lastet, die zweite hätte dagegen bis zu 
4 700 Euro mehr in der Tasche. 

Diese Besserstellung der mittle¬ 
ren und oberen Einkommen ist nur 
schwer zu rechtfertigen. Einen Grund 
führt das Bundesfamilienministerium 
in einem Bericht an: „Eine sozialver- 
trägliche Gestaltung von Beiträgen 
bis hin zur Beitragsfreiheit kann die 
Nutzung außerfamiliärer Betreu¬ 
ungsangebote insbesondere auch 
durch bildungsferne oder sozial be¬ 
nachteiligte Familien sowie Familien 


mit Migrationshintergrund fördern“. 
Also, wenn die Betreuungsquote ge¬ 
ring ist und Kinder aus benachteilig¬ 
ten Familien an der frühkindlichen 
Bildung teilhaben sollen. Ein Grund 
allerdings, der auf Brandenburg nicht 
zutrifft. 

Vor zwei Jahren sah die rot-rosa 
Landesregierung ein beitragsfreies 
Vorschuljahr deshalb auch noch kri¬ 
tisch. Auf eine Kleine Anfrage der 
CDU-Fraktion antwortete sie: „Die 
Befreiung von Beiträgen für Kinder 
im letzten Kindergartenjahr wäre we¬ 
der unter fachlichen Aspekten noch 
unter dem Gesichtspunkt des Fami- 
lienleistungsausgleichs ein Schritt in 
die fachpolitisch richtige Richtung. 
Da die Betreuungsquote in dieser 
Altersgruppe bereits fast 100 Prozent 
beträgt, kann hierdurch keine Steige¬ 
rung der Inanspruchnahme erreicht 
werden“. Was sich bis heute daran ge¬ 
ändert hat, bleibt ihr Geheimnis. 

Die „LIGA der freien Wohlfahrts¬ 
pflege - Spitzenverbände im Land 
Brandenburg“, der Dachverband der 
großen Betreiber der Kindertages¬ 
stätten hat sich bisher auch gegen die 
Beitragsfreiheit ausgesprochen. Bil- 


dungsqualität müsse vor Elternbei¬ 
tragsbefreiung stehen, was so viel hei¬ 
ße, dass erst einmal die „qualitätsbe- 
einflussenden Rahmenbedingungen 
auskömmlich finanziert“ sein müss¬ 
ten, schrieb die LIGA vergangenen 
September anlässlich einer Anhörung 
im Landtag. Bis dahin sei die Kosten¬ 
beteiligung der Eltern notwendig. 

Erst im Juni hat die LIGA vor ei¬ 
nem Mangel an Fachkräften in Bran¬ 
denburger Einrichtungen gewarnt. 
Mancherorts sei dieser Mangel schon 
dramatisch spürbar, „gleichwohl es 
statistisch gesehen keinen Fachkräfte¬ 
mangel geben dürfte“, heißt es in der 
Auswertung einer Umfrage in Bran¬ 
denburger Kindertagesstätten. So sei¬ 
en motivierte, persönlich und fachlich 
geeignete Mitarbeiter immer schwe¬ 
rer zu finden. Einrichtungen stün¬ 
den „immer wieder aufs Neue vor 
der Entscheidung die Einrichtung zu 
schließen oder die Öffnungszeiten 
(temporär) zu kürzen oder gar freie 
Platzkapazitäten unbelegt zu lassen, 
weil das notwendige pädagogische 
Personal nicht vorgehalten werden 
kann“. 

Bernd Müller 


GEW fordert mehr 
Lehrkräfte 

Mit Blick auf die Studie „Demografi¬ 
sche Rendite ade“ der Bertelsmann- 
Stiftung fordert die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
eine gemeinsame Kraftanstrengung 
zur Sicherung des Lehrkräfte-Nach- 
wuchses. „Die heute veröffentlichte 
Studie zeigt eindringlich, was Schul¬ 
leitungen, Lehrerinnen und Lehrer 
und Personalräte an vielen Orten in 
Deutschland tagtäglich erfahren: Es 
wird immer schwieriger, die steigen¬ 
de Zahl von Schülerinnen und Schü¬ 
lern mit qualifizierten Lehrkräften 
zu versorgen“, sagte die GEW-Vor¬ 
sitzende Marlis Tepe. „Es muss jetzt 
schnell gehandelt werden. Es ist spät, 
doch niemals zu spät, die Probleme 
anzugehen. Klar ist jedoch: Ohne 
mehr Geld für Bildung - für mehr 
Lehrkräfte, weiteres pädagogisches 
Fachpersonal sowie Sanierung und 
Ausbau von Schulgebäuden - wird 
das nicht funktionieren“, mahnte sie. 

Besonders an Grundschulen sei 
das Problem gravierend. „Wenn die 
Arbeit mit kleinen Kindern weniger 
honoriert wird als die Arbeit mit den 
älteren, wird dieser Mangel nicht zu 
beheben sein“, kritisierte die GEW- 
Vorsitzende. 

Baugenehmigungen 

rückläufig 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) fordert 
angesichts der neuesten Zahlen des 
Statistischen Bundesamts stärkere 
Anstrengungen für den Bau bezahl¬ 
barer Wohnungen. „Dass die Zahl 
der Baugenehmigungen für Wohnun¬ 
gen insgesamt abnimmt, ist ein Warn¬ 
signal. Wir brauchen dringend mehr 
Wohnraum“ sagte der IG BAU-Bun- 
desvorsitzende Robert Feiger. „Die 
Politik in Bund, Ländern und Kom¬ 
munen muss sich stärker anstren¬ 
gen, alles dafür zu tun, dass gerade 
Menschen mit geringen Einkommen 
Wohnungen finden.“ Das Statistische 
Bundesamt hat aktuell die Zahlen 
der Baugenehmigungen für Woh¬ 
nungen veröffentlicht. Danach sind 
die Genehmigungen in den ersten 
fünf Monaten 2017 um 7,6 Prozent 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum 
gesunken. Die Genehmigungen von 
Einfamilienhäusern brachen um 4,7 
Prozent ein, dagegen gab es einen 
Zuwachs um vier Prozent bei Woh¬ 
nungen in Mehrfamilienhäusern. 

Tarifabschluss bei 
McDonald's und Co. 

Nach vier ergebnislosen Tarifver¬ 
handlungen und deutschlandweiten 
Warnstreiks haben sich die Gewerk¬ 
schaft N ahrung- Genuss- Gaststätten 
(NGG) und der Bundesverband der 
Systemgastronomie (BdS) in der 
Nacht zu Freitag, den 14. Juli 2017, 
auf den Abschluss eines neuen Tarif¬ 
vertrags geeinigt. 

Die neue Vereinbarung sieht - bis 
zum Dezember 2019 - Lohnerhöhun¬ 
gen zwischen 7,3 und 8,7 Prozent in 
drei Stufen vor. Das Einstiegsgehalt 
liegt ab 1. August 2017 bei 9,00 Euro. 

Dazu erklärte der Verhandlungs¬ 
führer und stellvertretende Vor¬ 
sitzende der Gewerkschaft NGG, 
Guido Zeitler: „Mit diesem Tarifab¬ 
schluss wird der Abstand der unters¬ 
ten Lohngruppe zum Mindestlohn 
deutlich ausgebaut - damit haben wir 
ein wichtiges Ziel erreicht.“ 

Der neue Tarifvertrag hat eine 
Laufzeit bis zum 31. Dezember 2019. 
Die Vergütungen der Auszubilden¬ 
den steigen in den kommenden 29 
Monaten in allen drei Ausbildungs¬ 
jahren um 60 Euro. 

Die Gewerkschaft NGG hat mit 
dem Bundesverband der System¬ 
gastronomie (BdS) über einen neu¬ 
en Tarifvertrag und mehr Geld für 
die rund 100 000 Beschäftigten in 
den Mitgliedsunternehmen des BdS 
verhandelt. Dazu gehören unter an¬ 
derem McDonald’s, Burger King, 
Starbucks und Pizza Hut. Die NGG 
war mit einer Forderung von 6 Pro¬ 
zent mehr Geld für alle Beschäftigten 
und Einstiegslöhnen deutlich ober¬ 
halb des Mindestlohns von 8,84 in Ta¬ 
rifverhandlungen gegangen. 
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Dülmener Friedensinitiative 
besucht US-Army 

„Keine Ruhe geben, bis das Depot wieder verschwindet“ 


Das riecht nach Groko 

Die SPD stellt einen „Zukunftsplan“ vor 



„Friedensfreunde Dülmen“ beim Besuch des US-Waffendepots in den ehemali¬ 
gen Tower Barracks Dülmen. 


UZ: In der vergangenen Woche haben 
Mitglieder der Friedensfreunde Dül¬ 
men‘ den im Aufbau befindlichen Mi¬ 
litärstützpunkt der USA in den Dülme¬ 
ner „ Tower Barracks “ besichtigt, (siehe 
Foto) Wie kam es zu dieser ja nicht ganz 
alltäglichen Ortserkundung? 

Michael Stiels-Glenn: Angefangen hat 
die Geschichte damit, dass wir in Brie¬ 
fen an die Münsterländer Bundestags¬ 
abgeordneten und die Dülmener Bür¬ 
germeisterin Lisa Stremlau (SPD) be¬ 
sorgt Fragen zu diesem Waffendepot 
stellten. Da die Bürgermeisterin sich 
durch unsere Fragen bedrängt fühlte, 
schlug sie vor, dass wir uns doch direkt 
an die US-Army wenden sollten. Und 
das machten wir dann. Es waren eini¬ 
ge Briefe an die US-Army in Wiesba¬ 
den nötig mit konkreten Fragen, was 
die Stationierung für die Stadt Dülmen 
und ihre Bürger bedeutet. Die US-Ar¬ 
my gab uns schließlich einige Auskünf¬ 
te - aber die warfen weitere Fragen auf 
und so schrieben wir erneut. Dass Frie¬ 
densaktivisten sich direkt an das Mili¬ 
tär wenden, geschieht nicht häufig; wir 
hatten nicht damit gerechnet, dass die 
US-Army uns antwortete und der ge¬ 
rade gegründeten Initiative schließlich 
anbot, sich im Depot ein eigenes Bild 
von der derzeitigen Lage zu machen. 
Auch das ist nach unserer Kenntnis bis¬ 
her bundesweit nicht üblich. 

UZ: Habt ihr dort Informationen be¬ 
kommen oder nur PR-Sprüche? 

Michael Stiels-Glenn: Die US-Army 
verlangte, dass unsere sechsköpfige 
Delegation ihre Personalien detailliert 
angab. Man erwartete uns mit Mitar¬ 
beitern des Depots, aber auch mit ei¬ 
nem Verbindungsoffizier aus dem 
Hauptquartier in Wiesbaden sowie 
einem eigenen Presseteam. Die Ge¬ 
sprächsatmosphäre war sachlich und 
freundlich bei Akzeptanz für die unter¬ 
schiedlichen Sichtweisen. Unsere Ini¬ 
tiative ging davon aus, dass wir keine 
politischen Debatten mit den Militärs 
führen, sondern uns vor Ort informie¬ 
ren lassen. Dann wurden wir durch das 
noch weitgehende leere Depot gefah¬ 
ren, in dem erst 15 Prozent der geplan¬ 
ten Militärausrüstung gelagert sind. 
Gefüllt und einsatzbereit soll das De¬ 
pot erst 2020 sein. 

Der Anschluss des eigenen Güter¬ 
bahnhofs ans Gleisnetz wird bald frei¬ 
gegeben. Dann beginnt die Lieferung 
des Materials per Bahn. Die Vertreter 
der US-Army haben natürlich altbe¬ 
kannte PR-Sprüche vom Nutzen des 
Stützpunktes gebracht - Kaufkraftstei¬ 
gerung, Arbeitsplatzsicherung etc.- und 
„Friedenssicherung durch Abschre¬ 
ckung“. Die machen ihren Job, und wir 
unsere Friedensarbeit. 

UZ: Was soll in Dülmen gelagert wer¬ 
den? Welche Bedeutung hat der Stütz¬ 
punkt für die NATO-Strategie? 

Michael Stiels-Glenn: Im Dülmen 
Army Depot, das von den Niederlan¬ 
den aus geleitet wird, befindet sich spä¬ 
ter Ausrüstung für eine US-Brigade mit 
etwa 4 000 Soldaten, so ein komplettes 
Feldlazarett (Container, OPs, Strom¬ 
aggregate, Wassertanks, usw.), gepan¬ 
zerte LKW und Geländefahrzeuge, 


Bergepanzer, aber auch zwei verschie¬ 
dene Typen von Raketenwerfern für 
Boden-Luft-Raketen und Panzerhau- 
bitzen. Waffen und Ausrüstung wer¬ 
den von bis zu 230 Zivilangestellten in 
ständiger Einsatzbereitschaft gehalten. 
Im Krisenfall wären alle Waffen binnen 
96 Stunden einsatzbereit, auf die Bahn 
verladen und in den Osten transpor¬ 
tiert, wo eingeflogene US-Kampfver- 
bände die Ausrüstung übernehmen. 
Für ein Munitionslager gäbe es keiner¬ 
lei bauliche Voraussetzungen. Kampf¬ 
panzer würden ab Oktober 2017 im 
niederländischen Eygelshoven (nahe 
der deutschen Stadt Herzogenrath und 
dem Militärflugplatz Geilenkirchen) 
stationiert; ein dritter Stützpunkt wird 
weitere 50 km westlich im belgischen 
Ort Zutendaal eingerichtet. 

UZ: Hat euch der Besuch in eurem En¬ 
gagement irgendwie beeindruckt? Bleibt 
für die Zukunft ausgeschlossen, dass 
dort Waffen und Munition gelagert wer¬ 
den und kann die demokratische Öffent¬ 
lichkeit das überhaupt kontrollieren? 

Michael Stiels-Glenn: Wir Friedens¬ 
freunde Dülmen suchen das Gespräch 
mit allen politischen Kräften, auch mit 
Militärs. Uns war früh klar, dass das 
Waffendepot in Dülmen Teil der Auf¬ 
rüstung der NATO mit modernsten 
Waffen ist. Wir halten diese Drohku¬ 
lissen für gefährlich und jede Moder¬ 
nisierung erhöht das Risiko, weil die 
Vorwarnzeiten kürzer werden. Unser 
Ziel sind politische Lösungen - die 
Aufnahme von Gesprächen mit Russ¬ 
land ohne Vorbedingungen, gegenseiti¬ 
ge Kontrollbesuche und Inspektionen, 
Verhandlungen und Verträge zur Rüs¬ 
tungskontrolle und -begrenzung: Al¬ 
les das hatten wir bis zum Anfang der 
1990er Jahre bereits einmal. Natürlich 
werden hier nicht nur ein Lazarett, son¬ 
dern Waffensysteme und kriegswichti¬ 
ge Ausrüstung gelagert - es handelt 
sich nicht um eine Rote-Kreuz-Stati- 
on. Wir werden auch die Nachbarn und 
Anwohner informieren und sie bitten, 
uns Beobachtungen mitzuteilen. 

UZ: Was sind eure nächsten Aktionen? 

Michael Stiels-Glenn: Am 9. August 
haben wir die Friedensfahrradtour der 
DFG/VK in Dülmen zu Gast und orga¬ 
nisieren hier eine kleine Kundgebung. 
Die Bürgermeisterin ist mittlerweile 
bereit, der Initiative „Bürgermeister 
für den Frieden“ beizutreten. Sie wird 
die Friedenstour der DFG/VK begrü¬ 
ßen. Die Friedensfreunde werden die 
Jahrestage der Atombombenabwürfe 
auf Hiroshima und Nagasaki nutzen, 
um auf das Leid der Zivilbevölkerung 
hinzuweisen. Kurz danach werden mei¬ 
ne Frau und ich per Fahrrad zu den an¬ 
deren US-Depots in Eygelshoven und 
Zutendaal aufbrechen, um uns vor Ort 
zu informieren und vielleicht sogar 
Kontakte für eine internationale Zu¬ 
sammenarbeit zur Abschaffung dieser 
Waffendepots zu suchen. Kurze Zeit 
später werden wir bei der Aktionswo¬ 
che „Stopp Ramstein“ mitmachen, weil 
Dülmen ja nun auch US-Stützpunkt 
ist und wir den Erfahrungsaustausch 
mit Friedensinitiativen anderer Stütz¬ 
punkt-Orte suchen. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


D eutschland kann mehr!“ Wieder 
einmal gab sich Martin Schulz 
kämpferisch und erhielt viel Bei¬ 
fall von den anwesenden Genossinnen 
und Genossen seiner Partei. Am vergan¬ 
genen Sonntag stellte der Kanzlerkandi¬ 
dat im Willi-Brandt-Haus in Berlin den 
19-seitigen Zukunftsplan der SPD „Das 
moderne Deutschland. Zukunft. Gerech¬ 
tigkeit. Europa“ vor. Knapp drei Wochen 
nach Verabschiedung des 116-seitigen 
Wahlprogramms. Der Zukunftsplan soll 
das Wahlprogramm ergänzen. 

„Modern“, „Zukunft“, „Gerechtig¬ 
keit“? Das klingt doch schon mal gut und 
so richtig zeitgemäß. Die SPD war da¬ 
bei natürlich schon immer, wie es in der 
Kurzfassung des Plans einleitend heißt, 
„eine Kraft des gesellschaftlichen Fort¬ 
schritts. Es ist eine sozialdemokratische 
Kernkompetenz, den Wandel nach sozi¬ 
alen und rechtlichen Prinzipien zu gestal¬ 
ten.“ Sehr lang ist es her ... 

Bei soviel Verlogenheit fällt einigen 
vor Verblüffung dann vielleicht auch 
gar nicht auf, dass im Zukunftsplan 
von der „sozialen Gerechtigkeit“, die 
Schulz bislang so vehement gefordert 
hat, kaum die Rede ist: Von der Agen¬ 
da 2010, Hartz IV oder davon, dass die 
soziale Spaltung im Land immer tiefer 
wird, natürlich schon gar nicht. Nur in 
der Präambel heißt es lapidar: „Wie wol¬ 
len wir in Deutschland und Europa in 
Zukunft leben? Die Welt um uns her¬ 
um verändert sich in atemberaubender 
Geschwindigkeit - wirtschaftlich, tech¬ 
nologisch, sozial und politisch. Umso 
mehr brauchen wir eine Politik der kla¬ 
ren Prinzipien, der klaren Haltung und 
der klaren Inhalte, damit ein modernes 
Deutschland in einem geeinten Euro¬ 
pa zukunftsfähig bleibt und gerechter 
wird. Soziale Gerechtigkeit, ökologische 
Nachhaltigkeit und wirtschaftliche Ver¬ 
nunft sind dabei keine Gegensätze - sie 
sind wechselseitige Bedingungen.“ Und 
es werden zudem dann einige Fakten ge¬ 
nannt, die auf einige wenige der sozialen 
Probleme der Gesellschaft verweisen. 
Und gewiss gibt es dann auch Forderun¬ 
gen, die - umgesetzt - vielen Menschen 
im Hinblick auf einige ihrer Probleme 
auch Verbesserungen bringen könnten. 

Was sich der Parteivorstand der 
SPD und das Wahlkampfteam da¬ 
bei gedacht haben mögen? Ihre „Zu¬ 
kunftsvorstellungen“ unterscheiden 
sich ansonsten nur graduell von denen 
der CDU, CSU und FDP. Gut, in eini¬ 


gen weiteren Punkten schon. Zum Bei¬ 
spiel bei der Forderung nach mehr So¬ 
zialwohnungen - nachdem man selbst 
teilweise mit dafür gesorgt hatte, dass 
die Städte und Gemeinden ihr „Tafel¬ 
silber“ verscherbelt haben. Oder zum 
Beispiel von der Union, wenn man in 
der Außenpolitik doch mehr auf Ab¬ 
rüstung setzt und auf mehr Verhand¬ 
lungen. Aber sich dabei zugleich im¬ 
mer wieder auf die „Bündnistreue“ 
bzw. Verlässlichkeit im Zusammenhang 
mit der NATO und der EU beruft. Da 
ist übrigens ganz wichtig, dass die Welt 
laut SPD „auch dank einer mutigen 
Friedenspolitik Europas - ein Stück 
weit friedlicher und gerechter gewor¬ 
den“ ist. „Dazu trägt eine faire globa¬ 
le Wirtschafts- und Handelspolitik bei, 


gebaut werden“ müsse, war das für sie 
dann auch gar kein Problem. Natürlich, 
erklärte sie bei einer CDU-Veranstal¬ 
tung im Ostseebad Zingst, es müsse ein 
zentrales Internet-Portal geben. 

Unabhängig davon: Wie will die 
SPD das Ganze finanzieren? Neu ein¬ 
führen will Schulz eine Investitionsver¬ 
pflichtung des Staates. Aber ansonsten? 
Es sind die alten Konzepte: Die Rei¬ 
chen bleiben ungeschoren, die Vermö¬ 
genssteuer bleibt - wie auch der Vor¬ 
sitzende der Partei „Die Linke“, Bernd 
Riexinger, hervorhob - für die SPD 
tabu. Riexinger nannte den Zukunfts¬ 
plan der SPD mutlos und wenig ambi¬ 
tioniert. Die „FAZ“ wurde am Diens¬ 
tag deutlicher: „Das riecht nach Groko- 
Fortsetzung“. Nina Hager 



von der nicht mehr nur die reichen In¬ 
dustrieländer profitieren.“ Wie bitte? 

Vielleicht aber unterscheidet man 
sich doch in der Flüchtlingspolitik oder 
wenn die SPD auf Offenheit und Viel¬ 
falt in der Gesellschaft setzt? 

Ansonsten sind sowohl, was Zu¬ 
kunftsinvestitionen in Bildung, Wirt¬ 
schaft, Verkehr, digitale Infrastruktur, 
Förderung auch des Mittelstandes be¬ 
trifft, all die Forderungen im SPD-Zu¬ 
kunftsplan solche, die auch die Uni¬ 
onsparteien sowie die FDP teilweise 
bereits ähnlich formuliert haben. Und 
als beispielsweise Kanzlerin Merkel 
vom Zukunftsplan der SPD erfuhr 
und dabei unter anderem von deren 
ganz, ganz wichtigen, für alle drängen¬ 
den Forderung, dass nach der Wahl im 
Land „rasch ein Deutschland-Portal für 
alle staatlichen Dienstleistungen auf- 


In neun Bundesländern tritt die DKP bei der 
Bundestagswahl mit Landeslisten an: 
Baden-Württemberg/Bayern/Berlin/Bran- 
denburg/Bremen/Hamburg/Hessen/Nieder- 
sachsen/Nordrhein-Westfalen. 

Insgesamt werden 16 Direktkandidaten auf 
den Wahlscheinen sein: 

Brandenburg: 8 von 10 sind auf jeden Fall 
abgesichert, in NRW sind es 4, in Nieder¬ 
sachsen sind es 3 und in Hessen 1. 

In anderen Bundesländern sind auch mit 
persönlichem Einsatz und Engagement vie¬ 
le Unterschriften gesammelt worden, leider 
hat es aber nicht gereicht. Dies ist der Fall in 
den Bundesländern Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig- 
Holstein und Thüringen. Das gleiche gilt für 
Direktkandidaten in NRW, Brandenburg und 
Thüringen, wo es bei jeweils 2 Direktkandi¬ 
daten nicht gereicht hat. 


Schwarze Haltelinien 


Siegessicher und weiter im gewohnten Stil 


Die beiden Regierungsparteien CDU 
und CSU haben sich nun ebenfalls für 
den Bundestagswahlkampf positioniert. 
Gemeinsam stellten Merkel und Seeho¬ 
fer in Berlin ihr gemeinsames Programm 
vor, wobei Seehofer dabei ankündigte, 
seine Partei würde wie vor 4 Jahren wie¬ 
der ein eigenständiges Papier vorstellen, 
genannt „Bayernplan“. Selbstverständ¬ 
lich wird mit vielen wohlklingenden 
Worten behauptet, dass „Deutschland 
ein liebens- und lebenswertes Land ist, 
in dem man gut wohnen, arbeiten und 
leben kann“. Zwar werden Probleme 
benannt wie die angespannte Wohnsi- 
tuation für sozial Schwache, die nicht 
ausreichende Chancengleichheit im Bil¬ 
dungssystem, die Bedrohung der Inneren 
Sicherheit durch Terrorismus und Extre¬ 
mismus, aber alle Probleme seien lösbar, 
wenn die beiden Parteien die nächste Re¬ 
gierung stellen. 

Konkrete Vorschläge, die tatsächlich 
das eigene Versprechen einlösen könn¬ 
ten, finden sich nicht, dafür wird weiter¬ 
hin auf „solide Staatsfinanzen“ gesetzt. 
Von notwendigen Investitionen in aus¬ 
reichendem Maße kann keine Rede sein, 
die „Schuldenbremse“ wird von den C- 
Parteien wie eine Monstranz vorangetra¬ 
gen. Finanzielle Spielräume, die es aber 
nur gäbe, wenn die Wirtschaftslage wei¬ 
terhin gut sei, werden nur unter dieser 
Bedingung genutzt, dann sollen Inves¬ 
titionen in Bildung, Forschung und In¬ 


frastruktur möglich werden. Über eine 
höhere Steuerbelastung für Reiche, Er¬ 
ben und Kouponschneider darf noch 
nicht einmal nachgedacht werden, Ziel 
bleibt „das Vertrauen in stabile steuer¬ 
liche Rahmenbedingungen zu stärken“. 

Die Selbstverständlichkeit, mit der 
beide Parteien davon ausgehen, auch 
die nächste Bundesregierung zu stellen 
und eine ausreichende Parlamentsmehr¬ 
heit zu haben, findet ihren Ausdruck in - 
man kann sie nur so nennen - schwarzen 
Haltelinien. 

Schuldenbremse ist das A und O jeg¬ 
licher Finanzierungspläne Investitionen 
am besten nur gemeinsam mit privaten 
Investoren Innere Sicherheit nur mög¬ 
lich durch den Ausbau aller Repressions¬ 
werkzeuge Stärkung der „Weltmarkt¬ 
positionen“ durch Niedriglohnsektor 
im Lande und Aufrüstung und militäri¬ 
sches Eingreifen, wo immer Interessen 
bedroht seien. 

Die CSU bringt in diesen Tagen ih¬ 
ren angekündigten „Bayernplan“ auf 
den Weg. Vor allem die Punkte, die man 
im gemeinsamen Wahlprogramm mit 
der CDU nicht unterbringen konnte, 
werden hier gelistet und sollen bei ei¬ 
nem „Bürgerfest“ am Dienstag nächster 
Woche in München mit großem media¬ 
len Feuerwerk vorgestellt und gefeiert 
werden. Das wichtigste und wohl bei den 
Koalitionsverhandlungen im Herbst ent¬ 
scheidende ist für die Christsozialen die 


„Obergrenze“ beim Zuzug von Geflohe¬ 
nen nach Deutschland. Hier nennt man 
eindeutig auch Zahlen: Maximal 200 000 
Zuwanderer im Jahr sollen es sein, dies 
sei ein Beweis für Glaubwürdigkeit, da 
unbegrenzte Zuwanderung nicht gehe. 
Im Plan sind noch weitere Punkte für 
die Regionalpartei wichtig, so z.B. die 
Forderung nach Volksentscheiden auf 
Bundesebene und etwas, was als „Schlie¬ 
ßen der Gerechtigkeitslücke“ angesehen 
wird, nämlich die „volle Mütterrente“. 
Ein weiterer Rentenpunkt für Frauen, 
die vor 1992 Kinder zur Welt gebracht 
haben, würde 6,7 Milliarden Euro kos¬ 
ten. 

Seit 2014 wird bei rund 9,5 Millionen 
Frauen mit vor 1992 geborenen Kindern 
bei der Rente ein zusätzliches Jahr Er¬ 
ziehungszeit angerechnet. Die CSU will 
mit ihrer Forderung ältere Mütter voll¬ 
ständig mit Frauen gleichstellen, die 
nach 1992 Kinder zur Welt gebracht ha¬ 
ben. Dafür sollen aber keine Steuermit¬ 
tel verwendet werden, sondern die Ren¬ 
tenkassen sollen damit belastet werden, 
was absehbar dann umgelegt würde in 
höheren Abzügen bei Beschäftigten für 
ihre Rentenversicherung. 

Wer auch immer Koalitionspartner 
der C-Parteien werden mag, wird sich 
daran abarbeiten müssen, wenn der Zug 
in Richtung des „weiter so“, also unsozial 
und undemokratisch davon rauscht. 

Herbert Becker 
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Scharfer Protest 

Erklärung der VVN-BdA zum Rechtsrock-Konzert 


Für eine lebenswerte 
Zukunft! 

Warum startet die Initiative für eine Millionärssteuer im Saarland? 
Für eine lebenswerte Zukunft! 

Millionärssteuer jetzt! 

• Umverteilung des Reichtums von unten nach 
oben stoppen 

• Millionenvermögen und -einkommen höher 
besteuern 

• Öffentliche Haushalte und Bildung stärken 

• Armut bekämpfen 



E s ist kein Zufall, dass sich an der 
Saar ein breites Personenbündnis 
„Millionärssteuer jetzt!“ gegrün¬ 
det hat und seit letzter Woche Unter¬ 
schriften für seine Forderungen sam¬ 
melt. 

Nach Zahlen der Arbeitskammer 
sind bereits heute sind 20 Prozent der 
Rentner von Armut bedroht. 20 Pro¬ 
zent der saarländischen Beschäftigten 
erhalten weniger als 10 EUR Lohn pro 
Stunde, 15,6 Prozent sind ausschließlich 
geringfügig beschäftigt, 25,7 Prozent 
sind befristet beschäftigt. Der Anteil 
der Leiharbeit liegt bei 3 Prozent. 

Die Uni steht vor einem weiteren 
Kahlschlag. Fächerschließungen in gro¬ 
ßem Maßstab werden kommen, wenn 
die Sparvorgaben weiter aufrechter¬ 
halten werden. Zudem steigen die Be¬ 
lastungen durch die Verwaltungspau¬ 
schale. 

Und bei all diesen Zahlen lässt 
sich die Landesregierung für ihren 
Kaputtsparkurs auch noch feiern und 
freut sich, dass die schwarze Null in 
greifbarer Nähe ist. Da wird gefeiert, 


Auch fast zwei Wochen nach dem so¬ 
genannten G20-Gipfel in Hamburg 
kommt es nahezu täglich zu weiteren 
Enthüllungen über die von der Poli¬ 
zei ausgehende Gewalt. Am letzten 
Wochenende veröffentlichten meh¬ 
rere Medien Berichte über einen Po¬ 
lizeieinsatz im Rahmen des Gipfel¬ 
geschehens, der für die Betroffenen 
Demonstranten hätte tödlich enden 
können. So sollen Beamte am 7. Juli 
eine spontane Anti-G20-Demonstra- 
tion attackiert haben, deren Teilneh¬ 
mer sich auf dem Weg in die Ham¬ 
burger Innenstadt befanden. Bei der 
Auseinandersetzung gab es Augen¬ 
zeugenberichten zufolge zahlreiche 
Schwerverletzte, es kam zu Kno¬ 
chenbrüchen und Platzwunden. Die 
Polizisten haben die Verletzten ge¬ 
gen eine Metallabsperrung gedrängt, 
hinter der es rund vier Meter in die 
Tiefe ging. Die Absperrung brach da¬ 
raufhin und einige Demonstrantin- 
nen und Demonstranten stürzten in 
die Tiefe. „Ich habe gesehen, wie ein 
Genosse über die Metallabsperrung 
gefallen ist, er ist gestürzt, dann sind 
ihm die Knochen am Bein heraus¬ 
gestanden. Ein Polizist hat trotzdem 
auf ihn eingetreten, dann war überall 


dass man 2017 ungeplant 20 Millionen 
mehr ausgeben kann. Allein von 2011 
bis 2016 wurde die Neuverschuldung 
um 525 Millionen reduziert. Allein bis 
nächstes Jahr sollen es noch einmal 118 
Millionen sein. Das ist - mal abgesehen 
von den niedrigeren Zinszahlungen an 
die Banken - genau das Geld, das dem 
Saarland wohlgemerkt jedes Jahr fehlt, 
das strukturell eingespart wird zulas¬ 
ten der Menschen in diesem Land. Bei 
so viel Nullen in der Landesregierung 
kann man wirklich nur noch schwarz¬ 
sehen. 

Das kleinste Flächenland ist also 
von der neoliberalen Austeritätspoli- 
tik besonders betroffen. Von gleichen 
Lebensverhältnissen zum übrigen Bun¬ 
desgebiet kann schon lange keine Rede 
mehr sein. Das Land wird in allen Be¬ 
langen abgehängt: Ob im Verkehr, in 
der Kultur oder in der Bildung. Am 
härtesten trifft es die Kommunen. Wäh¬ 
rend die Kommunen in allen anderen 
Flächenländern ihre Schulden abbau¬ 
en oder ihr Defizit zumindest deutlich 
reduzieren konnten, stecken die saar- 


Blut“ schilderte eine Zeugin die be¬ 
sagten Vorfälle. Auch der „Rote Auf¬ 
bau Hamburg“ berichtete, dass Beam¬ 
te Demonstranten eine Mauer runter 
geprügelt hätten und die Betroffenen 
zum Teil durch den Sturz schwer ver¬ 
letzt worden seien. Die Polizei selbst 
gab eine knappe Erklärung ab: In 
Hamburg-Bahrenfeld seien 80 Per¬ 
sonen von der Polizei festgesetzt, elf 
von ihnen beim Lluchtversuch schwer 
verletzt worden. 

Auch an anderen Stellen kam es 
zu massiver Polizeigewalt. „Die Po¬ 
lizei schreckte nicht davor zurück, 
eine Aktivistin mit dem Auto umzu¬ 
fahren und zu verletzen“, berichtete 
auch Mischa Aschmoneit, Sprecher 
der „Interventionistischen Linken 
Düsseldorf - See red! “. Auch Gewerk¬ 
schaftsgliederungen und selbst SPD 
nahe Organisationen wie der Kinder- 
und Jugendverband „SJD - Die Lal- 
ken“ aus Nordrhein-Westfalen üben 
aktuell harsche Kritik am Vorgehen 
der Beamten. 

Nils Jansen, Geschäftsführer der 
Verdi-Jugend NRW Süd, berichtete 
von grundlosen Übergriffen der Be¬ 
amten mit Schlagstöcken und Wasser¬ 
werfern, die sich ebenfalls am 7. Juli 


ländischen Städte und Gemeinden tief 
in der Schuldenfalle. Aufgrund der 
Wirtschafts- und Sozialstruktur neh¬ 
men diese nur 80 Prozent des Durch¬ 
schnitts in anderen Flächenländern ein. 
2016 erhöhte sich so das Gesamtdefizit 
der Kommunen im Saarland pro Ein¬ 
wohner auf 169 Euro, während Bayern 
pro Einwohner 148 EUR Überschuss 
zu verzeichnen hat. Dort können die 
Kommunen dreimal so viel investieren. 
Die Hilfsprogrämmchen der Landesre¬ 
gierung sind angesichts dieser Dimensi¬ 
onen mehr als lächerlich. Und so wird 
ständig weiter an dringend notwendi¬ 
gen Investitionen gespart und an der 
weiteren Belastung für die Bürger/in¬ 
nen gearbeitet, ob beim Straßenausbau 
oder bei der Grundsteuer oder beim 
drohenden Wassercent. 

Die Initiative „Millionärssteu¬ 
er jetzt!“ will der Bewegung für eine 
Umverteilung von oben nach unten, 
für eine gerechte Zukunft, zu neuem 
Schwung verhelfen. Diese Zielsetzung 
teilt sie mit der DKP Saarland. In un¬ 
serer langjährigen Kampagne „Stoppt 
die Kaputtsparer“ haben wir Alternati¬ 
ven für eine Landespolitik im Interes¬ 
se der Mehrheit der Saarländer/innen 
aufgezeigt. 

Genossinnen und Genossen der 
DKP Saarland haben mitgeholfen, 
diese Initiative als Personenbündnis zu 
entwickeln. Es geht darum, mit einer 
breit getragenen Initiative dazu beizu¬ 
tragen, das politische Kräfteverhältnis 
zu ändern. Die letzten Landtagswahlen 
haben erneut gezeigt: Ohne eine brei¬ 
te Bewegung von unten wird es keinen 
fortschrittlichen Politikwechsel geben. 
Noch steht die Initiative ganz am An¬ 
fang. Kurzfristiges Ziel der Initiatoren 
ist es, die Aufmerksamkeit im Bundes¬ 
tagswahlkampf auf dieses Thema zu 
lenken und Druck zu machen. Dabei 
gilt es, aus den Erfahrungen zu lernen 
und gemeinsam voran zu kommen. Pro¬ 
filierung nur von Teilen des Bündnis¬ 
ses oder gar eine Instrumentalisierung 
schaden der gemeinsamen Zielsetzung. 

Am 28.7.17 werden Erstunterzeich¬ 
ner/innen die Initiative in einer Diskus¬ 
sionsveranstaltung vorstellen und mit 
den Teilnehmenden darüber diskutie¬ 
ren, wie sich das Bündnis weiter ent¬ 
wickeln kann (18 Uhr, Peter-Imandt- 
Gesellschaft, Futterstr. 17-19, 66111 
Saarbrücken). 

Thomas Hagenhofer 


ereigneten. Die Betroffenen „flohen 
in Panik, viele wurden verletzt, zum 
Teil schwer“. 13 Bonner Verdi-Mit¬ 
glieder seien von der Polizei festge¬ 
nommen worden. Noch immer sitzen 
einige von ihnen in Untersuchungs¬ 
haft. 

„Wir alle haben beim G20-Gip- 
fel eine Polizei erlebt, die sich einen 
Dreck darum gekümmert hat, ob 
ihr Verhalten rechtmäßig oder ver¬ 
hältnismäßig ist. Wenn wir am Frei¬ 
tag beim Bildungsstreik nicht gerade 
junge Menschen gewesen wären, ge¬ 
gen die es schlimm ausgesehen hätte, 
körperliche Gewalt einzusetzen, hät¬ 
te die Polizei uns bestimmt auch ver¬ 
prügelt“, berichtete auch das Bündnis 
„Jugend gegen G20“. 

Während der Hamburger Bürger¬ 
meister Olaf Scholz (SPD) auch wei¬ 
terhin bestreitet, dass es rund um den 
Gipfel überhaupt zu Polizeigewalt 
oder rechtswidrigen Einsätzen der 
Beamten gekommen sei, rief die lin¬ 
ke Antirepressionsorganisation Rote 
Hilfe e.V. Opfer staatlicher Repressi¬ 
on auf, Kontakt zu ihr aufzunehmen. 
Die Rote Hilfe sei bemüht, allen Be¬ 
troffenen zur Seite zu stehen und die¬ 
se zu unterstützen. Markus Bernhardt 


6000 Neonazis treffen sich in The¬ 
mar - und keiner ist verantwortlich. 
Die VVN-BdA hat mit Empörung und 
Erschrecken die Vorgänge um das wohl 
größte Rechtsrock-Konzert an diesem 
Wochenende im thüringischen The¬ 
mar verfolgt. Unter dem Schutz von 
1000 Polizisten traten auf Einladung 
offen neofaschistischer Organisatoren 
Musikgruppen auf, die mit ihren men¬ 
schenverachtenden Texten und Musik¬ 
stücken Rassismus und Fremdenfeind¬ 
lichkeit propagieren und die wie die 
Gruppe „Stahlgewitter“ Verbindungen 
zum verbotenen Netzwerk „Blood and 
Honor“ haben. Dieses Konzert wurde 
zu einem Anziehungspunkt für Neo¬ 
nazis nicht nur aus Thüringen, sondern 
aus Deutschland und dem europäi¬ 
schen Ausland. 

Wir fragen die politisch Verantwort¬ 
lichen in Thüringen: 

Wie kann es sein, dass der Bürger¬ 
meister der Gemeinde, der sich klar ge¬ 
gen dieses Treffen ausgesprochen hat, 
und die Kreisverwaltung von der thürin¬ 
gischen Kommunalaufsicht alleine gelas¬ 
sen worden sind bei der gerichtsfesten 
Vorlage eines Widerspruchsbescheids? 
War man dort überhaupt nicht an einem 
gerichtlichen Verbot interessiert? 

Welche Rolle spielt der thüringi¬ 
sche Verfassungsschutz, der zwar über 


Dutzende Journalistinnen und Jour¬ 
nalisten sind beim G20-Gipfel von der 
Polizei bei der Ausübung ihrer Tätig¬ 
keit behindert worden. Nicht wenige 
wurden sogar Opfer von Polizeigewalt. 
Betroffen waren keineswegs nur linke 
Journalisten. So berichtete selbst der 
Bild-Chefreporter Frank Schneider 
beim Kurznachrichtendienst Twitter, 
dass bayerische Einsatzkräfte am Ran¬ 
de der Schanzen-Räumung komplett 
durchdrehten. Sie „greifen Unbetei¬ 
ligte und Reporter gezielt an“, warnte 
er. „Mein Team und ich wurden gerade 
erst von Polizisten mit Pfefferspray be¬ 
droht und angegriffen“, berichtete auch 
der freie Journalist Flo Smith. Der Foto¬ 
graf Erik Marquardt, der für die Berli¬ 
ner Grünen zur Bundestagswahl antritt, 
schrieb ebenfalls bei Twitter: „Habe Po¬ 
lizist meine Presseakkreditierung ge¬ 
zeigt. Er sagte: ,Ist mir scheißegal, ver¬ 
piss dich hier. Dann trat er zu.“ 

In seinem Internetblog vionville. 
blogspot.de stellte sogar der Polizist 
Oliver von Dobrowolski, der in Ham¬ 
burg als einer von 30 Berliner Polizisten 
im Kommunikationsteam im Einsatz 
war, fest, dass „die vielen persönlichen 
Berichte von Journalisten und Aktivis¬ 
ten, die bei ihrer Tätigkeit behindert 
oder auch angegriffen wurden“, „gewiss 
nicht in Gänze erfunden sein können“. 

Selbst ordnungsgemäß für den Gip¬ 
fel akkreditierte Journalisten wurden 
Opfer polizeilicher Willkür. 

So wurde mindestens 32 Medien¬ 
vertretern die Akkreditierung vor Ort 
wieder entzogen. Betroffen waren un¬ 
ter anderem Mitarbeiter der Tageszei¬ 
tung junge Welt. „Das Vorgehen des 
Bundespresseamts und der Polizei am 
Medienzentrum ist aus mehreren Grün¬ 
den skandalös und rechtswidrig. Dass 


Russland-Kontakte Thüringer Neona¬ 
zis Bescheid weiß, aber keine verbots¬ 
relevanten Fakten zu diesem Treffen 
Zusammentragen konnte? Hat sich - 
trotz neuer Leitung - die „kooperati¬ 
ve“ Haltung gegen über der extremen 
Rechten, die sich so unsäglich bei den 
NSU-Morden gezeigt hat, nicht geän¬ 
dert? 

Was ist von einem Thüringischen 
Innenminister zu halten, der keine An¬ 
stalten unternimmt, ein solches Treffen 
zu verhindern und sich stattdessen vom 
Verwaltungsgericht ermächtigen lässt, 
mit seiner Polizeitruppe den „ruhigen 
Ablauf“ zu gewährleisten, so wie eine 
Woche zuvor beim G20 - Treffen in 
Hamburg? 

Wir erwarten von den politischen 
Kräften in Thüringen, dass sie dieses 
skandalöse Vorgehen nicht verdrängen 
(„Schön, dass es vorbei ist!“), sondern 
politische und juristische Handlungs¬ 
strategien entwickeln, die eine Wieder¬ 
holung eines solchen Neonazi-Konzer- 
tes ausschließen. 

Die VVN-BdA wird mit ihren 
Kräften weiterhin den gesellschaftli¬ 
chen Widerstand gegen solche neofa¬ 
schistischen Provokationen unterstüt¬ 
zen. 

Dr. Ulrich Schneider 
Für den Sprecherkreis der VVN-BdA 


Listen in mehrfacher Ausführung kur¬ 
sierten und offen einsehbar waren, auf 
denen die Namen von Journalistinnen 
und Journalisten standen, denen die 
Akkreditierung entzogen wurde, ver¬ 
stößt gegen das informationeile Selbst¬ 
bestimmungsrecht und die allgemeinen 
Persönlichkeitsrechte der Betroffenen“, 
kritisierte daraufhin die Bundesge¬ 
schäftsführerin der Deutschen Journa¬ 
listinnen- und Journalistenunion (DJU) 
in Verdi, Cornelia Haß. 

Noch während des Gipfels hatte sie 
die Einsatzkräfte zur Zurückhaltung er¬ 
mahnt. „Es mehren sich Berichte von 
Journalistinnen und Journalisten, die 
in den zurückliegenden Stunden wie¬ 
derholt von Einsatzkräften der Polizei 
trotz gültigen Presseausweises bei der 
Arbeit behindert wurden“. „Wir erwar¬ 
ten, dass die dem Artikel 5 (Presse- und 
Informationsfreiheit) entsprechenden 
Rechte von den Einsatzkräften respek¬ 
tiert und ihrerseits durchgesetzt und 
der bundeseinheitliche Presseausweis 
als Legitimation für die professionelle 
journalistische Arbeit im öffentlichen 
Interesse anerkannt werden“, betonte 
sie. Die Gewerkschaft rief unterdessen 
von rechtswidrigen Maßnahmen der 
Beamten betroffene Journalisten auf, 
sich mit ihr in Verbindung zu setzen 
und kündigte an, die Betroffenen auch 
juristisch zu unterstützen. 

Mit den vielen Vorwürfen konfron¬ 
tiert, reagierte Regierungssprecher 
Steffen Seibert, eins selbst als Journa¬ 
list tätig, mit Allgemeinplätzen. Das 
Misstrauen vonseiten der Journalisten 
gegenüber den Entscheidungen seiner 
Behörde, könne ihn „nicht kalt lassen“, 
schwadronierte er Ende der letzten Wo¬ 
che. Damit dürfte das Thema jedoch 
kaum beendet sein. Markus Bernhardt 


Exzessive Polizeigewalt 

G20-Gegner bezichtigen Polizei des versuchten Totschlags 


Gezielte Angriffe 

Journalisten wehren sich gegen Übergriffe 
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Kein Geld für 
Gesundheit 

Die Gesundheits-Ziele der Weltge¬ 
sundheitsorganisation (WHO) sind 
nur mit deutlich höheren Ausgaben 
zu erreichen. Die WHO legte am 
Montag in Genf zwei Schätzungen 
vor. In der höheren geht die Organi¬ 
sation davon aus, dass sich die jährli¬ 
chen Gesundheitsausgaben bis 2030 
um 324 Milliarden Euro erhöhen 
müssen. Das wären jährlich rund 
50,6 Euro pro Person. Mindestens 
400 Millionen Menschen haben der¬ 
zeit keinen Zugang zu einem Arzt. 

Die Forscher analysierten 
67 Länder mit niedrigem und mitt¬ 
lerem Einkommen, in denen 75 Pro¬ 
zent der Weltbevölkerung leben. 32 
der ärmsten Staaten können die 
notwendigen Ausgaben nicht selbst 
stemmen und sind auf Hilfe von au¬ 
ßen angewiesen. Die Investitionen 
des „ambitionierten Plans“ könn¬ 
ten 97 Millionen vorzeitige Todes¬ 
fälle verhindern. 50 Millionen Kin¬ 
der, die ansonsten vor ihrem fünften 
Geburtstag sterben, würden davon 
profitieren. In einigen Ländern wür¬ 
de die Lebenserwartung um bis zu 
8,4 Jahre steigen. 

Länger arbeiten 

Trotz angeblich „verbesserter Ar¬ 
beitsmarktlage“ sind in der EU nach 
Einschätzung der EU-Kommission 
noch große Anstrengungen nötig, 
um den Lebensstandard künftiger 
Generationen zu sichern. Sozial¬ 
kommissarin Marianne Thyssen for¬ 
derte bei der Vorstellung des neuen 
EU-Sozialreports in Brüssel unter 
anderem eine „Rentenreform“, die 
„der demografischen Entwicklung 
in einer alternden Gesellschaft“ ge¬ 
recht werden soll. Außerdem ver¬ 
langte sie Investitionen in Qualifi¬ 
zierung, um noch mehr Menschen in 
Lohn und Arbeit zu bringen. Sie er¬ 
innerte daran, dass es in der EU der¬ 
zeit zwar 234,2 Millionen Beschäf¬ 
tigte gebe und damit so viele wie nie 
zuvor. Andererseits seien aber nur 
70 Prozent der Bevölkerung im er¬ 
werbsfähigen Alter beschäftigt. Jun¬ 
ge Menschen hätten es nach wie vor 
schwerer, eine Arbeit zu finden. Die 
Kommissarin sprach sich für längere 
Lebensarbeitszeiten aus, ohne kon¬ 
krete Altersgrenzen für einen späte¬ 
ren Renteneintritt zu nennen. 

Proteste gegen 
„Justizreform“ 

In mehreren polnischen Städten hat 
es am Wochenende Demonstratio¬ 
nen für eine unabhängige Justiz 
gegeben. Bei der größten Kundge¬ 
bung versammelten sich am Sonn¬ 
tag in Warschau mehrere tausend 
Menschen vor dem Sejm, dem Un¬ 
terhaus des Parlaments. Sie riefen 
nach Angaben der Nachrichten¬ 
agentur PAP „Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit“ und „Demokra¬ 
tie!“. Die Proteste richteten sich ge¬ 
gen die sogenannten Justizreformen 
der nationalkonservativen Regie¬ 
rung der Partei Recht und Gerech¬ 
tigkeit (PiS). Wegen des Vorgehens 
der PiS-Regierung gegen die Justiz 
hat die EU-Kommission vor andert¬ 
halb Jahren ein Rechtsstaatsverfah¬ 
ren gegen Polen eingeleitet, das aber 
bisher ohne Konsequenzen blieb. 

Südkorea will reden 

Südkorea hat dem Nachbarn Nord¬ 
korea die Wiederaufnahme von Mi¬ 
litärgesprächen vorgeschlagen. Das 
Kriegsministerium in Seoul erklär¬ 
te, die Gespräche sollten dem Ab¬ 
bau der Spannungen entlang der 
Grenze dienen. Ziel sei es, die Ein¬ 
stellung aller „feindseligen Hand¬ 
lungen“ entlang der Demilitarisier¬ 
ten Zone zu erreichen. Es wären 
die ersten Militärgespräche bei¬ 
der Länder seit etwa drei Jahren. 
Noch ist unklar, worüber konkret 
gesprochen werden soll. Auch über 
humanitäre Projekte will der Sü¬ 
den wieder reden: Dazu schlug der 
Rot-Kreuz-Verband Gespräche am 
1. August über neue Begegnungen 
zwischen Familien vor, die durch 
den Korea-Krieg (1950-1953) ge¬ 
trennt wurden. 


Solidarität mit den Menschen 
des Donbass 

Die „antifaschistische Karawane“ wird im EU-Parlament widerwillig angehört 



Teilnehmer legten vor der Gedenkstätte der Zeche in Marcinelle Blumen nieder. Dort verloren 256 Bergleute bei einem 
Unglück ihr Leben. 


P olina ist der Name des ersten Kin¬ 
des, das durch die Bomben der 
Kiewer Regierung getötet wur¬ 
de. Von diesem Tag bis heute wurden 
in der Lugansker Volksrepublik 120 
Kinder, in der Donezker Volksrepub¬ 
lik 141 Kinder getötet ...“So begann 
David Cacchione, Manager der italieni¬ 
schen Band Banda Bassotti und Organi¬ 
sator der antifaschistischen Karawane, 
seinen Redebeitrag im EU-Parlament. 
Auf Einladung der EU-Abgeordneten 
Eleonora Forenza, Mitglied der Frakti¬ 
on der Vereinten Europäischen Linken/ 
Nordischen Grünen Linken, besuchte 
die „antifaschistische Karawane“ am 
13. Juli das Parlament der EU. Mehr¬ 
mals waren die Mitglieder der Karawa¬ 
ne im kriegsgeplagten Donbass gewe¬ 
sen und wollten nun in Brüssel Zeugnis 
ablegen von dem Leid der Zivilbevöl¬ 
kerung, das sie auf ihren Reisen mit an¬ 
gesehen hatten. 

Doch diese Tatsachen werden im 
EU-Parlament nicht gerne gehört, ist 
doch die Integration der Ukraine in 
die EU und damit ein weiteres Vorrü¬ 
cken der NATO gen Osten Herzens¬ 
angelegenheit dieser Institution. Wäh¬ 
rend also Martin Schulz fröhlich einen 
Livestream mit Poroschenko initiie¬ 
ren kann und während die neue „Vi¬ 
safreiheit“ gefeiert wird, werden dem 
Solidaritätstreffen mit dem Donbass 
Steine in den Weg gelegt. Bis zur letz¬ 
ten Sekunde stand nicht fest, ob dafür 
ein Raum zur Verfügung stehen wird. 
Die Abgeordnete Forenza wurde mit 
sexistischen Beleidigungen überhäuft. 
Parlamentarische Gepflogenheiten 
gelten anscheinend nicht mehr, wenn 
man versucht, eine andere Geschich¬ 
te zu erzählen als die der Mainstream- 
Medien. 

Javier Couso, Abgeordneter der spa¬ 
nischen Izquierda Unida, machte in sei¬ 
nem Beitrag deutlich, was von der Ins¬ 
titution EU-Parlament zu halten ist: „ 
Abgeordnete verschiedener Parteien 
werden heute davon abgehalten, Tref¬ 
fen zu Themen wie zum Beispiel Syrien 
oder Venezuela abzuhalten, der inter¬ 
nationale Kampf gegen den Faschismus 


hat im Europaparlament keinen Platz.“ 
Er verweist darauf, dass Solidarität der 
einzige Weg ist, der Bevölkerung des 
Donbass beizustehen und den Imperi¬ 
alismus zu bekämpfen. 

Andrey Kochetov, Vorsitzender der 
Gewerkschaft für kleine und innovative 
Betriebe in der Volksrepublik Lugansk 
spricht in seinem Redebeitrag über die 
Dimitroff-These und darüber, wie man 
momentan in der Ukraine beobachten 
kann, wie der reaktionärste und chau¬ 
vinistischste Teil des Finanzkapitals die 
Führung übernimmt. Ein Überlebender 
des Massakers im Gewerkschaftshaus 
in Odessa schildert eindrücklich, was 
ihm widerfahren ist und wie sein bes¬ 
ter Freund den Abend des 2. Mai 2014 
nicht überlebte. Nach offiziellen Anga¬ 
ben starben an jenem Tag 42 Menschen 
durch die Hand von Faschisten, die Ge¬ 
werkschaft geht von einer deutlich hö¬ 
heren Zahl aus. Bis heute gab es nicht 
eine Verurteilung und die EU schweigt, 
wie auch die europäischen Gewerk¬ 
schaften. 


Stanislaw Retinskij von der Kom¬ 
munistischen Partei der Volksrepublik 
Donezk sprach über die von Kiew ein¬ 
behaltenen Rentenzahlungen und So¬ 
zialleistungen, die, wie der Krieg, auf 
die schwächsten Teile der Bevölkerung 
abzielt. 

Die Teilnehmer des Hearings waren 
sich einig, dass dem dringenden Wunsch 
der Bevölkerung der Volksrepubliken - 
„Erzählt die Wahrheit“ - entsprochen 
werden muss. Aufklärung über das wah¬ 
re Gesicht der Kiewer Regierung, über 
die wahren Interessen der EU und über 
die wirkliche Situation im Donbass ist 
die dringendste Aufgabe unserer Soli¬ 
daritätsarbeit. 

David Cacchione formulierte das 
folgendermaßen: „Unglücklicherwei¬ 
se wird dieser Krieg auch durch meine 
Steuern finanziert und das möchte ich 
nicht. Ich möchte nicht, dass meine Ar¬ 
beit, meine Steuern dazu dienen, eine 
Bande von brutalen Nazis zu finanzie¬ 
ren. Wir sind heute hier, um zu zeigen, 
dass ein anderes Europa existiert, ein 


Europa der Arbeiterklasse, das die Ag- 
ressionen gegen den Donbass beenden 
möchte, genauso, wie wir Nein sagen zu 
den imperialistischen Aggressionen in 
Syrien und in Venezuela. (...) 

Dieses Gebäude, das ein Symbol des 
demokratischen und antifaschistischen 
Europas sein sollte, ist heute ein Sym¬ 
bol für ein faschistisches und imperia¬ 
listisches Europa, das seine Völker nicht 
unterstützt und Kriege finanziert. Ein 
Europa, das seine Wurzeln vergisst und 
absichtlich vergangene Grausamkeiten 
wiederholt.“ 

Mit einem großen Aufgebot an Si¬ 
cherheitspersonal, mit wutentbrannt 
das Hearing verlassenden Abgeord¬ 
neten konservativer Parteien und 
schließlich mit einer Beschimpfung der 
Teilnehmer auf den Gängen des Par¬ 
laments als Terroristen zeigte die Ins¬ 
titution der EU, was sie von der Kara¬ 
wane hält. Das wird uns nicht abhalten, 
weiterhin die wahren Terroristen zu be¬ 
nennen. 

Melina Deymann 


Die Verbrecher sind in Kiew 

Interview mit Stanislaw Retinskij, Mitglied des Sekretariats des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei 
der Donezker Volksrepublik 


UZ: Wie ist die Lage im Donbass? 

Stanislaw Retinskij: Derzeit gilt ein 
weiterer Waffenstillstand, der in Minsk 
vereinbart worden ist und der bis Ende 
August läuft. Aber wie wir auch von 
den früheren Waffenstillständen wis¬ 
sen - das ist bei weitem nicht der ers¬ 
te -, hat die ukrainische Seite sie nie 
eingehalten. Derzeit wird weniger oft 
geschossen, und man muss zugeben, 
dass immerhin zurzeit keine „Grads“, 
also Mehrfachraketenwerfer, verwen¬ 
det werden. Aber die ganze Zeit finden 
Provokationen mit Mörsern, Schuss¬ 
waffen, Panzergeschützen und anderen 
Waffen statt. Das betrifft die militäri¬ 
sche Situation. 

Auf der politischen Ebene sehen 
wir, dass die ukrainische Seite kei¬ 
nerlei Schritte bezüglich eines beson¬ 
deren Status des Donbass tut, es gibt 
keine entsprechenden Änderungen 
in der Gesetzgebung. Wir sehen, dass 
die Versuche weitergehen, den Don¬ 
bass durch eine Blockade zu zermür¬ 
ben - eine Wirtschaftsblockade. Aus 
der Ukraine werden keine Rohstoffe 
geliefert, natürlich findet kein Wieder¬ 
aufbau des Bankensystems statt, wie es 
in den Minsker Vereinbarungen vorge¬ 
sehen ist. Wegen der Wirtschaftsblocka¬ 
de gibt es natürlich auch keine Han¬ 
delsbeziehungen. Die Republiken sind 
derzeit gezwungen, neue Absatzmärkte 
auf dem Territorium der Russischen Fö¬ 
deration und in anderen Ländern der 


ehemaligen Sowjetunion zu finden. Ins¬ 
gesamt kann man sagen, dass trotz al¬ 
ledem die Wirtschaft funktioniert. So¬ 
ziale Standards sind, wenn auch noch 
im geringem Maße, vorhanden. Es ist es 
nun schon seit mehr als drei Jahren so: 
Indem die Ukraine den Donbass durch 
die ständigen Beschüsse und die nicht 
endende Blockade aus ihrem Staat her¬ 
ausdrängt, stimuliert sie gerade dadurch 
die Herausbildung eigener Staatsorga¬ 
ne der Donezker Volksrepublik. 

UZ: Welche Rolle spielt die EU? 

Stanislaw Retinskij: Wie bekannt sind 
die Staaten des „normannischen Quar¬ 
tetts“ Garanten dafür, dass Kiew die 
übernommenen Verpflichtungen erfüllt. 
Aber wir sehen, dass die sogenannte Vi¬ 
safreiheit, die die EU der Ukraine ge¬ 
währt hat, in gewisser Weise eine Ant¬ 
wort auf die Anerkennung der Doku¬ 
mente der Donezker und Lugansker 
Volksrepubliken durch die Russische 
Föderation ist, die vor einigen Mona¬ 
ten erfolgt ist. Die Ukraine befindet 
sich im Epizentrum der Konfrontation 
von zwei Blöcken, des postsowjetischen 
mit Russland an der Spitze und des eu¬ 
ropäischen. Letzterer will den Einfluss 
Russlands auf den postsowjetischen 
Raum mit allen vorhandenen Mitteln 
beenden, unter anderem mit der Visa¬ 
freiheit für die Ukraine. Das geschieht 
möglicherweise auch deshalb, um bei 
den Einwohnern des Donbass Zweifel 


zu säen: Die EU will uns einreden, dass 
wir vor mehr als drei Jahren mit der Ab¬ 
trennung von der Ukraine die falsche 
Wahl getroffen haben. Sie wollen uns 
sagen, dass es nötig gewesen wäre, sich 
mit dem Staatsstreich abzufinden, sich 
mit der Naziwillkür abzufinden, sich 
damit abzufinden, dass in der Ukraine 
eine Auslöschung des Kommunismus 
stattfindet, dass Denkmäler niederge¬ 
rissen werden, dass die historische Er¬ 
innerung ausgelöscht wird, sich mit all 
dem abzufinden. Und als Kompensati¬ 
on dafür die Visafreiheit. Und wofür die 
Visafreiheit? Für touristische Reisen, 
für kurzfristige Visa, das heißt, ohne 
jegliche Perspektive von Arbeitsmög¬ 
lichkeiten für ukrainische Gastarbeiter. 
Die Visafreiheit hat einen ganz anderen 
Zweck. Es ist bekannt, dass derzeit die 
sogenannten biometrischen Pässe von 
weniger als zehn Prozent der Ukrainer 
genutzt werden. 

UZ: Und warum haben Sie heute am 
Hearing teilgenommen, das die kom¬ 
munistische Abgeordnete des EU-Par- 
laments aus Italien Eleonora Forenza 
initiiert hat? 

Stanislaw Retinskij: Ich habe an der 
Karawane der Solidarität mit dem 
Donbass teilgenommen, unter deren 
Organisatoren Eleonora Forenza ist, 
ich möchte im Namen unserer Partei 
für die Einladung danken, weil dies uns 
erstmals die Möglichkeit gibt, in Euro¬ 


pa auf einer solchen Ebene aufzutreten. 
Wir hoffen, dass unsere Zusammenar¬ 
beit damit nicht beendet ist, dass wir 
auch weiterhin gemeinsame Projekte 
zur Beendigung der Kämpfe und zur 
Verurteilung der Handlungen des Ki¬ 
ewer Regimes im Donbass verwirkli¬ 
chen können. Und wir hoffen, dass die 
Durchführung solcher Veranstaltungen 
unter dem Dach des EU-Parlaments 
davon zeugt, dass sich die Meinung der 
Europäer in Bezug auf den Konflikt im 
Donbass schrittweise verändert. 

Vor mehr als drei Jahren gab es die 
einhellige Meinung, dass Kiew dort ge¬ 
gen einen Angriff der Russischen Föde¬ 
ration kämpft, gegen Terroristen. Jetzt 
können wir feststellen, dass es trotz al¬ 
lem Hoffnung auf eine Änderung der 
europäischen öffentlichen Meinung zu¬ 
gunsten der Volksrepubliken des Don¬ 
bass gibt, zugunsten der Auffassung, 
dass die wirklichen Kriegsverbrecher 
diejenigen sind, die 2014 durch einen 
Staatsstreich an die Macht gekommen 
sind und die sich jetzt durch das Blut 
unschuldiger friedlicher Menschen des 
Donbass weiter an der Macht halten. 
Das heißt, für Kiew ist der Krieg im 
Donbass eine Bedingung für die eigene 
Existenz. Und indem wir an einer sol¬ 
chen Veranstaltung teilnehmen, versu¬ 
chen wir die Bürger Europas davon zu 
überzeugen, dass sich die wahren Ver¬ 
brecher in Kiew befinden und nicht in 
Donezk und Lugansk. 

Das Gespräch führte Renate Koppe 
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Die produzierte Katastrophe 

Saudi-Arabien führt Krieg gegen den Jemen - Für Rüstungsfirmen satte Gewinne 


■ 1 w 4 1 



Ein Viertel in Sanaa, in dem über 100 Gebäude durch Bomben beschädigt wurden 


D er Krieg gegen den Jemen, der 
zu Beginn fast als Randnotiz im 
großen Krieg um die Region er¬ 
schien, ist mittlerweile zu einer humani¬ 
tären Katastrophe geworden - und für 
die Akteure im Hintergrund zu einer 
Goldgrube. 

Im März 2015 begann Saudi-Ara¬ 
bien seinen Krieg gegen den Jemen. 
Zu Beginn des Krieges behauptete der 
saudische König Salman, die Houthi- 
Miliz (Ansarallah) habe fremde Kräfte 
gerufen, „um die Sicherheit einer gan¬ 
zen Region zu schwächen“. Der vertrie¬ 
bene Präsident Hadi wurde deutlicher 
und nannte die Ansarallah „Handlan¬ 
ger des Iran“. 

Dieses Thema wurde von der Gip¬ 
felkonferenz der islamischen Staaten 
mit dem US-Präsidenten Trump im 
Mai dieses Jahres wieder aufgegriffen. 
In der Abschlusserklärung der Konfe¬ 
renz wiesen die anwesenden Staaten 
die Politik des Iran zurück, die angeb¬ 
lich die Stabilität und Sicherheit der 
Region und der Welt untergrabe und 
den Terrorismus fördere. 

Um die Stabilität der Region zu för¬ 
dern, wie es in der Sprache des Neo¬ 
liberalismus heißt, wurde zwischen 
Saudi-Arabien und den USA ein Waf¬ 
fengeschäft über 110 Mrd. Dollar ver¬ 
einbart. 

Zwei US-Abgeordnete versuchten 
im Senat, dieses Waffengeschäft zu ver¬ 
hindern. Am 13. Juni wurde ihr Vorha¬ 
ben, den Verkauf von „Präzisionsbom¬ 
ben“ an Saudi-Arabien zu verhindern, 
mit 53 gegen 47 Stimmen abgelehnt. 
Rand Paul, der Senator, der die Reso¬ 
lution eingebracht hatte, sagte dazu: 
„Es ist eine Schande, dass hier über die 
Möglichkeit gesprochen wird, Geld zu 
verdienen, während 17 Millionen Men¬ 
schen von Hunger bedroht sind.“ 


In der UZ Nr. 25 (23. Juni) erschien un¬ 
ter dem Titel „Hauptproblem Rojava“ 
ein Kommentar von Manfred Ziegler, 
der die Bedeutung der Einheit Syriens 
betont und den Unabhängigkeitsbestre¬ 
bungen der kurdischen Kräfte in einer 
„strategischen Partnerschaft“ mit den 
USA eine deutliche Absage erteilte. In 
der UZ Nr. 27 antworteten Holger Deil- 
ke und Frank Rothe, das militärische 
Bündnis SDF - zu denen auch die kurdi¬ 
schen Volksverteidigungseinheiten YPG 
gehören - habe ein „föderales, demokra¬ 
tisches Syrien“ im Blick. Nach einem wei¬ 
teren Beitrag von Manfred Ziegler in UZ 
Nr. 28 veröffentlichen wir nun einen Bei¬ 
trag zur Debatte von Toto Lyna. 

Die kurdische Frage spielt in vier 
Ländern des Nahen Ostens eine Rol¬ 
le, nicht nur in Syrien. Insoweit müsste 
der Blick auf die verschiedenen Ent¬ 
wicklungen der kurdischen Frage in 
diesen Ländern erweitert werden. Im 
Irak beispielsweise steht die Frage der 
Unabhängigkeit seit Jahren auf der Ta¬ 
gesordnung, ein Ergebnis des imperia¬ 
listischen Krieges und der anschließen¬ 
den Föderalisierung des Iraks. Dennoch 
möchte und muss ich mich auf die sy¬ 
risch-kurdische Frage beschränken - 
aus deutscher Sicht, ohne meinen syri¬ 
schen Hintergrund zu leugnen. 

Die erste Frage für Kommunisten, 
die in einem imperialistischen Staat le¬ 
ben, ist, welche Haltung unsere Herren 
zu der syrisch-kurdischen Frage und ih¬ 
rer Hauptkraft, der YPG/PYD, haben? 
Das PKK-Verbot in Deutschland ist ein 
wichtiges Repressionsinstrument gegen 
Teile der Arbeiterklasse mit kurdischen 
Wurzeln. Dennoch könnte man von ei¬ 
ner gewissen Toleranz Deutschlands 
speziell gegenüber der YPG/PYD spre¬ 
chen, ihr Vorsitzender kann sich hier 
frei bewegen. Militärisch gibt es keine 
direkte Kooperation zwischen YPG und 
Bundeswehr, es gibt auch keine Waf¬ 
fengeschäfte wie mit der Autonomen 
Region Irak-Kurdistan. Dennoch: Die 


In Großbritannien, dem zweit¬ 
größten Waffenlieferanten, gibt es 
eigentlich klare Regeln. Waffenliefe¬ 
rungen sind nicht zulässig, wenn die 
Gefahr besteht, ihr Einsatz könnte 
internationales humanitäres Recht 
verletzen. Dennoch scheiterte die 
„Kampagne gegen Waffenhandel“ vor 
Gericht mit einem Eilantrag, Waffen¬ 
lieferungen an Saudi-Arabien zu un¬ 
terbinden. 


Bundeswehr liefert als Teil der US-ge- 
führten Koalition militärische Aufklä¬ 
rung, die im Bodenkrieg der YPG/SDF 
genutzt werden. 

In Teilen der deutschen Linken, 
auch unter Kommunisten, gilt eine po¬ 
sitive Haltung zur YPG für sicher. So 
äußern sich auch Deilke und Rothe, 
die vor allem das „basisdemokrati¬ 
sche“ Modell loben. Was dieses demo¬ 
kratische Modell angeht, so ist nach 
der sozialen Basis zu fragen. Es ist vor 
allem auf die ethnische Zusammen¬ 
setzung und die Rolle der Frauen ver¬ 
wiesen worden. Doch Besitzende und 
Nicht-Besitzende sitzen formal „gleich¬ 
berechtigt“ in den Selbstverwaltungsrä¬ 
ten, anstelle von Zentralismus werden 
dezentrale Strukturen gefördert, statt 
planmäßig wirtschaftenden volkseige¬ 
nen Betrieben konkurrieren sich selbst 
organisierende Kooperativen miteinan¬ 
der. Dieses Modell kann kein Vorbild 
sein, solange die Klassen- und Macht¬ 
frage ausgeblendet wird. 

Zu den Widersprüchen zwischen 
der YPG und dem US-Imperialismus 
gehört, dass der US-Imperialismus un¬ 
verändert die Teilnahme des politischen 
Arms der YPG, der PYD, an den Frie¬ 
densgesprächen mit der syrischen Re¬ 
gierung in Genf verhindert. Die YPG 
hat ihrerseits die Verbindungsschnur 
zur syrischen und russischen Regierung 
nicht abgeschnitten, es gibt in der Regel 
sogar Kooperation und friedliche Ko¬ 
existenz - bei vereinzelten bewaffneten 
Zusammenstößen. 

Die Kooperation mit den USA kam 
erst zustande, als für die YPG eine exis¬ 
tenzielle Bedrohung durch den IS in 
Kobani/Ayn Al-Arab bestand. In die¬ 
ser bedrohlichen Phase bot die syrische 
Regierung den YPG Hilfe an und un¬ 
terstützte sie militärisch. Aber die syri¬ 
sche Regierung befand sich selbst in ei¬ 
ner schwierigen Lage, sodass die effekti¬ 
ve Unterstützung der US-Luftwaffe von 
der YPG dankend angenommen wurde. 


Seit Kriegsbeginn wurden von bri¬ 
tischen Firmen Rüstungsgüter im Wert 
von 3,3 Mrd. Pfund an Saudi-Arabien 
geliefert. Dabei ergab eine Umfrage für 
die Zeitung „The Independent“ eine 
überwältigende Mehrheit der Befrag¬ 
ten in Großbritannien, die sich gegen 
Waffenlieferungen an Saudi-Arabien 
aussprach. 

Nach Einschätzung von Beobach¬ 
tern hat Riad im Jahr 2015 rund 5,3 


Diese Zwangslage ist aber längst 
vorbei. Heute ist die militärische Nie¬ 
derlage des IS nur eine Frage der Zeit. 
Die YPG agiert - bei unmittelbarer 
Präsenz von US-Truppen - außerhalb 
syrisch-kurdischer Gebiete und setzt 
offensichtlich US-amerikanische Plä¬ 
ne um. So schneidet sie den syrischen 
Truppen den Weg Richtung Raqqa und 
Deir Ezzor im Nordosten ab und er¬ 
schwert ihnen damit militärische Schlä¬ 
ge zur Vernichtung des IS. 

Auf der politischen Ebene traf der 
einseitig ausgerufene Föderalismus auf 
Ablehnung von Seiten der syrischen 
Regierung, doch das Verhältnis zur 
YPG gehört sicherlich zu den besten 
unter der bewaffneten „Opposition“. 
Die Angst vor einer Unabhängigkeit 
und Separation nach irakischem Vor¬ 
bild ist aber vorhanden. Außerdem ist 
die Frage, wann das taktische Bündnis 
in eine Umsetzung strategischer Pläne 
fremder Mächte (hier US-Imperialis- 
mus) umschlägt. Niemand kann hier 
ernsthaft von einem Bündnis auf Au¬ 
genhöhe reden. 

Wer aber auf der anderen Seite die 
YPG/SDF zu Fußtruppen des US-Im¬ 
perialismus deklariert, vergisst nicht 
nur, wie die Beziehung historisch ent¬ 
stand, sondern stellt auch die Rolle der 
syrisch-arabischen Bourgeoisie und ih¬ 
rer Regierung nicht in Frage. Die Jahr¬ 
zehnte seit der Unabhängigkeit Syriens, 
die andauernde Unterdrückung und 
ihre Verschärfung unter dem Pan-Ara- 
bismus, u.a. durch Entzug der Staats¬ 
bürgerschaft, die fehlenden notwen¬ 
digen Investitionen in der Region mit 
kurdischer (relativer oder absoluter) 
Mehrheit tragen sicher nicht zur Ent¬ 
schärfung der separatistischen Tenden¬ 
zen im kurdischen Teil der Bevölkerung 
bei. Auch die Wiedereinbürgerung der 
kurdischen Bevölkerung nach 2011 war 
offensichtlich nicht ausreichend. 

Trotz aller Bemühungen ist die kur¬ 
dische Sprache bis heute keine Amts¬ 


Mrd. Dollar für den Krieg ausgege¬ 
ben. Der Nachrichtenagentur Reu¬ 
ters zufolge sollen allein die Luftan¬ 
griffe Saudi-Arabien 175 Mio. Dollar 
pro Monat kosten - eine Goldgrube 
für Rüstungslieferanten, Händler und 
Kriegsgewinnler. Und es gibt Schätzun¬ 
gen, die die gesamten laufenden Kosten 
des Krieges sogar sehr viel höher sehen. 

Der UN-Sicherheitsrat hat am 
16. Juni seine „tiefste Besorgnis“ 


spräche, an Schulen wird nicht kurdisch 
gelehrt. Dies zu ändern, wäre jedoch 
auch in Kriegszeiten möglich. Auch 
sind die kurdischen Einheiten nicht in 
den lokalen und innersyrischen Ver¬ 
söhnungsprozess eingebunden. Lange 
vor dem Überlebenskampf in Kobane 
hätte diese Anbindung stattfinden kön¬ 
nen, also vor der Unterstützung durch 
die USA. 

Die oppositionellen syrischen Kom¬ 
munisten, die auch kurdische Arbeiter 
organisieren, haben ein umfangreiches 
Thesenpapier zur kurdischen Frage er¬ 
arbeitet. In diesem erkennen sie zwar 
das Selbstbestimmungsrecht der Kur¬ 
den an, empfehlen jedoch keine Tren¬ 
nung vom syrischen Staat. Die Syrische 
KP, Teil der Regierungskoalition, warnt 
die YPG vor Illusionen in Bezug auf 
den US-Imperialismus, fordert gleich¬ 
zeitig aber die Rechte der Kurden ein. 
Die syrischen (Araber wie Kurden) 
Kommunisten wissen, dass die gerech¬ 
ten Forderungen des syrisch-kurdischen 
Volkes nicht im Verein mit dem US-Im¬ 
perialismus zum Wohle der Arbeiter¬ 
klasse umgesetzt werden können. 

Die Forderung nach Anerkennung 
der Selbstbestimmungsrechte für eine 
unterdrückte Nation in einem Land, 
das Opfer einer imperialistischen Ag¬ 
gression ist, ist kontraproduktiv. Der 
deutsche Imperialismus hat diese Zer¬ 
splitterung Syriens vorangetrieben. 
Der „sunnitische Staat“ (gemeint ist 
der IS) im Osten Syriens und Westen 
Iraks, den die SPD-Zeitung „Vorwärts“ 
in einem Artikel schon international 
anerkannt sehen wollte, ist vorerst ge¬ 
scheitert. Unser Hauptfeind, der deut¬ 
sche Imperialismus, der an der Zerstö¬ 
rung Syriens beteiligt war und der die 
Gegner der YPG mit Waffen beliefert, 
muss bekämpft werden. Das ist unser 
praktischer Beitrag zur Einheit Syri¬ 
ens und Unterstützung der demokra¬ 
tischen und progressiven Kräfte in der 
Region. 


über die Situation im Jemen geäußert 
und alle Parteien aufgefordert, zu ei¬ 
ner politischen Lösung beizutragen. 
Sie sollen konstruktiv mit dem UN- 
Sondergesandten Ismail Ould Scheik 
Ahmed zusammenzuarbeiten. Bisher 
blieb der Appell folgenlos. 

Saudi-Arabien lässt weiter kämp¬ 
fen. Aus vielen Ländern, darunter 
Mauretanien, der Sudan, Senegal und 
offenbar sogar Kolumbien kommen 
Söldner für den Krieg. 

Die Infrastruktur des Jemen wur¬ 
de im Bombenkrieg weitgehend zer¬ 
stört, so war der Ausbruch der Cho¬ 
lera eine humanitäre Katastrophe 
mit Ansage. Der Direktor des Inter¬ 
nationalen Roten Kreuzes für die 
Region, Robert Mardini, sprach von 
7000 Neuerkrankungen jeden Tag. 
„Die Seuche droht, die kaum noch 
funktionsfähige medizinische Infra¬ 
struktur vollständig zu überwältigen“. 
Impfstoffe, die bereitstehen, können 
aufgrund des Krieges nicht geliefert 
werden und müssen womöglich in 
andere Länder umgeleitet werden. 

Mehr als zehntausend Tote, die 
Mehrzahl der Einwohner von Hun¬ 
ger bedroht, mehr als 300 000 Cho¬ 
lera-Kranke - das Leiden und Ster¬ 
ben der Menschen im Jemen bleibt 
im Verborgenen. Kein Aufschrei 
der Medien - schließlich sind es die 
Bomben „unserer“ Verbündeten, die 
das Land zerstören. Es gibt keine 
Flüchtlingskrise, denn die Blockade 
Saudi-Arabiens lässt keine Flücht¬ 
linge durch. So bleibt die humanitäre 
Katastrophe im Jemen eine Randno¬ 
tiz im großen Krieg, der die Region 
verwüstet und Waffenherstellern und 
-händlern Milliarden in die Kassen 
spült. 

Manfred Ziegler 


Bye bye, EU 

Mit großen Differenzen haben die 
EU und Britannien am Montag die 
ersten Verhandlungen über den für 
2019 geplanten britischen EU-Aus¬ 
tritt begonnen. Die bekannten Posi¬ 
tionen liegen dabei weit auseinander. 
Ob sich London offiziell auf Milliar¬ 
denforderungen aus Brüssel einlässt, 
blieb vorerst offen. Im Juni 2016 hat¬ 
te sich eine Mehrheit der britischen 
Wähler in einem Referendum dafür 
ausgesprochen, die EU nach mehr als 
40 Jahren zu verlassen. 

Milliarden für 
Großbanken 

Die US-Großbanken JPMorgan 
Chase, Citigroup und Wells Fargo 
haben im zweiten Quartal deutlich 
mehr eingenommen als erwartet. Der 
lukrative Handel mit Wertpapieren, 
Rohstoffen und Devisen warf zwar 
weniger ab, doch dafür sprudelten 
die Einnahmen im Privat- und Fir¬ 
menkundengeschäft. Beim Bran¬ 
chenführer JPMorgan stieg der 
Quartalsgewinn im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum um 13 Prozent 
auf 7,0 Milliarden Dollar. Auch Citi¬ 
group konnte ein schwächeres Kapi¬ 
talmarktgeschäft durch Zuwächse in 
anderen Sparten abfedern. Die Bank 
profitierte von anziehender Kredit¬ 
vergabe, die steigenden Zinsen in den 
USA spielten dem Geldhaus dabei in 
die Karten. So lief das Privat- und Fir¬ 
menkundengeschäft in weiten Teilen 
besser, wenngleich die Bank mehr 
Geld durch faule Kredite verlor. Un¬ 
term Strich blieben 3,9 Milliarden 
Dollar Gewinn hängen. Der von ei¬ 
nem Skandal um fingierte Konten 
erschütterte Kreditriese Wells Fargo 
steigerte den Gewinn sehr deutlich. 
Der Überschuss wuchs im Jahresver¬ 
gleich um fünf Prozent auf 5,8 Milli¬ 
arden Dollar. Wells Fargo kam zugu¬ 
te, dass sich das Geldhaus traditionell 
aufs Privatkundengeschäft konzen¬ 
triert und sich weitgehend vom Han¬ 
del an den Kapitalmärkten zurück¬ 
hält. Doch dafür belastet die Affäre 
um Scheinkonten das Institut weiter. 


Die Zwangslage der YPG ist vorbei 

UZ-Debatte: Einheit Syriens und kurdische Unabhängigkeit 
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Petrograd am 4. Juli 1917. Während einer 
Massendemonstrationen von Arbeitern und 
Soldaten gegen die Provisorische Regierung: 
„Nieder mit den 10 kapitalistischen Ministern! 
Alle Macht den Sowjets der Arbeiter-, Soldaten 
und Bauerndeputiertenl“ auf dem Newsky- 
prospekt feuerten Truppen der provisorischen 
Regierung auf die Demonstranten. 


Das Ende der Doppelherrschaft 

Die Juli-Krise 1917 in Russland 




Foto: Dorr, Rheta Louise Childe/wikimedia.org/gemeinfrei - public domain 


Alexander Kerenski (Menschewiki) 
beobachtet die Beisetzung von während 
der Juliereignisse Umgekommenen 


I m Frühjahr 1917 und bis in den Som¬ 
mer hinein hatten die Sozialrevoluti¬ 
onäre und Menschewiki die Mehrheit 
in den Sowjets der Arbeiter- und Solda¬ 
tendeputierten. Noch schenkten viele 
Menschen ihnen Vertrauen. Das begann 
sich langsam zu ändern als die Mensche¬ 
wiki und Sozialrevolutionäre Mitte Mai 
Vertreter in die Provisorische Regierung 
entsandten, in eine bürgerliche Regie¬ 
rung, in der die Partei der Kadetten das 
Lager der Reaktion vertrat und die den 
Krieg mit allen Mitteln fortsetzen wollte. 

Mitte Juni 1917 demonstrierten in 
der russischen Hauptstadt Petrograd 
rund eine Million Arbeiter und Solda¬ 
ten gemeinsam unter der Losung „Alle 
Macht den Sowjets“. Sie forderten den 
Rücktritt der Provisorischen Regierung, 
die Machtübertragung an die Sowjets 
der Arbeiter- und Soldatendeputierten 
und die sofortige Beendigung des Krie¬ 
ges. Ähnliches geschah in anderen Zen¬ 
tren des Landes. 

Um diesen Protesten zu begegnen, 
bei einem Misslingen den Bolschewiki 
die Verantwortung zuschieben zu kön¬ 
nen, versuchte die Provisorische Regie¬ 
rung in dieser Situation ein Ablenkungs¬ 
manöver. Sie befahl eine Offensive an 
der Südwestfront („Kerenski-Offensi¬ 
ve“). Nach Anfangserfolgen scheiterte 
diese. 

Die revolutionäre Stimmung nahm 
weiter zu. Aber im Juni gelang es den 
Sozialrevolutionären und Menschewi¬ 
ki noch einmal auf dem 1. Gesamtrus¬ 
sischen Kongress der Arbeiter- und Sol¬ 
datendeputierten, die Situation für die 
Regierung zu retten. 

Anfang Juli 1917 erreichte jedoch 
die revolutionäre Stimmung der Volks¬ 
massen in den Zentren des Landes einen 
neuen Höhepunkt. Am 3. (nach unserem 
Kalender dem 16.) Juli 1917 demons¬ 
trierten tausende von Arbeitern und 
Soldaten in Petrograd für den Sturz der 
Regierung. Sie zogen ins Zentrum der 
Stadt, zum Taurischen Palais, dem Sitz 
des Petrograder Sowjets. Das war eine 
spontane Massenaktion mit Kurs auf 
den bewaffneten Aufstand. Doch dafür 
war es, so schätzten es die Bolschewiki 
damals - mit Blick auf die Lage im ge¬ 
samten Land - ein, noch zu früh. Selbst 
in Petrograd hatten die Sozialrevolutio¬ 
näre und Menschewiki im Sowjet noch 
eine Mehrheit. Die Bolschewiki wussten, 
eine offene Konfrontation konnte in die¬ 
ser Situation nur der Reaktion nützen. 
Lenin war - aufgrund anhaltender Ver¬ 
folgungen - bereits im finnischen Exil, 
aber mit der Partei im ständigen Kon¬ 
takt. Am späten Abend des 3. Juli be¬ 
schloss das ZK der Bolschewiki, sich 
an die Spitze der Bewegung zu stellen, 


um sie in friedliche, geordnete Bahnen 
zu lenken. Am Morgen des 4. (17.) Juli 
zogen erneut mehrere Hunderttausend 
zum Taurischen Palais, insgesamt eine 
halbe Million Menschen. Geplant war 
eine „friedliche Willensbekundung des 
gesamten Petrograds, der Arbeiter, Sol¬ 
daten und Bauern“, wie es in einem Flug¬ 
blatt der Bolschewiki hieß. Die schon am 
Vortag zusammengezogenen Einheiten 
von Offiziersschülern, Kosaken und Ar¬ 
tillerie eröffneten das Feuer. 400 Men¬ 
schen verloren ihr Leben. 

Nach den Juli-Ereignissen formier¬ 
te sich die Konterrevolution endgültig: 
Extrem reaktionäre zaristische Generale 
und Politiker, die Parteien der Oktobris- 
ten und der Kadetten, aber auch Men¬ 
schewiki und Sozialrevolutionäre agier¬ 
ten gemeinsam. Revolutionäre Kräfte 
wurden verfolgt. Die Sowjets wurden 
praktisch ausgeschaltet. Damit endete 
die bis dahin bestehende „Doppelherr¬ 
schaft“. 

Zu einem Höhepunkt der reaktionä¬ 
ren Entwicklung wurde die Ernennung 
von General Lawr Kornilow am 18. Juli 
zum Obersten Befehlshaber der Armee. 
Der entsandte Ende August das Kaval¬ 
leriekorps des Generals Krymow in die 
Hauptstadt, um den Widerstand endgül¬ 
tig niederzuschlagen. Aber das revoluti¬ 
onäre Petrograd war bereit: Dem Aufruf 
des ZK der Bolschewiki folgend, griffen 
die Arbeiter zu den Waffen. In Kaser¬ 
nen und Fabriken wurde alles zur Nie¬ 
derschlagung des Putsches vorbereitet. 
Neue Rotgardisteneinheiten formierten 
sich. 8 000 Putilow-Arbeiter gingen bei 
Pulkowo in Stellung. Auch der Wyborger 
Stadtbezirkssowjet mobilisierte Truppen 
gegen den anrückenden Feind. In der 
Newamündung gingen Kriegsschiffe aus 
Helsingfors und Rewal vor Anker. Die 
wichtigsten Gebäude der Hauptstadt 
wurden durch revolutionäre Abteilun¬ 
gen bewacht. Tag und Nacht patrouil¬ 
lierten Matrosen in den Straßen. 60 000 
Rotgardisten, Soldaten und Matrosen 
verteidigten Petrograd und die Revoluti¬ 
on: Die „Wilde Division“ erreichte nicht 
einmal die Hauptstadt: Von Agitatoren 
der Bolschewiki an der Bahnlinie nach 
Petrograd aufgehalten, verweigerten sie 
den Befehl, entwaffneten ihre Offiziere. 

Bereits Ende Juli/Anfang August 
hatten die Bolschewiki auf ihrem VI. 
Parteitag, der unter konspirativen Be¬ 
dingungen stattfinden musste, die Situ¬ 
ation analysiert - und das wurde durch 
den Kornilow-Putsch sowie nachfolgen¬ 
de Ereignisse bestätigt: Die Möglichkeit 
einer friedlichen Entwicklung der Revo¬ 
lution war vorüber. Jetzt blieb nur der 
Kurs auf den bewaffneten Aufstand. 

nh 
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Lucas Zeise zur deutsch-französischen Freundschaft 


S tillstand in Europa? Krise der EU 
und des Euro? Wer den Reden der 
großen Politiker und und Politike¬ 
rinnen im edlen Staatenverbund lausch¬ 
te, musste den Eindruck gewinnen, sie 
haben die Sache fast aufgegeben. EU- 
Präsident Donald Tusk, Komissionsprä- 
sident Jean-Claude Juncker, ja selbst die 
herrschende Kanzlerin Angela Merkel 
wirken in den letzten zwölf Monaten 
defätistisch. Sie schienen selbst nicht 
mehr daran zu glauben, dass aus die¬ 
ser EU noch ein großer, vom Finanz¬ 
kapital des Kontinents locker geführ¬ 
ter Bundesstaat werden könnte. Als in 
den schweren Jahren der Eurokrise von 
2010 bis 2012 das deutsche Regierungs¬ 
personal die faulen Griechen zum Per¬ 
sonal- und Sozialabbau zwang, stellte es 
fest, dass die Knebelung ganz ohne Än¬ 
derung des Regelwerks der EU gesche¬ 
hen musste. Deshalb gewöhnten sie sich 
daran, immer neue Sonderkonstruktio¬ 
nen wie den ESM (European Stability 
Mechanism) zu erfinden. Die Kanzlerin 
hörte man öffentlich seufzen, dass die 
EU-Verträge nicht veränderbar seien. 


Ein Ruck 

Seit der Erschaffung, Salbung und 
anschließenden Wahl Emmanuel Ma- 
crons zum französischen Präsidenten 
ist alles anders. Ein geradezu Herzog¬ 
scher Ruck ist durch die europäische 
Politelite gegangen. Nicht alles, aber 
vieles, von dem die Mitglieder der Eli¬ 
te und die, die es noch werden wollen, 
geträumt haben, kann und soll Wirk¬ 
lichkeit werden. Ein bescheidener 
Anlass für diesen neuen Optimismus 
bot das ganz gewöhnliche halbjähr¬ 
lich stattfindende gemeinsame Tref¬ 
fen der deutschen und der französi¬ 
schen Regierung in Paris am Tag vor 
dem 14. Juli. Atmosphärisch erinnerte 
alles an de Gaulle & Adenauer oder 
Giscard & Schmidt und sogar Mitter¬ 
rand & Kohl. Da wehte die Geschieh- 


durch die 


te der deutsch-französischen Freund¬ 
schaft durch den Elysee. 

Ganz wie in den gesegneten frühe¬ 
ren Zeiten ging es auch um Konkretes. 
Zunächst eine Petitesse: Die alberne 
Finanztransaktionssteuer wurde end¬ 
lich ad acta gelegt. Dieses Überbleib¬ 
sel demokratischer Forderungen zur 
Eindämmung der Genies am Finanz¬ 
markt wird abgewürgt. Der neue Held 
Macron nahm es auf sich, daran schuld 
zu sein. Wer Herrn Schäuble zugehört 
hatte, weiß, dass auch die deutschen 
Banken die Sache lästig finden, wes¬ 
halb das aus der Hysterie der kleinen 
Finanzmarktkrise 2007/08 zugestande¬ 
ne Vorhaben ungeboren sterben muss. 
Eine Dimension größer ist die Überein¬ 
kunft der beiden hohen Regierungen 


EU 


zur gemeinsamen Entwicklung eines 
Kampfjets. Das ist Solidität und Soli¬ 
darität. EU-Europa wird durch gemein¬ 
same Rüstungsanstrengungen groß und 
stark. Schon die Vorgängerflugzeuge 
haben mit ihrem hohen Verbrauch an 
Finanzmitteln die deutsch-französische 
Freundschaft vertieft und unumkehr¬ 
bar gemacht. Das ist Zukunft. Wer Ur¬ 
sula von der Leyen sah, wie sie den ihr 
gegenübersitzenden jungen Präsiden¬ 
ten anstrahlte, erlebte, dass Militäri¬ 
sches ans Herz gehen kann. 

Kommen wir nun zum Kern: Die 
beiden Regierungen stimmen überein, 
die EU umzugestalten. Sie sind bereit, 
sagen Macron und Merkel, den Defätis¬ 
mus abzulegen und die EU-Abkommen 
zu verändern. In welche Richtung? Das 


ist noch nicht in trockenen Tüchern. 
Aber die Richtung ist wenigstens klar. 
Frankreich erhält endlich den seit Chi- 
racs, nein, seit Mitterrands Zeiten ge¬ 
wünschten EU-gemeinsamen Wirt¬ 
schafts- und Finanzminister. Und es er¬ 
hält endlich einen eigenen Haushalt der 
Eurozone. Und das besonders Schöne 
daran ist: Es erhält beides zu deutschen 
Bedingungen. Denn der Realist Mac¬ 
ron erkennt die deutsche Führung an: 
Der gemeinsame Finanzminister wird 
also ein Sparkommissar. Er wird ein Ve¬ 
torecht über die von nationalen Parla¬ 
menten beschlossenen staatlichen Bud¬ 
gets erhalten. Das gemeinsame Bud¬ 
get der Eurozone wird so ausgestaltet, 
dass sparende Nationen Finanzmittel 
erhalten, jene aber, die Geld für Sozi¬ 
alklimbim, Infrastruktur oder gar Bil¬ 
dung ausgeben, bestraft werden. Kurz, 
die lästigen Reste nationaler Souverä¬ 
nität sollen vom deutsch-französischen 
Hegemon schön und glatt abgehobelt 
werden. 

Die Details werden allerdings erst 
nach der Bundestagswahl mitgeteilt. 



Julio Borges machte Karriere als Fernsehrichter im Vorabendprogramm. Dann kam Hugo Chävez und es packte den 
Sohn reicher Eltern. Er ging in die Politik und entdeckte seine Liebe zum Putsch. Das Jahr 2002 fing für Borges gut an. 

Es wurde gegen seinen Erzfeind Chävez geputscht. Dumm nur, dass nach wenigen Stunden der herbeigesehnte Spuk 
schon wieder ein Ende hatte. Seit Januar 2017 ist Borges Präsident der venezolanischen Nationalversammlung und hofft 
jemanden zu finden, der Chävez' Nachfolger Maduro genauso gerne weg haben will, wie er. Ein Fake-Referendum ohne 
Legitimität und Nachweise hilft und Borges hat einen neuen, alten Freund, den US-Präsidenten. Der möchte endlich 
wieder ein „marktkonformes" Venezuela haben. Eine eigene TV-Show wie sein Freund hatte Borges und twittern kann 
er auch schon wie ein echter (US)-Präsident. CH 


Enteignet Springer! 

BILD und die Pogromhetze • Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Hamburg spielt eine wichtige Rolle in 
meinem Leben. Hier begann ich zu ei¬ 
nem einigermaßen politisch denkenden 
Verstandeswesen zu werden: zum Spar¬ 
takisten (Januar 1972) und Kommunis¬ 
ten (März 1972.) Hier sah ich erstmals 
persönlich den für mich legendären 
langjährigen Vorsitzenden der bis heu¬ 
te illegalen KPD, den kurz zuvor zum 
Ehrenvorsitzenden der DKP gewählten 
Genossen Max Reimann, zusammen mit 
anderen Veteranen auf einer Parteiver¬ 
anstaltung zum 50. Jahrestag des Ham¬ 
burger Aufstandes von 1923. 

Meine Parteigeneration hat nicht so 
bedeutsame Taten vorzuweisen wie die 
der illegalen Kämpfer und Kämpferin¬ 
nen gegen den faschistischen Terror und 
gegen das Parteiverbot. Diese Art von 
Helden wie Etty und Peter Gingold oder 
Emil Carlebach hat sie nicht vorzuwei¬ 
sen. Aber wir haben gelernt, dass Solida¬ 
rität bis heute die entscheidende Waffe 
gegen staatliche Verfolgung und Repres¬ 
salien ist. Der Kampf mit offenem Visier, 
sich nicht zu ducken, Farbe zu bekennen 
für die eigene Überzeugung und sich da¬ 
bei aber nicht durch „rrrrevolutionäre“ 
Ungeduld zu isolieren, das - so denke 
ich - hat meine Parteigeneration gelernt. 

Alles „olle Kamellen“ und Selbstbe¬ 
weihräucherung, die mit heute nichts zu 
tun hat? 

Über 40 Jahre später: die antikom¬ 
munistische und antilinke Pogromhetze 
von BILD und Co. erreicht im Zusam¬ 
menhang mit dem G20-Gipfel eine Di¬ 
mension mörderischer Verkommenheit, 
wie sie selbst zur Zeit der Nazi-Zeitung 
„Der Stürmer“ nicht krasser hätte sein 



Hans-Peter Brenner ist stellvertreten¬ 
der Vorsitzender der DKP 


können. Die Hetze gegen die „G20- 
Verbrecher“ übertrifft alle antilinke 
und antikommunistische Hetze, die ich 
bisher erlebt habe. 

BILD blieb nicht allein. In den letz¬ 
ten Tagen ergoss sich ein wahres Meer 
von politischem Unrat und Verkom¬ 
menheit über „die“ G20-Demonstran- 
ten. Wenn sie schon nicht selbst „Ver¬ 
brecher“ wie der „schwarze Block“ wa¬ 
ren, dann waren sie zumindest „Mittäter, 
Mitschuldige, Mitverantwortliche und 
moralische verkommene Subjekte“. So 
klang es nicht nur in der Boulevard-Pres¬ 
se. Die so genannten „seriösen“ Blätter 
und auch die öffentlich-rechtlichen Me¬ 
dien überschlugen sich ebenfalls. 

Als staatlich beglaubigter „Verfas¬ 
sungsfeind“ schrieb ich 1977 in Ham¬ 


burg zum Abschluss meiner Lehrer¬ 
ausbildung eine Examensarbeit über 
ein Unterrichtsprojekt über BILD. Ich 
war damals mit Herzblut dabei gewe¬ 
sen und verachtete BILD wegen sei¬ 
ner ständigen Hetze gegen uns und 
gegen alles, was links war. Es war mir 
schwer gefallen „objektiv“ zu bleiben. 
Am Ende war ich etwas frustriert, denn 
meine Schüler hatten anderes im Kopf 
als meine zahlreichen Beweise über die 
ständigen politischen Lügen von BILD. 
Was hätte ich auch sonst erwarten kön¬ 
nen, wo doch BILD und sein politisch 
kaum weniger antikommunistisches, 
sozialdemokratisches Pendant namens 
„Morgenpost (Mopo)“ damals Leib¬ 
und Magenblatt von fast 6 Millionen 
Lesern - vor allem aus dem Arbeiter¬ 
milieu - waren. 

Der Springer-Konzern ist zu einem 
wahren Giganten nicht nur auf dem 
Printmarkt herangewachsen, der auch 
in den früheren Ländern des realen 
Sozialismus einen erheblichen Teil des 
Medienmarktes beherrscht. Eine Aus¬ 
wertung des G20-Gipfels bedeutet für 
mich, die Einheit von staatlichen Re¬ 
pressionsapparaten und den Massen¬ 
medien wieder ins Blickfeld zu neh¬ 
men. 

„Enteignet Springer!“ Aber nicht 
nur diesen Konzern. Das gilt heute noch 
mehr als 1968 oder 1977. 

Einheit und Zusammenschluss mit 
den von der Klassenjustiz und der bour¬ 
geoisen Medienmacht verfolgten poli¬ 
tischen Gegnern des internationalen 
Kapitals. Das muss unsere Konsequenz 
sein. 


Uwe Koopmann zur aktuellen Extremistenhatz 


Auf dem linken Auge blind? 


Es war vorhersehbar: BILD, Christi¬ 
an Lindner von der FDP und Innen¬ 
minister Thomas de Maiziere (CDU) 
benötigen die Überweisung zum po¬ 
litischen Augenarzt. Statt eigene Seh¬ 
fehler zu akzeptieren, kommen sie zu 
der verwegenen Behauptung, die Ge¬ 
sellschaft sei so fehlsichtig, dass sie die 
„linksextremistische Szene“ akzeptiere. 

Dabei sind die Herren allerdings so 
blind, dass sie nicht mehr unterschei¬ 
den können, wen sie treffen. Hauptsa¬ 
che: „Links“! 

Dagegen wehrt sich sogar die Süd¬ 
deutsche Zeitung. Nach einem Ver¬ 
gleich in Sachen Extremismus von links 
und rechts kommt sie zu dem Schluss: 
„Deutschland kann also nicht als ,auf 
dem linken Auge blind’ bezeichnet 
werden.“ Und sogar der Deutsche Pres¬ 
serat wehrt sich. BILD lässt sich dage¬ 
gen durch Wahrheit und Erkenntnis 
nicht beirren. Das Blatt hat sich zum 
Fahnder gegen Linke aufgeschwungen. 

Der aktuelle Bericht des Inlandsge¬ 
heimdienstes, „Verfassungsschutz“ ge¬ 
nannt, der den G20-Gipfel noch nicht 
berücksichtigen konnte, bestätigt über 
viele Seiten, dass die Schnüffler durch¬ 
aus nicht auf dem linken Auge blind sind, 
sondern alle Linken im Fokus haben. 


„Linksextremisten“ - so fabuliert 
der „Verfassungsschutz“ in seinem 
Bericht - „geht es bei allen Aktio¬ 
nen nicht etwa darum, gesellschaftli¬ 
che Probleme zu lösen. Sie versuchen 
vielmehr, gesellschaftliche Konflikte 
im Sinne ihrer revolutionären Ziele 
zu instrumentalisieren.“ Die politische 
Bewertung, dass der Kapitalismus ver¬ 
antwortlich ist „für alle gesellschaftli¬ 
chen und politischen Missstände wie 
soziale Ungerechtigkeit, ,Zerstörung’ 
von Wohnraum, Kriege, Rechtsextre¬ 
mismus und Rassismus sowie für Um¬ 
weltkatastrophen“, wird als „linksex¬ 
tremistisch“ tituliert. 

Natürlich wird das von interessier¬ 
ten Politikern kurz vor der Bundestags¬ 
wahl gerne aufgegriffen. Manche gehen 
so weit, dass sie Schaum vor dem Mund 
bekommen. Wolfgang Bosbach (CDU) 
zum Beispiel bei der ARD-Rederunde 
„Maischberger“, als er sich wegen einer 
Kritik von Jutta Ditfurth aus dem Stu¬ 
dio absetzte. 

Besonders auffällig ist - abschlie¬ 
ßend ausgeführt - natürlich das Jam¬ 
mern von de Maiziere. War das nicht 
der Minister, dessen Haus bei NSU 
und anderen Verbrechen versagt, wenn 
nicht gar mitgeholfen hat? 


Christoph Hentschel über den Bayernplan der CSU 


Seehofer und die alte Wand 


Auch wenn man erst gerade anfing, 
die Schulbank zu drücken, als der Er- 
satzkini starb, sind einem als Bayer die 
markigen Zitate von Franz Josef Strauß 
bis heute noch gut bekannt. Einst sag¬ 
te der Metzgersohn, der als Multimil¬ 
lionär starb, „Rechts von der CSU ist 
die Wand.“ Das Machtverständnis von 
Strauß und Nachkommen karikierte 
der Kabarettist Gerhard Polt mit den 
treffenden Worten „In Bayern brau¬ 
chen wir keine Opposition, wir ha¬ 
ben schon Demokratie.“ Das Auftau¬ 
chen der AfD kommt für die „Christ¬ 
sozialen“ daher einer Gotteslästerung 
gleich. 

Nicht dass Seehofer und Söder die 
Alleinherrschaft zwischen Alpen und 
Donau fürchten müssten. Zwischen 
2008 und 2013, nachdem sich der 
Strauß-Zögling Edmund Stoiber an 
Angelika Merkel verbrannt hatte und 
ein Franke namens Beckstein für ein 
Jahr Ersatzkini spielen durfte, musste 
Seehofer mit der FDP die Regierung 
stellen. Das war aber nur ein Fehler 
der Geschichte, der bei den nächsten 
Wahlen wieder korrigiert wurde. Die 
AfD stellt für die CSU in Bayern kei¬ 
ne ernsthafte Gefahr dar. Der Bayern¬ 
plan, der nun in München präsentiert 
wurde, stellt aber wohl für den einen 
oder anderen verwirrten JUler die 
zeitgemäße Version eines antifaschis¬ 


tischen Schutzwalles dar. Obergrenze 
in der Flüchtlingsfrage, Mutter(kreuz) 
rente und etwas Demokratiegetue via 
Volksentscheide auf Bundesebene sind 
für ihn wohl das richtige Mittel, um den 
Raum zwischen CSU und Wand luft¬ 
dicht zu verschließen. 

Für die Herrn und Damen (!) in der 
CSU Parteizentrale in der Nymphen¬ 
burgerstraße geht es aber mehr um die 
Machtverteilung in der nächsten Mer¬ 
kel-Regierung. Und da wusste schon 
Strauß, dass es vorteilhaft sein kann, 
wenn die Bayern (das heißt aus Sicht 
der CSU, die CSU) ein wenig rumstän¬ 
kern und ihre eigene Suppe kochen 
wollen. Man sammelt Pluspunkte bei 
den Kaffee und Kuchen Konservati¬ 
ven in ihren Reihenhäusern in und au¬ 
ßerhalb von Bayern und - viel wichti¬ 
ger - man erinnert die große Schwester 
CDU wie wichtig man ist. 

Denn grundsätzlich eint die beiden 
Parteien mit dem großen C im Na¬ 
men die Einsicht, dass man so oder so 
die nächste Regierung in Berlin stel¬ 
len wird. Siegesgewiss übergehen bei¬ 
de gemeinsam die Frage, wie die im¬ 
mer schiefer werdende soziale Lage in 
Deutschland zu begradigen ist. Privati¬ 
sierungen und „ausgeglichener“ Staats¬ 
haushalt für die Banken und Konzer¬ 
ne sind weiter ihre Rezepte, die immer 
mehr Menschen in die Armut treibt. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Bewirkte Wirkungen 

Zur Geschichte der „Kapitals-Rezeption seit 1867 • Von Georg Fülberth 


W er behauptet, „Das Kapital“ 
von Karl Marx habe die Welt 
verändert, argumentiert ide¬ 
alistisch. Ein Buch hat zunächst einmal 
materielle Ursachen: die gesellschaftli¬ 
chen Verhältnisse, in denen es entsteht. 
Danach wirkt es nicht auf diese als Ge¬ 
samtheit, sondern zunächst nur auf sei¬ 
ne Leserinnen und Leser. Ob diese da¬ 
raufhin die Welt verändern, muss man 
sehen. 

Dies gilt auch für „Das Kapital“. 
Seine Rezeption hat in den vergange¬ 
nen 150 Jahren gewechselt und ist von 
den Umständen abhängig gewesen. 
Zunächst sollte man fragen: Wie war 
das jeweilige gesellschaftliche Kräfte¬ 
verhältnis? Wie weit war „Das Kapi¬ 
tal“ in der Bevölkerung eines Landes 
in einer gegebenen Zeit bekannt, wie 
wirkte es in der Arbeiterbewegung, wie 
auf die Intellektuellen? 

So soll im Folgenden verfahren wer¬ 
den. 

1867-1914 

Das gesellschaftliche Kräfteverhältnis 
in Europa zwischen dem Erscheinen 
des ersten Bandes des „Kapital“ 1867 
und dem Ausbruch des Ersten Welt¬ 
kriegs war bestimmt durch die Indus¬ 
trielle Revolution, durch die „Soziale 
Frage“ = die Entstehung eines Massen¬ 
proletariats und einer starken Arbei¬ 
terbewegung. Marx 4 Buch war in der 
Breite der Bevölkerung unbekannt. 
Die Mitglieder der organisierten so¬ 
zialistischen Bewegung lasen es in nur 
äußerst seltenen Ausnahmefällen. Ei¬ 
nige, ebenfalls wenige, mögen popu¬ 
larisierende Broschüren zur Kenntnis 
genommen haben: von dem späteren 
Anarchisten Johann Most, dem Nieder¬ 
länder Ferdinand Domela Nieuwen- 
huis, dem Franzosen Gabriel Deville. 
Umfangreicher und besonders wirksam 
war Karl Kautskys Buch „Karl Marx 4 
ökonomische Lehren“ (1886). Auch 
Friedrich Engels 4 „Anti-Dühring“ 
(1878), zu dem Marx ein Kapitel über 
Ökonomie beigesteuert hatte, wirkte in 
diesem Sinn. 

Die aktiven sozialdemokratischen 
Politiker werden „Das Kapital“ eben¬ 
falls in der Regel nicht gelesen haben. 
Eine Ausnahme war August Bebel. 
Auch den Redakteuren und Journa¬ 
listen der sozialdemokratischen Ta¬ 
gespresse war das „Kapital“ wohl fast 
durchgehend wenig bekannt. Als der 
führende Publizist und Historiker der 
SPD, Franz Mehring, 1918 eine Bio¬ 
grafie von Karl Marx veröffentlichte, 
verfasste er den Abschnitt über dessen 
Hauptwerk nicht selbst, sondern über¬ 
trug diese Aufgabe Rosa Luxemburg. 

In der akademischen Wissenschaft 
dagegen ist das Werk intensiv wahrge¬ 
nommen und diskutiert worden, meist 
im Endergebnis ablehnend, immerhin 
mit hoher Sachkenntnis. Hierfür gibt es 
mindestens zwei Gründe. 

Erstens: Die bürgerlichen Professo¬ 
ren der Ökonomie wurden von Marx 
und Engels zwar kräftig gescholten, 
aber ihr Niveau befand sich damals 
auf einem später nicht mehr erreich¬ 
ten Höchststand. 

Zweitens: In dem Maße, in dem 
die Arbeiterbewegung als eine Bedro¬ 
hung wahrgenommen wurde, machten 
es sich gerade die staatstragenden li¬ 
beralen oder konservativen Gelehrten 
zur Aufgabe, die Theorie, auf die sich 
deren Führer - unabhängig von deren 
tatsächlichem Kenntnisstand - berie¬ 
fen, zu analysieren, um sie bekämpfen 
zu können. 

Eine schmale Elite der sozialisti¬ 
schen Intelligenz hat bis 1914 die Marx- 
sche Kritik der Politischen Ökonomie 
weiterentwickelt. 

Die erste Übersetzung des „Kapi¬ 
tal“ erschien 1872 in Russland und war 
legal: wegen seines Umfangs und der 
Schwierigkeiten der Materie unter¬ 
lag dieses Buch dort nicht dem Ver¬ 
bot durch die Zensur. Die russischen 
„Volkstümler“, die ihre Hoffnung auf 
die Bauern setzten, sahen die Elends¬ 
und Gewaltschilderungen des 24. Kapi¬ 
tels über die so genannte ursprüngliche 


Akkumulation als Warnung vor einem 
Schicksal, das der Kapitalismus auch 
ihrem Land bringen werde, das aber 
vermieden werden könne: noch sei er 
dort nur in Ansätzen entwickelt, und 
seinem Sieg könne auf der Basis des 
noch bestehenden ländlichen Gemein¬ 
eigentums vorgebeugt werden. Die Re¬ 
produktionsschemata des zweiten Ban¬ 
des könnten dort nicht funktionieren. 

Russische Liberale - sie hießen „die 
legalen Marxisten“, da sie im Unter¬ 
schied zu den Sozialisten nicht verfolgt 
wurden - nahmen den ersten Band des 


„Kapital“ positiv auf: An den Repro¬ 
duktionsschemata könne man sehen, 
nicht wie der Kapitalismus unterge¬ 
he, sondern wie er funktioniere. Lenin 
widersprach - ebenfalls gestützt auf 
den zweiten Band - in seinem Buch 
„Die Entwicklung des Kapitalismus in 
Russland“ (1899) beiden: Russland sei 
bereits ein kapitalistisches Land und 
könne deshalb an der internationalen 
Überwindung der bürgerlichen Gesell¬ 
schaft teilnehmen. 

Rosa Luxemburgs Werk „Die Ak¬ 
kumulation des Kapitals“ (1913) war 
in gewisser Weise Teil dieser russischen 
Diskussion. Sie entwickelte die Repro¬ 
duktionsschemata weiter und kam zu 
dem Ergebnis, dass der Kapitalismus 
sich allenfalls so lange halten könne, 
wie er außerkapitalistische Regionen 
plündern könne. Wie bei den Volkstüm¬ 
lern war auch hier das 24. Kapitel des 
ersten Bandes heranzuziehen. 

Rudolf Hilferdings Buch „Das Finanz¬ 
kapital“ (1910) ist manchmal als eine 
Art vierter Band des „Kapital“ be¬ 
zeichnet worden - insofern zutreffend, 
als er bei der Analyse des Kreditwesens 
und dem Hinweis auf die Monopole an 
den dritten anknüpfen konnte. 

1914-1945 

Die drei Jahrzehnte 1914-1945 sind 
gekennzeichnet durch zwei Weltkrie¬ 
ge, die Weltwirtschaftskrise 1929-1933, 
Entstehung und Selbstbehauptung der 
Sowjetunion. 

Kenntnis des „Kapital“ in weiteren 
Kreisen der Bevölkerung kapitalisti¬ 
scher Länder gab es auch jetzt nicht, 
in Teilen der Arbeiterbewegung fand 
immerhin, wie schon vor 1914, eine Un¬ 
terrichtung mithilfe von Kurzfassungen 
statt. Rosa Luxemburgs Arbeit an den 
Reproduktionsschemata des zweiten 
Bandes wurde - mit voneinander ab¬ 
weichenden Ergebnissen - von Fritz 
Sternberg in seinem Buch „Der Impe¬ 
rialismus“ (1926) und Henryk Gross¬ 
mann fortgesetzt. Das Werk des Letz¬ 
teren - „Das Akkumulations- und 


Zusammenbruchsgesetz des kapitalis¬ 
tischen Systems“ - kam im Ausbruchs¬ 
jahr 1929 der Weltwirtschaftskrise her¬ 
aus und schien schon durch seinen Titel 
einen Nerv zu treffen. 

1902 hatte in Lenin in seiner Bro¬ 
schüre „Was tun?“ vor dem „Ökono¬ 
mismus“ in der Arbeiterbewegung ge¬ 
warnt. Gemeint war die Beschränkung 
auf den gewerkschaftlichen Kampf. 
In einer vorrevolutionären Situati¬ 
on stand eine darüber hinausgehen¬ 
de Politisierung an: durch eine Partei 
neuen Typus und - im Moment der Re¬ 


volution selbst - mit der Zerschlagung 
des alten Staates. Als Lenin 1918 seine 
Schrift „Staat und Revolution“ veröf¬ 
fentlichte, griff er auf die staatstheo¬ 
retischen Schriften von Marx und En¬ 
gels zurück, nicht mehr auf „Das Kapi¬ 
tal“ -jetzt war der politische Überbau 
zu mobilisieren. Und nicht nur er, son¬ 
dern auch der ideologische. Darauf 
wiesen Georg Lukäcs („Geschichte 
und Klassenbewusstsein“, 1923) und 
Karl Korsch („Marxismus und Philo¬ 
sophie“, ebenfalls 1923) hin. Die öko¬ 
nomische Theorie, damit auch „Das 
Kapital“, geriet in den Hintergrund. 
In der US-amerikanischen Emigrati¬ 
on trennte sich das einst in Frankfurt/ 
Main gegründete Institut für Sozialfor¬ 
schung unter Theodor W. Adorno, Max 
Horkheimer und Friedrich Pollock von 
dem Kommunisten Henryk Gross¬ 
mann und konzentrierte sich auf eine 
Version des Marxismus als einer nicht¬ 
revolutionären Kritischen Theorie der 
Gesellschaft. Im Nachhinein sieht man 
bei Korsch, Lukäcs, in dieser Phase des 
Instituts für Sozialforschung, aber auch 
bei dem auf Politik und Hegemonie 
konzentrierten Antonio Gramsci den 
Beginn des so genannten „Westlichen 
Marxismus“. 

1945-1967 

Die Jahrzehnte nach 1945 sind charak¬ 
terisiert durch den Kalten Krieg zwi¬ 
schen Kapitalismus und Sozialismus 
und im Westen durch den Wohlfahrts¬ 
kapitalismus. 

Jetzt kommt es auch zu einer 
Kenntnisnahme des Marxismus in 
der Breite der Bevölkerung der ka¬ 
pitalistischen Länder. Der Sozialis¬ 
mus hatte sich bis an die Elbe ausge¬ 
dehnt, wurde als Gefahr und damit 
aber auch als eine Realität erkannt. 
In Bildungswesen, staatlicher Pro¬ 
paganda und Medien wurde er be¬ 
kämpft, das setzte zumindest ansatz¬ 
weises (und sei es entstelltes) Referat 
seiner zentralen Thesen voraus. In der 
Arbeiterbewegung selbst erloschen al¬ 


lerdings jetzt die bisherigen Ansätze 
einer „Kapital“-Rezeption. Zwischen 
1956 und 1987 wurde das Buch „Von 
Marx zur Sowjetideologie“ des Poli¬ 
tologen Iring Fetscher in 22 Auflagen 
verbreitet, darunter auch für die „In¬ 
formationen für die Truppe“ der Bun¬ 
deswehr. Nach dem 13. August 1961 
hielten es auch die Evangelischen 
Akademien für angemessen, sich dif¬ 
ferenzierter mit dem Gegner ausein¬ 
anderzusetzen und u.a. die Marxschen 
Frühschriften gegen den so genannten 
Totalitarismus in Stellung zu bringen. 
Die in der DDR erscheinende Werk¬ 
ausgabe von Marx und Engels (MEW) 
lieferte Quellen, darunter - in den 
Bänden 23-24 - auch „Das Kapital“. 
In den sozialistischen Ländern wur¬ 
de es zwar massenweise gedruckt, ein 
Beitrag zu einer ökonomischen The¬ 
orie des Sozialismus konnte es aber 
nicht sein. 

Im Westen zeigten sich erste Ansät¬ 
ze einer „Neuen,Kapital 4 -Lektüre“. Für 
diese beschreibt „Das Kapital“ nicht 
Entstehung und Entwicklung des Ka¬ 
pitalismus und das in ihr zutage treten¬ 
de Wertgesetz, sondern analysiert die¬ 
ses als zeitlose, allerdings erst in der in¬ 
dustriellen Revolution zutage tretende 
Struktur. In der „Kapital“-Lektüre des 
französischen Philosophen Louis Alt- 
husser spiegelt sich so auch die Pers- 
pektivlosigkeit der kommunistischen 
Bewegung im Wohlfahrtskapitalismus. 

1968-1990 

Die Studierendenrevolte von 1968 und 
die Arbeiterkämpfe bis Mitte der sieb¬ 
ziger Jahre gehörten zur letzten Phase 
dieses Wohlfahrtskapitalismus, bevor 
er ab 1973 in den neuen Marktradika¬ 
lismus („Neoliberalismus“) überging. 

Während „Das Kapital“ im Kern 
der Arbeiterklasse weiterhin ungele¬ 
sen blieb, wurde es jetzt von einem Teil 
der Massenschicht der Intelligenz, die 
sich schon seit 1945 rasch ausbreitete, 
rezipiert. Keine frühere Generation ist 
so „Kapital“-gebildet gewesen wie die¬ 
se Jahrgänge, und das hält - trotz aller 
politischen Rückschläge - bis heute. 

Auslöser war tatsächlich die Stu¬ 
dierendenbewegung. Im Jahr 1968 al¬ 
lerdings wurde wenig gelesen, umso 
mehr danach. Wer die Revolte als eine 
Revolution missverstanden hatte, be¬ 
griff deren Ende als Zeichen für die 
Überlegenheit des Kapitals und woll¬ 
te ihn deshalb genauer studieren: mit 
einer „Kapital“-Lektüre, nachgelie¬ 
ferter Theorie für die Erklärung einer 
gescheiterten Praxis. Als die SPD 1969 
erstmals den Bundeskanzler stellte, 
wurden andererseits Hoffnungen auf 
eine antikapitalistische Nutzung des 
Staatsapparats wach und dann auch 
wieder kritisch bekämpft. Vor dem 
Hintergrund solcher Debatten gedieh 
eine „Staatsableitungsdebatte“, die sich 
bei Marx Rat holte. Landauf, landab 
bildeten sich Lesekreise. Eine Anlei¬ 
tung boten u.a. die Vorlesungen zur 
Einführung ins „Kapital“ von Wolf¬ 
gang Fritz Haug. Zwischen 1974 und 
1990 wurden sie fünfmal aufgelegt. Die 
1968 ins Leben getretene DKP gewann 
Einfluss an den Universitäten, der ab 
ca. 1980 wieder erlosch. Fast jede der 
inzwischen entstandenen sozialisti¬ 
schen Kleingruppen hielt ihren einen 
„Kapital“-Zirkel ab und veröffentlich¬ 
te ihre Interpretationsvarianten. An 
mehreren Hochschulen gab es eine 
Art gesellschaftswissenschaftliches 
Grundstudium, zu dessen Kanon auch 
Marx 4 Kritik der Politischen Ökono¬ 
mie gehörte. 

Um 1980, zeitgleich mit Andre 
Gorz 4 Buch „Abschied vom Proletari¬ 
at“, dem Wirksamwerden der marktli¬ 
beralen Wende und dem sich abzeich¬ 
nenden Niedergang des Staatssozia¬ 
lismus, legte sich das allmählich. Aber 
nicht jede Form der Abwendung war 
Renegatentum. Zu den positiven Ent¬ 
wicklungen gehörte die Entdeckung 
von blinden Flecken in einer nahezu 
ausschließlich am Industrieproduk¬ 
tivismus orientierten Kritik der Poli¬ 
tischen Ökonomie durch Feministin- 
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nen, die „Das Kapital“ gelesen hatten. 
Bahnbrechend wurde Christel Neusüß 
mit ihrem Buch „Die Kopfgeburten 
der Arbeiterbewegung oder Die Ge¬ 
nossin Luxemburg bringt alles durch¬ 
einander“ (1985). Fünfzehn Jahre vor¬ 
her, 1970, hatte sie mit einer zusammen 
mit Wolfgang Müller verfassten Kritik 
der Sozialstaatsillusion die Staatsab¬ 
leitungsdebatte ausgelöst, und jetzt 
schloss sich ein Kreis. 


1990-2017 

Mit dem Untergang des Staatssozia¬ 
lismus landeten die blauen Bände der 
Marx-Engels-Werkausgabe auf Floh¬ 
märkten, weil bisherige Leser sie los¬ 
werden wollten. Inzwischen werden 
sie neu gedruckt und sind viel teurer 
als früher. Das „Manifest der Kommu¬ 
nistischen Partei“ und der erste Band 
des „Kapital“ wurden 2013 von der 
UNESCO ins Weltkulturerbe aufge¬ 
nommen. Die Marx-Engels-Gesamt- 
ausgabe (MEGA) erscheint weiter, 
jetzt nicht mehr von den kommunis¬ 
tischen Parteiinstituten in der DDR 
und UdSSR finanziert, sondern vom 
bürgerlichen Staat. Es gibt einen Film 
„Der junge Karl Marx“, nicht nur 2017 
(150 Jahre „Das Kapital“) wird es ei¬ 
nen Hype geben, sondern mit Sicher¬ 
heit auch 2018 (200 Jahre Marx). 

Was ist los? 

Reaktionäre sagten einst: Ein guter 
Kommunist ist ein guter Kommunist. 
Ist der Feind besiegt, kann man sich mit 
Teilen seines Erbes schmücken. 

Andererseits: Durch eine solche 
Einbeziehung des Marxismus in die 
Kulturindustrie wird der Zugang zu 
ihm vielleicht ebenso offengehalten 
wie 1953 durch die Wahlplakate der 
CDU, auf denen stand: „Alle Wege 
des Marxismus führen nach Moskau“. 
Seit mehreren Jahren gibt es jetzt wie¬ 
der viele Lesekreise. Dort hat jetzt die 
„Neue ,Kapital 4 -Lektüre“, welche vom 
so genannten „Arbeiterbewegungs¬ 
marxismus“ nichts hält, besonders gro¬ 
ßen Einfluss. Michael Heinrichs Schrift 
„Kritik der politischen Ökonomie“ ist 
inzwischen in der 13. Auflage erschie¬ 
nen. Laut seiner „Monetären Wertthe¬ 
orie“ kommt der Arbeitswert erst in 
einer voll entfalteten Geldwirtschaft 
zur Geltung, nicht vorher. Im Finanz¬ 
marktgetriebenen Kapitalismus und in 
Zeiten erlahmter Arbeiterbewegung ist 
das eben jetzt die eingängigste Form 
des „KapitaU-Verständnisses. 

Unabhängig davon wird mit der 
sich anbahnenden „Industrie 4.0“ das 
23. Kapitel des ersten Bandes beson¬ 
ders aktuell: das allgemeine Gesetz der 
kapitalistischen Akkumulation“ - Er¬ 
setzung von menschlicher Arbeitskraft 
durch Maschine. 

Also: Solange es den Kapitalismus 
gibt, wird er ein immer neues Verständ¬ 
nis des Buches „Das Kapital“ hervor- 
rufen. 

Kurzfassung des Beitrags von Georg Fülberth 
auf der Tagung der Marx-Engels-Stiftung 
„150 Jahre ,Das Kapital’“ am 10. Juni in Marburg 
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Recht auf Wasser 

Der Kampf der Iren gegen Regierung und EU für eine Verfassungsreform • Von Eugene McCartan (CPI) 



Protest gegen die Privatisierung des Wassers in Irland 


D ie Menschen in Irland, die un¬ 
ter dem Motto „Right2Water“ 
(Recht auf Wasser) durch Blo¬ 
ckaden, Protestmärsche, Massenmobi¬ 
lisierung kämpfen und durch die Weige¬ 
rung, die Wasserrechnung zu bezahlen, 
haben kürzlich mit der Einstellung der 
Wassergebühren einen Sieg davonge¬ 
tragen. Trotzdem glauben die irischen 
Kommunisten, dass es für die Bevöl¬ 
kerung notwendig ist, diesen Sieg mit 
einer Verfassungsänderung zu konso¬ 
lidieren, die das öffentliche Eigentum 
und die Kontrolle über diese wichtige 
Ressource verankert. „Recht auf Was¬ 
ser“ ist ein Zusammenschluss aus fünf 
Gewerkschaften, Aktivisten aus linken 
Parteien und einigen Initiativen. Die 
fünf Gewerkschaften haben dabei ihre 
Kompetenzen, Ressourcen und Mitglie¬ 
der gebündelt. 

Um den Widerstand der Menschen 
zu brechen, hat die derzeitige Koaliti¬ 
onsregierung aus Fianna Fäil (konser¬ 
vative Partei) und Fine Gael (christlich¬ 
liberale Partei) die „unabhängige Kom¬ 
mission“ gegründet, um den Kampf um 
das Wasser von der Straße in den Sumpf 
der parlamentarischen Ausschüsse und 
Verfahren zu verlegen. Sie hoffen damit, 
den Widerstand zu entschärfen und die 
Angelegenheit in parlamentarische De¬ 
batten und Verfahren, also in Strukturen 
zu verstricken, die sie kontrollieren. Fast 
vier Jahre lang wurde der Widerstand 
von Aktivisten aus der Gesellschaft und 
aus den Gewerkschaften getragen. Viele 
wurden verhaftet und eingesperrt. Der 
jüngste Prozess gegen sechs Aktivisten 
war nur die letzte Runde. Der Fall ge¬ 
gen sie ist als der gegen die „Jobstown- 
Angeklagten“ bekannt geworden. Das 
Gericht sprach sie frei. Arbeitende 
Menschen haben die Straßen blockiert, 
haben Arbeiter gestoppt, die Wasserlei¬ 
tungen verlegen wollten, und haben ver¬ 
legte Rohre wieder entfernt. 

Fianna Fäil und Fine Gael vertreten 
und schützen die Interessen des Groß¬ 


Es ist unter Finken kaum kontrovers, 
dass öffentliches Eigentum verteidigt 
werden muss. Nicht von ungefähr ver¬ 
läuft die Scheidelinie zwischen Finks 
und Rechts innerhalb der Partei „Die 
Finke“ entlang der Frage, wie man es 
mit der Privatisierung hält. Wer wie der 
Ministerpräsident Thüringens, Bodo 
Ramelow, im Bundesrat die Autobahn¬ 
privatisierung mit beschließt, kann nicht 
mehr als links gelten. Hier geht es aber 
nicht nur darum, was es heißt, irgendwie 
links zu sein und im Klassenkampf auf 
der richtigen Seite zu stehen. Kommu¬ 
nisten und solche, die es werden wollen, 
interessiert, warum die Frage der Priva¬ 
tisierungen geschichtlich gerade jetzt 
auf der Tagesordnung steht. Zudem 
wollen wir wissen, wie dieser Kampf 
sich perspektivisch in sozialistisch-kom¬ 
munistische Politik einfügt. Schließlich 
stellt sich die Frage, mit welchen Bünd¬ 
nispartnern dieser Kampf geführt wird. 

Seit etwa Mitte der siebziger Jah¬ 
re des vorigen Jahrhunderts läuft eine 
Großoffensive des internationalen Mo¬ 
nopolkapitals. Im Kern ist diese Offensi¬ 
ve der (erfolgreiche) Versuch, die Mehr¬ 
wertrate oder den Ausbeutungsgrad zu 
steigern. 

Diese Offensive des „Neoliberalis¬ 
mus“ umfasst (bisher) historisch zwei 
Phasen. Die erste wurde durch den Zu¬ 
sammenbruch des Systems von Bretton 
Woods und der Aufgabe fester Wechsel¬ 
kurse zum Dollar eingeleitet. Die Zu- 
rückdrängung staatlichen Eigentums 
wurde zum Kernpunkt des ideologi¬ 
schen Programms der Regierung That¬ 
cher, die 1979 in Großbritannien an die 
Macht kam. Ein Jahr später wurde Ro¬ 
nald Reagan zum Präsidenten der USA 
gewählt. Beide Regierungen verfolgten 
eine scharfe antigewerkschaftliche Poli¬ 
tik, betrieben den gezielten Abbau der 


kapitals. Sie führen die Weisungen der 
EU aus. Fianna Fäil und die „Grünen“- 
Partei vereinbarten mit der Troika, die 
Wassergebühren auf rund 800 Euro pro 
Jahr herabzusetzen, da Fianna Fäil 2011 
eine katastrophale Wahlniederlage zu 
verschmerzen hatte und die endgülti¬ 
ge Entscheidung bis nach den nächsten 
Wahlen hinausschieben möchte. Dage¬ 
gen hält die dominierende Partei in der 
gegenwärtigen Koalitionsregierung, die 
Fine Gael, an den hohen Wassergebüh¬ 
ren und an der neoliberalen Agenda 
fest. Sie argumentiert, dass Wasser ein 
knappes Gut sei, weshalb viel dafür be¬ 
zahlt werden müsse. Wenig verwunder¬ 
lich, dass die Kommunistische Partei Ir¬ 
lands (CPI) damit nicht einverstanden 
ist. 

Die EU versucht mit Karmenu Vel- 
la, dem EU-Beauftragten für die Um¬ 
welt, die Menschen auf ihre Seite zu 
ziehen, und bemüht sich, Verwirrung 


sozialen Sicherungssysteme, verringer¬ 
ten die Steuerlast der Reichen und gro¬ 
ßen Kapitalgesellschaften. Die staatli¬ 
chen Regulierungen des Finanzsektors, 
der Verkehrs- und Versorgungsunter¬ 
nehmen wurden abgebaut. Großbritan¬ 
nien begann, den umfangreichen staat¬ 
lichen Industriebesitz zu privatisieren. 
Das Telefonnetz, die Stahlindustrie, der 
Kohlebergbau, die Stromversorger, die 
Erdölförderung, die Tankstellennetze, 
die Autoindustrie, die Eisenbahn, die 
Post, fast alles, was privatisiert werden 
konnte, wurde auch privatisiert. Frau 
Thatchers Vorgehen wurde zum Vorbild 
anderer, meist konservativ reaktionärer 
Regierungen. 

Die zweite Phase begann mit der 
Niederlage des Sozialismus in Europa 
und der Sowjetunion 1989/91. Jetzt wur¬ 
de die Entstaatlichung der Produktions¬ 
mittel in großem Stil betrieben. Privati¬ 
sierung musste nicht mehr mühsam ge¬ 
gen den Widerstand der Beschäftigten, 
der Wählerschaft, der Gewerkschaften 
oder Parlamente durchgesetzt werden. 
Das Monopolkapital des Westens wur¬ 
de östlich der Elbe von dem meist aus 
den kommunistischen Parteien hervor¬ 
gegangenen neuen Regierungspersonal 
eingeladen, ja förmlich gebeten, sich der 
Produktionsmittel zu bemächtigen. Die 
neuen Herrschaftseliten begnügten sich 
in der Regel mit der Rolle der Junior¬ 
partner. Sie ließen sich von westlichen 
Expertenteams Privatisierungsprogram¬ 
me schneidern, die im Detail sehr un¬ 
terschiedlich ausfielen und höchst diver¬ 
gente Eigentumsverhältnisse, aber im¬ 
mer natürlich nicht-staatliche zur Folge 
hatten. 

Im deutschen Osten wurden eigene 
Herrschaftseliten nicht zugelassen. Hier 
übernahm das deutsche Kapital sofort 
und radikal die Kontrolle. Die DDR 


und Spaltung zu säen, indem sie wider¬ 
sprüchliche Aussagen verbreitet, wie die 
irische Regierung zu der Erhöhung der 
Wassergebühren steht. 

Im Ergebnis verschob die Regierung 
die Gebührenerhöhung und drohte statt 
dessen, die Verschwendung von Was¬ 
ser unter Strafe zu stellen. Die Regie¬ 
rung stellte eine Verfassungsänderung 
in Aussicht, die Wasser zum „Gemein¬ 
eigentum“ erklären soll. Jedoch gab es 
bisher keinen Fortschritt bei dieser zen¬ 
tralen Forderung von „Recht auf Was¬ 
ser“, die auch eine Forderung der CPI 
ist. Dieses Hinauszögern soll den Wider¬ 
stand schwächen und brechen. 

Gemeineigentum ist schließlich das 
genaue Gegenteil von dem, was die iri¬ 
sche Herrschaftsschicht mit dem Wasser 
vorhat, nämlich seine Kommerzialisie¬ 
rung und Privatisierung - eine Position, 
die von der EU unterstützt und geför¬ 
dert wird. 


wurde zu einem grandiosen Experimen¬ 
tierfeld für die Verteilung von volks¬ 
wirtschaftlichem Produktivvermögen 
unter das Privatkapital. Die Treuhand 
war die größte Privatisierungsinstitution 
der Welt. Noch während die Treuhand 
wirkte, ging die Kohl-Regierung auch 
im Westen auf entschiedenen Privatisie¬ 
rungskurs. Das profitabelste Staatsun¬ 
ternehmen, das von der Post betriebene 
Telefonnetz, wurde privatisiert. Mit bei¬ 
spiellosem Propagandaaufwand wurde 
ein Börsengang inszeniert und die Akti¬ 
en des aus der Post ausgegliederten Un¬ 
ternehmens verkauft. 

Zu Beginn der 90er Jahre setzten 
die europäischen Regierungen die Eu¬ 
ropäische Union auf einen Kurs, der 
Unternehmen in Staatsbesitz zur wett¬ 
bewerbswidrigen Ausnahme deklarier¬ 
te. Die EU-Kommission ist seither be¬ 
strebt, alle Staatsunternehmen unter 
illegalen Beihilfeverdacht zu stellen. 
Das EU-Recht, insbesondere das Bei¬ 
hilferecht ist somit zum wichtigen He¬ 
bel geworden, die Privatisierungen zu 
forcieren. 

Die Zurückdrängung staatlichen Ei¬ 
gentums und staatlicher Verfügungsge¬ 
walt über die Produktionsmittel ist nicht 
nur historisch das zentrale Moment der 
neoliberalen Offensive. Gemäß der 
Logik der kapitalistischen Ökonomie 
verspricht die Privatisierung dem Mo¬ 
nopolkapital entscheidende Vorteile. 
Zunächst kommen die Vorteile der Pri¬ 
vatisierung den davon unmittelbar be¬ 
günstigten Konzernen zugute. Die Pri¬ 
vatisierungen fördern außerdem eine 
ganze Branche von Investment-Ban¬ 
ken, Management-Beratern, Rechtsan¬ 
wälten, Steuerberatern, PR-Agenturen, 
Börsenmaklern usw. 

Wichtiger sind noch die Wirkungen, 
die die Privatisierung von Staatsvermö¬ 


Arbeitende Menschen sollten sich 
nicht verunsichern lassen von solchen 
Manövern der irischen Oberschicht und 
der EU. Ihre Strategie war und ist, dass 
die Menschen für Wasser zahlen sollen 
und so ein Markt für Wasser geschaffen 
wird, der bereit ist privatisiert zu wer¬ 
den. 

Was bedeutet Privatisierung? 

★ Alle Entscheidungen das Wasser be¬ 
treffend werden Unternehmensinteres¬ 
sen untergeordnet, einschließlich der 
Macht zu entscheiden, wie und zu wel¬ 
chen Zwecken Wasserressourcen ge¬ 
nutzt werden. 

★ Die Interessen der Menschen wer¬ 
den zweitrangig nach den Profiten der 
Konzerne. 

★ Wasser wird zur Ware, die wie alle an¬ 
deren Güter gekauft und verkauft wer¬ 
den kann - und damit zum Kapital für 
profithungrige Konzerne. 


gen auf die Volkswirtschaft insgesamt 
haben, die für die gesamte Kapitalisten¬ 
klasse kurzfristig vorteilhaft erscheinen. 

★ Da im Regelfall der vom Staat auf¬ 
gebaute Kapitalstock relativ billig ver¬ 
kauft wird, erhöht sich durch diese Zu¬ 
fuhr billiger Kapitalwerte die Durch¬ 
schnittsprofitrate. 

★ Durch die Privatisierung von Volks¬ 
vermögen stellt der Staat neue Anlage¬ 
möglichkeiten zur Verfügung. Mit der 
Privatisierung von Bildungseinrichtun¬ 
gen, Krankenhäusern, Gefängnissen, 
Polizei, Wachdiensten, Militär usw. wer¬ 
den ganz neue Bereiche menschlicher 
Arbeit der Mehrwertproduktion zuge¬ 
führt. Die Kapitalbasis wächst, aus der 
mehr Profit entstehen kann. 

★ Jede Privatisierung schwächt die Po¬ 
sition der Beschäftigten. Die Betriebe 
fallen aus alten staatlichen Tarifverträ¬ 
gen heraus. Der private Besitzer hat 
mehr Spielräume als der öffentliche 
Arbeitgeber, Betriebsteile zu schließen 
oder zu verkaufen, Entlassungen vor¬ 
zunehmen, die Löhne zu drücken und 
andere Leistungen abzubauen. Von den 
Privatisierungsbefürwortern wird das 
ganz offen als Hauptmotiv genannt. 

★ Privatisierungen schwächen die Po¬ 
sition des regulierenden Staates. Die 
Gemeinde, die über keine kommuna¬ 
len Versorger verfügt, kann nicht den 
Wünschen ihrer Bürger entsprechend 
handeln. Das Land, das über keine Ban¬ 
ken verfügt, kann keine billigen Kredi¬ 
te zur Rettung von Unternehmen mehr 
vergeben. 

Das immer wieder angeführte Ar¬ 
gument, mittels Privatisierung las¬ 
se sich der staatliche oder städtische 
Haushalt sanieren, ist falsch. Das würde 
ja bedeuten, man könne für das priva¬ 
tisierte Objekt einen hohen, über dem 
Marktpreis liegenden Verkaufspreis er¬ 
zielen. Fast immer ist das Gegenteil der 
Fall. Fast immer werden kleine finanzi¬ 
elle Entlastungen auf kurze Sicht ge¬ 
gen hohe Belastungen auf lange Sicht 
eingetauscht. 


★ Die Wasserwirtschaft wird Teil der 
wachsenden Monopolkontrolle über die 
Versorgung mit natürlichen Ressourcen, 
einschließlich der Lebensmittel und der 
Energie. Unsere Ressourcen werden 
durch TTIP/CETA und andere Han¬ 
delsverträge zwischen der EU und den 
großen westlichen Staaten angegriffen. 

★ Profit steht über dem Gemeinwohl. 
Ständige Preiserhöhungen und eine 
Verschlechterung der Wasserinfrastruk¬ 
tur. 

Die Erfahrung lehrt, dass Wasser welt¬ 
weit zu einer wertvollen Gewinnquelle 
für globale Wasserkonzerne geworden 
ist. Es ist wichtig, dass wir eine Verfas¬ 
sungsänderung über das öffentliche 
Eigentum an Wasser sichern, bevor 
die EU mit den USA über TTIP einig 
geworden ist. Sollte TTIP gültig werden, 
wird damit Gemeineigentum verhindert 
werden. 

Wasser ist kein knappes Gut. Was¬ 
ser ist eine wertvolle natürliche Res¬ 
source, die in öffentlichem Eigentum 
erhalten bleiben muss und für das Ge¬ 
meinwohl und nicht für den privaten 
Profit da sein sollte, wie es mit allem, 
vom Recht, Öl und Gas zu fördern, bis 
zur Lizenz, Telefonnetze zu betreiben, 
geschehen sollte. 

Der Kampf um Wasser in Irland hat 
die Massenmobilisierung von Hundert¬ 
tausenden von Werktätigen möglich 
gemacht. „Recht auf Wasser“ wider¬ 
setzt sich weiterhin, weil die Menschen 
verstanden haben, was sich hinter den 
Wassergebühren versteckt - Privatisie¬ 
rung! Sie wissen auch, dass die Regie¬ 
rung besiegt werden kann. Arbeiterin¬ 
nen und Arbeiter wurden mit klaren 
und realisierbaren Forderungen mo¬ 
bilisiert, die die irische Oberschicht, 
den Staat und die EU zurückdrängen 
können. 

Übersetzung aus dem Englischen: 
Christoph Hentschel 


Vergleicht man die Situation heu¬ 
te mit der in den 90er Jahren, so hat 
sich der Widerstand gegen die Priva¬ 
tisierung öffentlicher Güter und Pro¬ 
duktionsmittel verstärkt. International 
sind dabei zu nennen die erfolgreiche 
Verteidigung der Öl- und Gasreserven 
Russlands durch das Präsidialregime 
Putins, die Unterordnung der staat¬ 
lichen Ölfördergesellschaft unter die 
Regierungshoheit in Venezuela, die 
Versuche verschiedener lateinameri¬ 
kanischer Regierungen (Argentinien, 
Ecuador, Bolivien), die Hoheit über die 
Ausbeutung ihrer Rohstoffe wieder zu 
erlangen. 

Auch in Deutschland ist die Schock¬ 
starre der Linken und der Gewerk¬ 
schaften nach der Niederlage des 
Sozialismus langsam gewichen. Auf 
kommunaler Ebene treffen Privatisie¬ 
rungsvorhaben heute fast immer auf 
Widerstand. Bürgerentscheide und 
Volksabstimmungen finden fast immer 
eine Mehrheit, wenn es gelingt, sie zu 
organisieren. Andererseits scheinen 
die herrschenden Parteien entschlos¬ 
sen, am Privatisierungskurs auch gegen 
öffentlichen Widerstand festzuhalten. 
Die von der Großen Koalition durch¬ 
gezogene Grundgesetzänderung zum 
Zwecke der privaten Finanzierung des 
Fernstraßenbaus zeigt das deutlich. 

Der Abwehrkampf gegen Privati¬ 
sierungen eignet sich wie kein zweiter, 
ihn in den Parlamenten, den Betrieben 
und auf der Straße gleichzeitig zu füh¬ 
ren. In diesem Abwehrkampf sind, wie 
sich gezeigt hat, immer mal wieder Er¬ 
folge möglich. Er führt exemplarisch 
vor, wie die Privatunternehmen und 
staatliche Stellen eng zum gegensei¬ 
tigen Vorteil Zusammenarbeiten. Er 
regt an, darüber nachzudenken, wie 
die Verfügungsgewalt über die Pro¬ 
duktionsmittel auf Dauer gesichert und 
zum Vorteil der Bürger genutzt werden 
kann. Er regt an, über den Sozialismus 
nachzudenken. 

Lucas Zeise 


Die Logik der Privatisierung 

... und der Kampf um das öffentliche Eigentum 
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Der Weg der Revolution ist noch offen 

Interview mit Carolus Wimmer, Internationaler Sekretär der Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 



Carolus Wimmer auf der Alternatiweranstaltung der DKP zum G20-Gipfel in Hamburg 


UZ: Wie ist die Lage derzeit in Vene¬ 
zuela, so kurz vor den Wahlen zur Ver¬ 
fassunggebenden Versammlung, die am 
30. Juli stattfinden sollen? 

Carolus Wimmer: Die Lage spitzt sich 
sehr zu. Das hat mehrere Gründe. Die 
Wahlen zur Verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung sind natürlich ein Zeitpunkt, 
der auch für die USA wichtig ist. 

Man hört, die wollen das Problem 
Venezuela, die Machtfrage, das Prob¬ 
lem mit der Regierung in Venezuela, 
das sie haben, bis zum 30. Juli lösen. 
Man braucht aber nicht pessimistisch zu 
sein, denn schließlich versuchen sie seit 
18 Jahren den Kurs, den das Volk von 
Venezuela eingeschlagen hat, zu ändern. 

Es ist ein gutes Zeichen für unseren 
Kampf, dass die übermächtige Militär¬ 
macht USA doch nicht alles erreicht, 
was sie will. Wir sind zuversichtlich, 
dass auch diese Schwelle, die Wahlen 
am 30. Juli, überschritten werden kann. 
Wenn wir sagen, die Lage ist gefährlich, 
dann im Wissen um das Vorgehen der 
USA in Libyen, im Irak, in Afghanistan, 
Syrien - wo das Land einfach zerbombt 
wird. So etwas können sie ohne Schwie¬ 
rigkeiten machen. 

UZ: Welche Bedeutung hat die Wahl zur 
Verfassunggebenden Versammlung? 

Carolus Wimmer: Wir haben als Kom¬ 
munistische Partei die Teilnahme an der 
Verfassungsgebenden Versammlung 
beschlossen und wollen eine möglichst 
breite Allianz bilden. Von der Verfas¬ 
sunggebenden Versammlung und ihrer 
Zusammensetzung hängt wirklich al¬ 
les ab. Wer die Mehrheit hat in dieser 
Versammlung, der hat die Autorität, die 
Macht, die Kraft alles zu ändern. 

Theoretisch könnten rechte Kräfte 
die Oberhand bekommen und das wür¬ 
de bedeuten, dass viele der erkämpften 
sozialen Rechte, die jetzt existieren, von 
einem Tag auf den anderen verschwin¬ 
den. Es könnte auch eine neue Regie¬ 
rung eingesetzt werden, es könnte zu 
einer Verfolgung kommunistischer und 
anderer fortschrittlicher Kräfte kom¬ 
men. Das Ergebnis ist offen und das 
birgt natürlich auch Gefahren. 

UZ: Was ist euer Herangehen an die 
Wahlen - als Kommunistische Partei? 

Carolus Wimmer: Im Moment versu¬ 
chen wir abzusichern, dass ein großer 
Teil der späteren Abgeordneten aus der 
Arbeiterklasse kommt. Das ist eine Fra¬ 
ge der Mehrheitsverhältnisse und auch 
eine Klassenfrage. Diese Klassenfrage 
wurde in Venezuela bisher noch nicht 
gelöst. Viele Fehler, die gemacht wur¬ 
den, sind darauf zurückzuführen, dass 
führende Persönlichkeiten der Sozia¬ 
listischen Partei (PSUV) und auch der 
Regierung aus der Kleinbourgeoisie 
kommen und manchmal sehr radikal 
auftreten, dann aber wieder sehr egois¬ 
tisch und individualistisch denken. 

UZ: Nimmt die Opposition an den Wah¬ 
len teil? 

Carolus Wimmer: Die Opposition hat 
zunächst angekündigt, sie wolle nicht an 
den Wahlen teilnehmen. Das würde be¬ 
deuten, dass die Wahl im Voraus gewon¬ 
nen wird. Das war schon mal 2005 so, als 
die Opposition im letzten Moment alle 
ihre Kandidaten zu den Parlamentswah¬ 
len zurückzog. Begründet haben sie es 
damit, dass Venezuela eine Diktatur sei 
und es keine freien Wahlen gebe. Das 
ist natürlich damals vollkommen fehlge¬ 
schlagen. Wir waren praktisch fünf Jah¬ 
re ohne Opposition im Parlament. Das 
könnte jetzt wieder so passieren. 

Aber die Zeiten haben sich geän¬ 
dert. Wenn das bedeutet, dass die Un¬ 
ruhen auf der Straße weitergehen, dass 
sie nicht unter Kontrolle gebracht wer¬ 
den, dann kann die Versammlung tau¬ 
send Dinge entscheiden, aber die kön¬ 
nen dann vielleicht nicht in die Realität 
umgesetzt werden. Das wird dann zur 
Machtprobe. 


UZ: Was sagst du zu den Protesten? Wie 
stark ist die Opposition derzeit? 

Carolus Wimmer: Die Verfassung gibt 
jedem das Recht zu protestieren. Aber 
diese Zerstörung von allem, was irgend¬ 
wie sozial ist, dieser Angriff auf soziale 
Einrichtungen, die Zerstörung von Kin¬ 
dergärten, Angriffe und Zerstörung von 
Häusern, Angriffe und Zerstörung von 
Lebensmittellagern, auf alles Öffent¬ 
liche wie das Verkehrswesen - das ist 
kein Protest. Das muss unter Kontrolle 
gebracht werden. Das ist Aufgabe der 
Regierung. 

Derzeit hat die Opposition keine 
klare Mehrheit in der Bevölkerung. Sie 
hat vor zwei Jahren die Parlamentswah¬ 
len gewonnen und wir haben analysiert, 
dass das eigentlich mehr eine Protest¬ 
wahl gegen die Fehler und ein Ausdruck 
der Unzufriedenheit gegenüber der Re¬ 
gierung war. Das Resultat war, dass das 
Regierungslager viele Wähler verloren 
hat, fast drei Millionen Stimmen. Die¬ 
se Menschen sind kritisch - bei uns sagt 
man Chavisten, also sie folgen den Ide¬ 
alen von Hugo Chävez - die mit ihrer 
Kritik nicht für die Opposition gestimmt 
haben, aber auch nicht zur Wahl gegan¬ 
gen sind. Dieser Stimmenverlust führte 
dann zum Wahlsieg der Opposition, die 
ihre Wähler ungefähr halten konnte. 

UZ: Was kritisieren Chavisten an der Re¬ 
gierung? 

Carolus Wimmer: Korruption, Bürokra¬ 
tie und Ineffizienz. Das sind Mängel, die 
heute aktiv von breiten Bevölkerungs¬ 
teilen bekämpft werden. Das gibt auch 
Hoffnung für unseren Kampf, auch für 
die Kommunistische Partei, denn wir 
wollen den revolutionären Weg weiter¬ 
gehen. Das Volk will mehr Revolution 
und keine Konterrevolution. Und da 
gibt es schon Kreise in der Regierung 
und in der Sozialistischen Partei, die 
eben im Moment den reformistischen 
Weg der bürgerlichen Demokratie ge¬ 
hen wollen. 

UZ: Was ist aus Projekten geworden wie 
den Kooperativen, die staatlich gefördert 
wurden? Ist es die Korruption, die ver¬ 
hindert hat, dass diese Projekte erfolg¬ 
reich waren? Warum ist Öl immer noch 
so bedeutend für Venezuela und die Ab¬ 
hängigkeit von Importen so hoch? 

Carolus Wimmer: Erdöl, das ist das 
leichte Geld. Alle Regierungen haben 
gesagt, wir müssen das Land produk¬ 
tiver machen. Es gab mal die Devise 
„Das Erdöl säen“, also es produktiv zu 
machen in Landwirtschaft und Indus¬ 
trie. 

Einiges wurde da gemacht, aber es 
ist nun mal so, dass das auch im mensch¬ 
lichen Wesen drin ist. Wenn du eine 
Möglichkeit hast, leicht an Geld zu kom¬ 


men, warum sollst du dann hart dafür 
arbeiten? Das ist der dialektische Wi¬ 
derspruch, der eigentlich nur durch eine 
Revolution gelöst werden kann. Eine 
Revolution, in der die Arbeiterklasse 
die entscheidende Kraft ist. 

Das hat auch nicht nur mit Korrupti¬ 
on zu tun, sondern ist auch ein Ergebnis 
von Politik, die nicht auf wissenschaft¬ 
licher Basis betrieben wird, die glaubt, 
dass eben ein Mann oder ein Wille das 
Land verändern kann. Viele Versuche 
wurden gemacht, du hast die Koopera¬ 
tiven genannt. 

Die Planung dieser Projekte ist oft 
sehr stark getrennt von der Wirklichkeit. 
So einfach zu sagen, du hast irgendwie 
arme Leute oder hast Arbeitslose in den 
Städten, denen hilft man jetzt, indem 
man sie aufs Land bringt und zu Bau¬ 
ern macht - das funktioniert nicht. Du 
kannst tausend Schwierigkeiten haben 
in der Stadt, aber in der Stadt bleiben 
dir Träume. Du siehst in ein Schaufens¬ 
ter rein und siehst eben Dinge, die du 
willst, hast Kinos usw., die dir auf dem 
Land - am Anfang auf jeden Fall - to¬ 
tal fehlen. 

Dann war und ist es ein großer Fehler, 
diesen Prozess in Venezuela einen sozi¬ 
alistischen Prozess zu nennen. In Vene¬ 
zuela ist das Machtverhältnis trotz der 
großen sozialen Programme - guter So¬ 
zialprogramme - immer noch zugunsten 
der Bourgeoisie, des Kapitalismus. Wir 
als Kommunistische Partei beziehen uns 
positiv auf den politischen Prozess und 
bezeichnen ihn als Kampf oder Prozess 
der nationalen Befreiung. Das bedeutet, 
im Moment muss man die Unabhängig¬ 
keit behalten, die ist in Gefahr, wenn die 
USA mit Krieg drohen. Wir können das 
alles verlieren, wir brauchen ein breites 
antiimperialistisches Bündnis. Das ist 
unsere Politik, mit der wir auch Ausei¬ 
nandersetzungen hatten mit der Regie¬ 
rung. Warum? Weil sie sich schon im So¬ 
zialismus wähnen. 

Es gibt natürlich Schwierigkeiten, 
wenn man den Arbeitern und Arbeite¬ 
rinnen erklärt, dass wir im Sozialismus 
leben, aber da gibt es eben noch gro¬ 
ße Ausbeutung. Wir leben im Sozialis¬ 
mus, aber die sozialen Probleme wach¬ 
sen täglich an. Wir leben im Sozialismus, 
aber die sozialen Ungerechtigkeiten 
bleiben. Warum? Weil es einfach kein 
Sozialismus ist. 

Was sehr positiv ist und was teilwei¬ 
se eben schon das Werk von Präsident 
Chävez war, dass es ein hohes Interesse 
an Politik gibt, ein politisches Bewusst¬ 
sein unter den breiten Volksmassen. 
Das gibt uns wirklich Hoffnung, dass 
der Kampf eben weitergeht unter den 
schwierigen Bedingungen - gegen den 
Kapitalismus, gegen den Imperialis¬ 
mus - und an den Sozialismus zu den¬ 
ken oder teilweise schon Versuche zu 
machen, wirkliche Schritte zum Sozia¬ 
lismus hin zu machen. 


UZ: Du sagst, Venezuela sei kapitalis¬ 
tisch. Ihr habt den Erdölsektor in staat¬ 
licher Hand, habt kostenlose Gesund¬ 
heitsversorgung und Bildung. Was muss 
der nächste Schritt sein? 

Carolus Wimmer: Unsere Partei for¬ 
dert die Verstaatlichung der Banken. 
Das ganze Finanzsystem ist in privater 
Hand oder ist abhängig vom kapitalis¬ 
tischen System. Natürlich muss auch die 
Industrie verstaatlicht werden, obwohl 
Schlüsselsektoren bereits verstaatlicht 
wurden, und das ist positiv. Dazu gehört 
der Erdölsektor, Erzbergbau, Schlüssel¬ 
industrien, die sind verstaatlicht. Aber 
sie wurden in vielen Fällen zu Staats¬ 
monopolen, wo die Arbeiterklasse prak¬ 
tisch kein Mitspracherecht hat, wo sie 
ausgeplündert wird, wo Arbeiter ihre 
Arbeit verlieren, wenn sie sich gewerk¬ 
schaftlich organisieren. 

Es ist eben oft die Illusion klein¬ 
bürgerlicher Kreise, sie glauben, mit 
Worten oder radikalen Aktionen lasse 
sich das System verändern. Das System 
verändert man durch eine Revolution, 
die von der Arbeiterklasse geführt wer¬ 
den sollte. Mit Blick auf unsere ganzen 
Schwierigkeiten erinnern wir an und 
lernen wir von der Oktoberrevolution, 
ohne das als totales Modell zu nehmen. 
Aber was man doch mit Venezuela ver¬ 
gleichen kann, ist, dass es 1917 zwei Re¬ 
volutionen gab. In Venezuela haben wir 
die bürgerliche Revolution, die wurde 
jetzt gemacht, mit vielen Fortschritten. 
Aber uns in Venezuela fehlt jetzt noch 
die Oktoberrevolution. 

UZ: Manche Gesichter der venezolani¬ 
schen Opposition kommen direkt aus 
Kapitalkreisen oder sind mit ihnen eng 
verbunden. Lebensmittelkonzerne wie 
Polar sind sehr dominant und könnten 
Versorgungsprobleme auslösen oder lö¬ 
sen helfen. Ist das nicht die eigentliche 
Stärke der Opposition heute? 

Carolus Wimmer: Vor zwei Jahren war 
diese Hoffnung da, da hat die Oppositi¬ 
on klar gesagt, ihr wählt uns, und nächs¬ 
te Woche ist hier alles geregelt. Das war 
attraktiv. Attraktiv auch deshalb, weil 
die Regierung Fehler gemacht hat. 

Die Unternehmen haben damals nicht 
an die Supermärkte verkauft, sondern 
an Schwarzmarkthändler, die dann Wu¬ 
cherpreise verlangten. Die Bourgeoisie 
hat diesen Schwarzmarkt mitgeführt 
oder mitproduziert - direkt durch die 
Hintertür die Produkte dem Schwarz¬ 
markt gegeben und vorne waren die Re¬ 
gale leer. Das wurde von der Bourgeoi¬ 
sie, vom Klassenfeind, genutzt, um Ge¬ 
winne zu machen. Die haben natürlich 
riesige Summen verdient, und es war 
auch eine politische Waffe. 

Aber das hat sich jetzt wieder voll¬ 
ständig verändert. Wenn heute Bilder 
veröffentlicht werden - und sie erschei¬ 


nen ja immer noch im Fernsehen -, die 
leere Regale zeigen, dann sind das alte, 
verfälschte Nachrichten. Heute ist das 
Problem ein anderes. Die Regale sind 
relativ voll, du kannst wieder alles kau¬ 
fen, aber das meiste ist importiert. Das 
bedeutet - und das hängt vom Devisen- 
Schwarzmarkt ab, von Spekulationen im 
Wechselkurs -, die Regale sind voll, aber 
vieles können sich die Menschen nicht 
leisten. Das ist ein riesiger Rückschritt 
in die 1980er, 90er Jahre, wo wir diese 
Situation schon erlebt haben, und das 
muss überwunden werden. Trotz des 
Verfalls des Erdölpreises faktisch auf 
ein Viertel dessen, was zu Chävez 4 Zei¬ 
ten der Preis war, werden die Sozialplä¬ 
ne und -programme aber durchgehalten. 

Nehmen wir zum Beispiel den Man¬ 
gel an Lebensmitteln: Den gab es vor 
zwei Jahren. Heute erhalten sechs Mil¬ 
lionen Familien - wir sind 31 Millionen 
Venezolaner - monatlich ein Essenspa¬ 
ket. Das ist eine Schachtel, die kostet 
10 000 Bolivar. Der Schwarzmarktpreis 
dafür liegt bei mindestens 200 000. Da 
ist nicht alles, sind aber doch die wich¬ 
tigsten Nahrungsmittel drin, so dass dies 
allgemein als große Hilfe gesehen wird. 

Die Opposition ist gegen die Ausga¬ 
be dieser Pakete, aber sie macht auch 
keine Vorschläge, wie die Versorgung 
verbessert werden kann. Die Schwäche 
der Opposition ist seit 18 Jahren, dass sie 
keine Vorschläge macht. Sie ist einfach 
gegen den Präsidenten und verspricht, 
wenn wir den Präsidenten stürzen - 
nicht abwählen, sondern stürzen - dann 
wird die Situation irgendwie besser. Vor 
zwei Jahren hat das noch funktioniert, 
da war die Situation der Familien so 
schwierig, dass manche nach irgendei¬ 
nem Rettungsring griffen. Die Oppositi¬ 
on stellt ja Gouverneure, Bürgermeister 
und so weiter, aber da ist niemand, über 
den man sagen kann, okay, die machen 
das besser. 

Die Opposition hat keine Persön¬ 
lichkeiten derzeit. In Venezuela braucht 
man irgendeine Persönlichkeit in der 
Politik. Alle ihre Gesichter sind alte Ge¬ 
sichter. Möglich, dass der Vorstandsvor¬ 
sitzende des Lebensmittelkonzerns Po¬ 
lar, Lorenzo Mendoza, als „moderner 
Unternehmer“, langhaarig, dem Aus¬ 
sehen nach also irgendwie Anti-Estab- 
lishment, vielleicht Präsidentschaftskan¬ 
didat wird. Aber was vielleicht in den 
USA funktioniert, funktioniert nicht 
automatisch in Venezuela. 

Bisher haben sie weder ein Pro¬ 
gramm noch sonst irgend etwas. Die 
Opposition spekuliert nur auf mehr 
und mehr Sabotageakte, Chaos, dass 
der Staat nicht mehr funktioniert und 
sie dann einen Putsch versuchen kön¬ 
nen. Bisher hat die Bevölkerung zu die¬ 
sem Weg „Nein“ gesagt. 

UZ: Das Militär spielt eine wichtige 
Rolle in Venezuela, auch politisch. Wie 
schätzt du die Haltung der Streitkräfte 
ein? 

Carolus Wimmer: Es gibt eine klare an¬ 
tiimperialistische Haltung in der Mehr¬ 
heit des Volkes, sowohl in der Zivilbe¬ 
völkerung als auch bei den Streitkräften. 
Bei den Streitkräften gab es große Än¬ 
derungen durch Chävez. Die Tatsache, 
dass er aus dem Militär kam und es gut 
kannte, hat große Veränderungen mög¬ 
lich gemacht, sehr zu unseren Gunsten. 
Früher waren die Streitkräfte voll¬ 
ständig unter Kontrolle der USA und 
der Bourgeoisie. Soldaten waren auch 
Dienstleute, Gärtner und Chauffeure 
der Reichen, billige oder kostenlose Ar¬ 
beitskräfte. Das hat Chävez geändert. Er 
hat mehr Demokratie geschaffen und 
physische Strafen verboten. 

Ein Drittel der Angehörigen der- 
Streitkräfte sind jetzt Frauen. Außer¬ 
dem waren die Streitkräfte geteilt in 
Marine, Luftwaffe, Heer und National¬ 
garde, bei gegenseitiger Eifersucht und 
Konkurrenz. Chävez hat eine einheitli¬ 
che Streitmacht geschaffen. Auch das 
gesamte Erziehungsprogramm wurde 
geändert. Vorher war es proimperia¬ 
listisch, jetzt ist es antiimperialistisch. 
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ganisation kommen, teilweise 10 bis 15 
Jahre Erfahrung mit. 

Wir sehen außerdem, dass wir große 
internationale Unterstützung bekom¬ 
men. Das ist wichtig für unseren Kampf 
auch national. Wir haben zum Parteitag 
71 Reaktionen von kommunistischen 
und Arbeiterparteien gezählt, davon ka¬ 
men 25 mit eigenen Delegationen nach 
Venezuela, die anderen haben Grußbot¬ 
schaften geschickt. Und das in einem 
Moment, wo es schwierig ist, überhaupt 
nach Venezuela zu reisen. Wenn man die 
Berichterstattung über das angebliche 
Chaos in Venezuela sieht, dann schickt 
man nicht so leicht einen Genossen da¬ 
hin. Diese große Solidarität, auch von 
der DKP, die durch den Genossen Ma¬ 
rio Berrios vertreten war, hat uns auch 
innerparteilich geholfen. Im harten täg¬ 
lichen Kampf zu sehen, dass unsere An¬ 
strengung in der Welt anerkannt wird, 
dass man nicht allein ist, das ist wichtig 
für unsere Genossinnen und Genossen. 
Für uns war es auch eine Gelegenheit, 
unseren Bruderparteien zu zeigen, wie 
die Situation wirklich ist. 

UZ: Du hast anfangs gesagt, der US- 
Imperialismus will noch vor den Wah¬ 
len zur Verfassunggebenden Versamm¬ 
lung eine Klärung - also im Sinne einer 
Eskalation, eines Futsches oder Bürger¬ 
kriegs - herbeiführen. Welche möglichen 
Entwicklungen siehst du für die nahe 
Zukunft angesichts dieser Bedrohung? 

Carolus Wimmer: Na ja, das erscheint 
in der UZ, und dann werden die Genos¬ 
sen in ein paar Wochen kontrollieren, 
ob das wahr geworden ist oder ob ich 
etwas Falsches gesagt haben - darum 
kann ich eigentlich keine Antwort dar¬ 
auf geben. Aber für den Imperialismus 
ist es logisch, dass er nach Möglichkei¬ 
ten sucht, wie er einen Machtwechsel 
durchsetzen kann. Eine Möglichkeit des 
US-Imperialismus besteht darin, einen 
militärischen Angriff durchzuführen, 
direkt durch das US-Militär oder über 
die OAS - die Organisation Amerikani¬ 
scher Staaten - durch lateinamerikani¬ 
sche Truppen. Das wäre für die USA der 
elegantere Weg, wenn sie sich die Hände 
nicht schmutzig machen, aber trotzdem 
ihre Politik durchsetzen. 

Eine andere Gefahr ist die des Bür¬ 
gerkrieges. Diese Gefahr ist groß. Eine 
weitere Möglichkeit sind terroristische 
Anschläge vor den Wahlen. Es gibt be¬ 
reits terroristische Aktionen, aber nicht 
wie in London, Paris oder Berlin mit vie¬ 
len Toten. Bisher blieb es immer noch 
bei einem Toten täglich, als wäre das ge¬ 
plant. Zufällig stehen dann auch immer 
schon die Kameras bereit, bevor etwas 
passiert. Und diese Morde werden nicht 
bestraft. Das wird sogar geschützt, mit 
dem Verweis auf das Demonstrations¬ 
recht, auf das Recht, zu protestieren. 
Wenn dann einer stirbt, hat angeblich 
entweder keiner Schuld oder die Re¬ 
gierung hat Schuld. US-Politiker reden 
sogar von einer Million Kommunisten 
und Chävisten, die umgebracht werden 


In diesem Erziehungsprogramm hat 
der Marxismus einen festen Platz - da 
wird Marx gelesen, da wird Lenin gele¬ 
sen, das ist jetzt normal. Das ist natür¬ 
lich auch eine große Chance für unsere 
Kommunistische Partei. Wir werden oft 
eingeladen zu politischen Workshops 
oder Vorträgen. Natürlich muss man 
sagen, wir leben im Kapitalismus, die 
Streitkräfte sind nicht revolutionär in 
sich, aber ein Großteil hat doch patri¬ 
otische Ansichten und ein wahrschein¬ 
lich nicht unwichtiger Teil hat wirklich 
revolutionäre Ansichten. Es dürfte auch 
einen proimperialistischen Teil geben, 
aber die Tatsache, dass es den USA bis¬ 
her noch nicht gelungen ist, ihre Pläne 
umzusetzen, beweist einfach, dass sie so¬ 
wohl in der Zivilbevölkerung wie auch 
in den Streitkräften keine Mehrheit ha¬ 
ben. 

UZ: Kommen wir noch auf euren Partei¬ 
tag der PCV zu sprechen, der Ende Juni 
stattgefunden hat. Welche Themen habt 
ihr beraten? 

Carolus Wimmer: Wir haben über die 
Schwierigkeiten diskutiert, die wir jetzt 
in Venezuela haben. Unsere Einschät¬ 
zung war und bleibt richtig, dass es ein 
großer Fehler ist, dass die Arbeiterklas¬ 
se nicht teilhat an der Macht, nicht ein¬ 
bezogen ist in den politischen Prozess 
in Venezuela. 

Unser Parteitag hat außerdem Ei¬ 
nigkeit darüber erzielt, dass wir sehr 
intensiv an einem breiten Bündnis ar¬ 
beiten müssen. Das bedeutet die Stär¬ 
kung der Volksfront gegen den Impe¬ 
rialismus und gegen den Faschismus. 
Dieses Bündnis soll unterschiedliche 
soziale Schichten mit einschließen für 
die Etappe des Kampfes um die na¬ 
tionale Befreiung. Ich habe ja bereits 
gesagt, dass wir es ablehnen, die jet¬ 
zige Etappe in Venezuela als Sozialis¬ 
mus zu definieren, weder als normalen 
Sozialismus noch als Sozialismus des 
21. Jahrhunderts oder sonstiges - sol¬ 
che Bezeichnungen sind irreführend. 
Damit wird nur erreicht, dass man 
soziale Schichten, die gebraucht wer¬ 
den für den Kampf gegen die Bedro¬ 
hung durch den US-Imperialismus, ab¬ 
schreckt. 

UZ: Also ist derzeit nicht sozialistische 
Revolution in Venezuela auf der Tages¬ 
ordnung, sondern jetzt steht für euch das 
Bündnis mit denen im Vordergrund, die 
bereit sind, die Errungenschaften des bo- 
livarischen Prozesses zu verteidigen? 

Carolus Wimmer: Wir sind keine Partei, 
die zwei Etappen vorsieht - erst gegen 
den Imperialismus kämpfen und dann 
für den Sozialismus. Das lehnen wir ab. 
Es handelt sich um parallele Abläu¬ 
fe. Darum haben wir zwei Formen der 
Bündnispolitik. Eine ist die breite, an¬ 
tiimperialistische Volksfront, aber da¬ 
neben arbeiten wir für das Bündnis des 
revolutionären Volksblocks (Bloque 
Populär Revolucionario), das für den 


Sozialismus kämpft. Die Kräfte im re¬ 
volutionären Volksblock sind weniger 
politische Organisationen, sondern 
hauptsächlich Kommunalräte, die den 
Sozialismus wollen und anerkennen, 
dass die kommunistische Partei eine 
wichtige Rolle spielen kann und soll. 
Inhaltlich dient es der Diskussion über 
revolutionäre Politik. Die breit angeleg¬ 
te und die revolutionäre Bündnisarbeit 
läuft gleichzeitig - das kostet viel Kraft, 
ist aber notwendig. 

UZ: Worüber habt ihr auf eurem Par¬ 
teitag noch beraten? Du sagtest, die Ar¬ 
beiterklasse habe nicht teil an der Macht. 
Woran liegt das? 

Carolus Wimmer: Das ist unsere Er¬ 
fahrung aus den letzten Jahren und die 
große Schwäche des so wertvollen po¬ 
litischen Prozesses in Venezuela - dass 
die Arbeiterklasse nicht teilnimmt, kei¬ 
nen Platz hat in der Regierungsarbeit. 
Die Arbeiterklasse ist in unserem Land 
schlecht organisiert. Venezuela war in 
den 1970er und 80er Jahren, hauptsäch¬ 
lich von der sozialdemokratischen Par¬ 
tei getragen, das Modell für den Neoli¬ 
beralismus. Um diese neoliberale Politik 
durchzusetzen, mussten die Massenor¬ 
ganisationen zerstört werden. Das wur¬ 
de auf zwei Wegen geplant und durch¬ 
geführt - einerseits durch Korruption, 
also die Gewerkschaftsbosse wurden 
gekauft, und jeglicher Widerstand und 
jede Form gewerkschaftlicher Betäti¬ 
gung wurde stark reglementiert und un¬ 
terdrückt. Eine Politik von Zuckerbrot 
und Peitsche. 

Die Bewegung, die mit Hugo Chävez 
angefangen hat, hatte darum das große 
Handicap, dass sie ohne organisierte 
Massenbewegung auskommen musste. 
Es wird oft kritisiert, dass es in Venezu¬ 
ela immer hieß „Hugo Chävez und das 
Volk“ - aber es war eben auch keine Or¬ 
ganisation da. Unsere Partei konzent¬ 
riert sich deshalb auf die Organisierung 
der Arbeiterklasse, die heute viel mehr 
umfasst als nur die Fabrikarbeiter. Das 
ist unsere Hauptaufgabe, unsere Verant¬ 
wortung - diese Arbeit nimmt uns keine 
andere Partei in Venezuela ab. 

UZ: Wie hat sich die PCV entwickelt? 

Carolus Wimmer: Wir müssen an un¬ 
serer eigenen Partei hart arbeiten. Wir 
sagen zwar - sehr selbstkritisch -, dass 
wir generell eine richtige Politik ma¬ 
chen, aber wenn die Partei noch relativ 
schwach ist, lässt sich diese Politik eben 
nicht übertragen. Es wird oft nicht wahr¬ 
genommen oder anerkannt, dass wir 
doch eine Alternative darstellen zu den 
anderen Parteien. Deshalb müssen wir 
hart an unserer Organisation arbeiten, 
hart an unserer Bildungsarbeit. 

Unser Vorteil ist, dass wir eine gute 
kommunistische Jugend haben, die uns 
in den nächsten Jahren neue Kader mit 
großer Erfahrung bringen wird. Im Un¬ 
terschied zu neuen Mitgliedern bringen 
diejenigen, die aus unserer Jugendor¬ 


Ein fast surreales Bild in einem Stadtviertel von Caracas 


Eine junge Anhängerin der regierenden PSUV 


Nächste Veranstaltung mit 
Carolus Wimmer 

Samstag, 19. August, ab 14.30 Uhr 
Frankfurt a/M, DGB-Jugendclub, 
Wilhelm-Leuschner-Str.69 
Soli-Sommerfest der FG BRD- 
Kuba (Regionalgruppe Ffm) und 
Venezuela-Soli-Ffm 


müssten, um etwas zu verändern in Ve¬ 
nezuela. So ein antikommunistisches 
Massaker, eine Welle massenhafter po¬ 
litischer Gewalt, ist also auch möglich 
bzw. gewollt. 

Eine weitere Möglichkeit ist der 
reformistische Weg, speziell rechtsso¬ 
zialdemokratischer Kräfte - sowohl in 
der Opposition als auch aus dem bo- 
livarischen Bündnis. Das sind Kräfte, 
die keinen Sozialismus wollen, die ei¬ 
nen Kompromiss suchen. Das wird mo¬ 
mentan von der Arbeiterklasse und im 
Volk als Verrat angesehen, denn diese 
Politik kennen wir aus den 1980er und 
90er Jahren. Hugo Chävez ist ja über¬ 
haupt nur bekannt geworden, weil die 
Leute mit dem alten Zwei-Parteien-Sys- 
tem Schluss machen wollten. Darum ist 
diese Politik im Volk nicht sehr beliebt. 
Aber z.B. die EU sucht und fördert 
Kräfte, die diesen Weg gehen wollen - 
Frieden hersteilen, den Kapitalismus 
absichern, eine Form der bourgeoisen 
Scheindemokratie. 

Die dritte Möglichkeit ist der Weg 
der Revolution, der immer noch offen 
und möglich ist. 

Die Bevölkerung hat in den letzten 
Jahren so große Opfer gebracht, dass 
man merkt, die geben das so leicht nicht 
auf. Der Lebensmittelmangel hätte in ei¬ 
nem anderen Land vielleicht sofort zu 
riesigen Unruhen geführt, nicht so in 
Venezuela. Es gibt viel Kritik, aber die 
Leute standen stundenlang in Schlan¬ 


gen, waren geduldig. Der Terrorismus 
kommt nicht aus dem Volk, sondern 
von privilegierten Mittelschichten, die 
eigentlich nur darum kämpfen, auf Kos¬ 
ten der Arbeiterinnen und Arbeiter ihre 
alten Privilegien zurückzugewinnen. 
Sie schüren die Unruhen - die Mittel¬ 
schicht, Jugendliche, denen es eigentlich 
sehr gut geht. Die Krawalle passieren 
hauptsächlich in ihren eigenen Wohn¬ 
vierteln. Die bestrafen sich selbst. Die 
bauen Barrikaden, und die Anwohner 
können dann 20 oder 30 Stunden nicht 
aus ihrem Haus raus. In dieser Mittel¬ 
schicht ist ein großer Fanatismus vor¬ 
handen, die geben die Parole aus, dass 
sie durchhalten müssen, bis die Regie¬ 
rung gestürzt ist. 

UZ: Du hast von der Gefahr des Bürger¬ 
krieges, der Gefahr gezielter politischer 
Morde gesprochen. Wie geht ihr als Kom¬ 
munistische Partei damit um? 

Carolus Wimmer: In der Partei bespre¬ 
chen wir das ganz offen und suchen nach 
Lösungen. Das ist auch eine Frage der 
politischen Bildung. Angst zu haben, 
ist ja menschlich. Aber die Mitglieder 
müssen Vertrauen haben in die Partei, 
damit die Genossen nicht vereinzelt 
und inaktiv werden, sich einschließen 
aus Angst vor Angriffen. Unsere Partei 
hat historisch bewiesen, dass sie fähig 
ist, mit allen Kampfformen gegen den 
Kapitalismus umzugehen. Es gab in der 
Geschichte Venezuelas viele linke Par¬ 
teien, Organisationen, von denen man¬ 
che radikaler waren, aber die sind jetzt 
verschwunden. Die älteste politische 
Partei in Venezuela, die einzige linke 
Partei, die jetzt seit 86 Jahren besteht 
und immer noch attraktiv und jung ist, 
das ist die Kommunistische Partei. 

Wir müssen Vertrauen haben, dass 
die Partei - nicht für jeden Einzelnen, 
aber kollektiv - Wege findet, sich und 
ihre Mitglieder zu schützen und zu ver¬ 
teidigen. Ein Zeichen dafür war der Par¬ 
teitag, der bedroht war. Ziel der Angrif¬ 
fe, die es derzeit gibt, kann eben auch 
das Gebäude des ZK werden. Ein An¬ 
schlag auf 397 Delegierte und 34 inter¬ 
nationale Delegierte, das hätte ein gro¬ 
ßes Medienecho gegeben. Wir haben als 
revolutionäre Partei jedoch Mittel und 
Wege gefunden, den Parteitag trotz der 
gegenwärtigen Situation erfolgreich ab¬ 
zusichern. 

Das Interview führte Lars Mörking 
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Diesen Abschied zu nehmen, fällt unendlich schwer. 

Wirseh'n uns nie wieder, nein niemals mehr 
Genossinnen, Genossen, Dank für die gemeinsame Zeit 
Wir haben erlebt viel Freud und viel Leid, 
ich bitt Euch weiter zu kämpfen, für eine bessere Zeit. 

Für Sozialismus, für Frieden, für Gerechtigkeit. 

Ich umarm Euch noch einmal, sing Euch mein letztes Lied, 
gegen Ausbeutung, Unterdrückung, gegen Faschismus und Krieg. 

Marianne Schmidt-Hangstörfer 

Unsere Mutter, Oma, Uroma, 
Schwiegermutter, Freundin, 

Genossin und Weggefährtin 

Marianne Schmidt-Hangstörfer 

geboren am 22.10.1950 

ist am 11. 7. 2017 an den Folgen ihrer Krebserkrankung 
zuhause im Kreise ihrer Familie gestorben. 

Wir sind unendlich traurig und fassungslos 

Tanja, Nadja, Maria, Sarah, Lara, Jana, Ronja, Janis, 
Robin, Hannah, Jakob, Mattis, Jonas, Martin, Nils, Örti, 
Christian, Jakob, Rafael, Hubertus, Daniel, Berze mit 
Familie, Berthold, Heike, Florian, Roger, Regula 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung fin¬ 
det am 22.7.2017 um 14.00 Uhr im Henri-Arnaud-Haus in 
75443 Ötisheim-Schönenberg, Henri-Arnaud-Str. 27, statt. 



Leben! 

Einzeln und frei wie ein Baum 
und brüderlich wie ein Wald, 
das ist unsere Sehnsucht! 

Nazim Hikmet 

Wir trauern um unsere Genossin 

Marianne Schmidt-Hangstörfer 

22. Oktober 1950- 11. Juli 2017 

Dein Lachen, Deine Lieder, 

Dein selbstverständliches Klassenbewusstsein - 
Marianne, Du fehlst uns 

DKP Kreis Stuttgart 

Sammelbetriebsgruppe Gesundheitswesen 


REVOLUTION HAT ZUKUNFT 

l 

■ 

1917-2017 100 JAHRI 
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E 

Veranstaltung 21.10.17 Berlin / Mehr Inios: www.unsere-ieit.de 




DKP Bremen Nord lädt ein 

Diskussionsveranstaltung 
zum 40. Todestag des marxistischen 
Philosophen Ernst Bloch 

„Der Sozialismus - nur eine .Utopie 1 oder eine 
notwendige und machbare Alternative?" 

Referent: Dr. Hans-Peter Brenner, 
stellv. Vorsitzender der DKP 

Die Veranstaltung findet statt am 

Montag, dem 14. August 2017 um 19.00 Uhr 

im Gustav-Heinemann-Bürgerhaus Vegesack, Raum E.03 


Wir trauern um 

Franz Hertel 

Geboren am 11. Juni 1934-verstorben am 8. Juli 2017 

Franz verstarb unerwartet vier Wochen nach Vollendung seines 83. Lebensjahres. Wir alle 
sind sehr betroffen. Unser Mitgefühl gilt seiner Ehefrau Ruth, den Töchtern Birgit und Cate- 
rine, dem Sohn Ernst-Rainer und allen Angehörigen. 

Franz war seit seiner frühen Jugend aktiv in der Arbeiterjugendbewegung und dann in der 
kommunistischen Partei an der Saar für eine Zukunft ohne Krieg, für Arbeit und Demokra¬ 
tie. Ob in den Auseinandersetzungen gegen die Ausplünderungen durch das französische 
Großkapital, im Kampf gegen das separatistische Saarstatut, mit dem Adenauer die Saar 
verschachern wollte, um Frankreich als Partner des wiedererstarkten deutschen Großka¬ 
pitals zu ködern, im Ringen darum, dass die Kommunisten auch unter dem KPD-Verbot 
hörbar und vor allem lesbar waren, als Kommunalpolitiker in Püttlingen, beim Aufbau der 
DKP im Saarland, im Ringen um die Anerkennung der Nachkriegsrealitäten durch die BRD, 
die Anerkennung der DDR, in der Friedensbewegung gegen den NATO-Doppelbeschluss, 
gegen die undemokratischen Berufsverbote und gegen den verbrecherischen Vietnam¬ 
krieg, gegen die alten und neuen Nazis und Faschisten - Franz war dabei, es sind wichtige 
Stichpunkte für sein politisches Leben. 

Nach dem verfassungswidrigen Verbot der KP auch an der Saar arbeitete Franz in anderen 
politischen Bereichen in wichtigen Aufgaben, so war er u. a. verantwortlicher Sekretär 
der DDU und für die Redaktion der DDU-Zeitung „Saar-Woche" zuständig. Nach der Kon¬ 
stituierung der DKP wurde Franz Mitglied des Bezirkssekretariates, dem er über 20 Jahre 
angehörte. Bis zu seinem Tode war er Mitglied des Bezirksvorstandes. 

1968 wurde Franz Hertel auf der Liste der DDU, einer links-demokratischen Partei im Saar¬ 
land, erstmals in den Püttlinger Stadtrat gewählt. Von 1979 bis zu seinem altersbedingten 
Ausscheiden 2013 war er ununterbrochen Mitglied des Stadtrates und Fraktionsvorsitzen¬ 
der der DKP. Franz setzte kommunistische Politik vor Ort kreativ und mit hoher Kompetenz 
um. „Pro und Kontra", die Stadtzeitung der DKP Püttlingen, wurde Monat für Monat von 
Bürger/Innen und politischen Kontrahenten erwartet. 

Für seine kommunalpolitischen Verdienste wurde Franz Hertel mit der „Freiherr-vom- 
Stein-Medaille" der Landesregierung geehrt. 

Nach dem beruflichen Wechsel 1990 engagierte sich Franz mehr in der Gewerkschaft ÖTV 
bzw. ver.di und nach seinem Ausscheiden aus dem Berufsleben im Seniorenbeirat, dessen 
Vorsitzender er wurde. Er war Mitglied der Naturfreunde und auch dort aktiv. 

ln der innerparteilichen Auseinandersetzung hat Franz unmissverständlich Position bezo¬ 
gen für die Linie des Parteiprogramms und der bezirklichen Leitung im Saarland. 

Die DKP Saarland, die Arbeiterbewegung im Saarland, hat einen engagierten Mitkämpfer 
verloren. 

Wir und viele andere werden Franz Hertel vermissen. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Saarland 
Kreisvorstand Völklingen 
Parteigruppe Püttlingen 

Die Trauerfeier findet am Freitag, 21. Juli, 13.30 Uhr 
in Saarbrücken, Friedhof St. Johann statt. 


WASSERTURMFEST 

Samstag, 19. August 
Jahnstraße 2a, Elmshorn 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Urlaub im schönen Havelland 


- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Am 22. Juli wird unser Genosse 

Wolfgang Hartmann 

70 Jahre 

Lieber Wolfgang, seit fast 50 Jahren kämpfst Du für Frie¬ 
den, Demokratie und Sozialismus, ln dieser Zeit warst Du 
in verschiedenen Funktionen tätig, und hast die Politik 
der Partei den Menschen näher gebracht. 

Als gelernter Elektro-lnstallateur bekamst Du früh Kontakt 
mit den Kolleginnen und Kollegen der Gewerkschaft. Über 
die IG Metall und ÖTV arbeitest Du heute in der Gewerk¬ 
schaft ver.di. Deine Kollegen wählten Dich als Arbeitneh¬ 
mervertreter in die Selbstverwaltung der IKK Hamburg, in 
den Gesellen- und Prüfungsausschuss der Elektro-lnnung 
Hamburg, und Du wurdest Mitglied der Großen Tarifkom¬ 
missin beim Elektrohandwerk. Durch Euren Umzug in die 
Wingst wurdet Ihr Miglied der Bremer Bezirksorganisa¬ 
tion. Auch in der Wingst hast Du sofort den Kontakt zu 
den Gewerkschaften aufgenommen und wurdest in den 
ver.di-OV-Vorstand und als Vorsitzender in den DGB-Orts- 
vorstand Hadeln gewählt. 

Heute bist Du als Vorsitzender der Bremer DKP Schieds¬ 
kommission tätig. 

ln diesen Jahrzehnten kämpfst Du mit Deiner Ruth für 
eine lebenswerte Welt, damit auch Eure fünf Enkelkinder, 
denen Ihr sehr verbunden seid, in einer friedlicheren Welt 
aufwachsen können. 

Lieber Wolfgang, wir gratulieren Dir ganz herzlich und 
wünschen Dir zu Deinem 70sten alles Gute, Gesundheit 
und noch viele gemeinsame Jahre mit Deiner Familie. Wir 
bedanken uns bei Dir für deinen unermüdlichen Einsatz. 

Deine Genossinnen und Genossen 
DKP Bezirk Bremen 



Raus auf die Straße - 
Rein in den Wahlkampf! 



Sonnenschirm „DKP - UZ“ 
Logos weiß, Schirm rot 
ca 1,85 x 2,30 m 

60,00 Euro 



Fahne „DKP“ 
Logo weiß auf rot 
0,70 x 1,00 m 

15,00 Euro 



UZ Extra BTW 
vierfarbig, halbes 
UZ-Format, 12 Seiten 

50 St. 3,00 Euro 


50F0«l™«Ä 


K DouUcb*' 


Stoppt 

m ft ft Abbau demokratisch«* 

p^ht«'. Stoppt dm 
KrW 




T-Shirt „DKP“ 
Logo weiß, Shirt rot 
Größen S - 2XL 

14,90 Euro 


Sofortprogramm 
vierfarbig 
DIN A5, 12 Seiten 

50 St. 2,50 Euro 


www.uzshop.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 
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Termine 


SA ★ 22. JULI 


Plus und Minus 

„Denn ohne Kampf ist kein Leben“ 
zu Käthe Kollwitz, UZ vom 7. Juli, 
Seite 11 und „Neo Rauch - alles hängt 
mit nichts zusammen“, Seite 13 

Gefreut hat mich der sehr sorgfältige 
und einfühlsame Beitrag von Eva Peter¬ 
mann zu Käthe Kollwitz 4 150. Geburts¬ 
tag. Er wird dem Anspruch gerecht, 
den Käthe Kollwitz selbst an jede ihrer 
Arbeiten stellte: „sie müsste gut sein, 
d.h. streng gearbeitet, ohne Schlude¬ 
rei. 44 Interessant in diesem Zusammen¬ 
hang, dass sich Kollwitz über die Kri¬ 
tik an ihrem Werk „Trauernde Eltern 44 
in der „Roten Fahne 44 ärgerte, weil das 
Zentralorgan der KPD daran „die An¬ 
tikriegsgeste 44 vermisste. Danke Eva Pe¬ 
termann für den Beitrag! 

Minus jedoch für den Beitrag von 
Jürgen Meier zu Neo Rauch. Der ist 
schludrig gemacht und abfällig in der 
Sprache. Wenn sich Rauch (geb. 1960) 
für „Archetypen 44 begeistert, wäre zu 
sagen, dass dies eine uralte philosophi¬ 
sche Figur ist, die von C. G. Jung ledig¬ 
lich für seine psychologische Theorie 
aufgegriffen wurde und bei ihm „Ar¬ 
chetypen des kollektiven Unbewussten 44 


heißt; übrigens eine in der Psychologie 
äußerst umstrittene Theorie. Archety¬ 
pisch heißt „der Urform entsprechend 44 . 
Ob Rauchs Bilder „Urformen 44 sind, 
weiß ich nicht, aber sie schnell mal dem 
„ideologischen Zeitgeist der Spätbour- 
goisie 44 oder dem „kulturellen Verfall 44 
1:1 zuzuordnen, ohne Zusammenhänge 
sachlich und präzise zu erforschen, geht 
mir über die Hutschnur. 

Hätte sich Meier etwas mehr Mühe 
gemacht, wäre er darauf gestoßen, dass 
auf den DDR-Kunstausstellungen 
von 1982/83 und 1987/88 (der letzten, 
auf der Rauch übrigens auch vertre¬ 
ten war), gute zwei Dutzend - wenn 
nicht mehr! - Werke zu sehen waren, 
die sowohl in Malweise als auch The¬ 
matik große Ähnlichkeiten mit Rauchs 
(nicht nur) damaligem Werk aufwiesen. 
Und das zu Zeiten des „sozialistischen 
Realismus 44 . Was bei Meier immerhin 
stimmt, ist dass sich Rauch nach der 
„Wende 44 geschickt in Szene gesetzt hat 
und Arbeiten wie seine auf dem westli¬ 
chen Kunstmarkt gefragt waren. 

Anmaßend finde ich, wenn Meier 
Rauchs Arbeiten als „Nicht-Kunst 44 
einsortiert. So kurzschlüssig sollten 


Marxisten nicht mit Kunst umgehen. 
Neo Rauch ist auch nicht mein Fall, 
aber das Phänomen Rauch ist in aller 
Kürze im FAZ-Begriff vom „narrati¬ 
ven Realismus 44 (narrativ = erzählend) 
leider immer noch besser erfasst, als 
in dem geschwätzigen Verriss von J. 
Meier. 

Peter Wilke, Düsseldorf 

Internationaler 
Kommunistischer Block in 
Hamburg 

„Treffen der G76 000“, UZ vom 
14. Juli, Seite 8 

Am von der DKP initiierten Internati¬ 
onalen Kommunistischen Block auf der 
Demo am 8. Juli haben sich tatsächlich 
auch die Genossinnen aus Venezuela, 
Portugal, Schweden, Belgien und der 
Tschechischen Republik, die am Vor¬ 
abend als Referentlnnen auf der DKP 
Veranstaltung „Alternativen zu G20 - 
Alternativen zum Kapitalismus 44 waren, 
beteiligt. Entscheidend gestärkt aber 
wurde unser Block durch mehrere Rei¬ 
hen unserer Genossinnen aus der KKE 
sowie der TKP 

Jörg Pflüger ; Hamburg 


Nürnberg: „Fiesta Moncada“ im Cayhaus 
der Villa Leon, Philipp-Körber-Weg, ab 
17.30 Uhr. _ 

Walldorf: Tagesklausur der Fraktion DKP/ 
Linken Liste Mörfelden-Walldorf. Gaststätte 
„Zum Löwen“, Langgasse, 9.00 Uhr bis ca. 
17.30 Uhr. 


Dl ★ 25. JULI 


Recklinghausen: Gruppenabend der DKP. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Stuttgart: „Kommunisten auf dem Wahl¬ 
zettel! Warum DKP wählen - es kandidiert 
doch ,Die Unke? Warum überhaupt wäh¬ 
len - die da oben machen doch eh was sie 
wollen?“ Veranstaltung der DKP-Gruppe 
Stuttgart-Nord zur Bundestagswahl 2017 
mit Lars Mörking, Redakteur der sozialis¬ 
tischen Wochenzeitung „Unsere Zeit“ und 
Konni Lopau, Spitzenkandidatin der DKP 
Baden-Württemberg. Bürgerhaus Feuer¬ 
bach, Stuttgarter Straße 15,19.00 Uhr. 


Ml ★ 26. JULI 


Darmstadt: „Die antimonopolistische Stra¬ 
tegie der DKP“, Bildungsabend der DKP- 
Gruppe Darmstadt-Bergstraße. LinksTreff 


Georg Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32, 
19.00 Uhr. _ 

Marburg: Buchvorstellung zum Thema 
„Kuba im Wandel“, Veranstaltung von DKP 
Marburg-Biedenkopf, SDAJ Marburg und 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba mit 
den Herausgeberinnen und Gründerinnen 
des Proyecto Tamara Bunke Paula Klat- 
tenhoff, Tobias Salin und Karl Wolfgang. 
DGB-Haus Marburg, Käte-Dinnebier-Saal, 
Bahnhofstraße 6,19.00 Uhr. 


DO ★27. JULI 


Nürnberg: „Wir feiern die Unterschriften“, 
Grillparty der DKP bei Gunhild, 17.00 Uhr. 


Ml ★ 2. AUG 


Schwerin: Mitgliederversammlung der DKP. 
Buntes Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an termi- 
ne@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 


Ehrung für den „Arzt von Buchenwald“ 

KPD-Politiker Walter Krämer war lange Jahre ein „unerwünschtes“ NS-Opfer 



Foto: Thorsten Thomas 


LR Andreas Müller, zweiter von links, Hans Walter Klein (AMS/VVN-BdA Siegen), zweiter von rechts, Miriam Osvath, Querflöte 


Der aus Siegen stammende und in ei¬ 
nem Außenlager des KZ Buchenwald am 
6. November 1941 ermordete antifaschis¬ 
tische Widerstandskämpfer Walter Krä¬ 
mer (KPD) ist den Leserinnen der UZ 
kein Unbekannter. Jetzt ist er auch als der 
„größte Siegen-Wittgensteiner 44 in seiner 
Heimat den meisten Menschen ein Be¬ 
griff. In einer von Kreisarchivar Thomas 
Wolf aus Anlass des 200. Jubiläums der 
Alt-Kreise Siegen und Wittgenstein or¬ 
ganisierten Online-Abstimmung erhielt 
er 44 Prozent der abgegebenen Stimmen. 
Auf Platz 2 landete mit dem Dirigenten 
Fritz Busch ebenfalls ein Mensch, der sich 
offen den Faschisten verweigerte. 

„Offenbar ist es denen, die das Ge¬ 
denken an Walter Krämer aktiv fördern, 
besonders gut gelungen, Unterstützer 
zum Abstimmen zu bewegen 44 stellte 
Landrat Andreas Müller bei der Be¬ 
kanntgabe des Ergebnisses fest. Ange¬ 
sprochen gefühlt haben dürfte sich die 
VVN-BdA Siegen, die mit Flyern und 
über „soziale Medien 44 aktiv für die Teil¬ 
nahme am „Voting 44 geworben hatte. 


Zusammen mit dem Aktiven Muse¬ 
um Südwestfalen (AMS) hatte die VVN- 
BdA mit einer Ausstellung an den 125. 
Geburtstag Walter Krämers am 21. Juni 
erinnert. Am Kreisklinikum Siegen-Witt¬ 
genstein in Siegen-Weidenau wurde an 
das Leben im Widerstand des „Arztes 
von Buchenwald 44 erinnert. Patientinnen 
und Besucherinnen des Krankenhauses 
hatten so die Möglichkeit, sich über den 
Namensgeber des Walter-Krämer Plat¬ 
zes vor dem Haupteingang zu informie¬ 
ren. 

In seinem Grußwort betonte Land¬ 
rat Andreas Müller: „Es gibt Persönlich¬ 
keiten, die einfach beeindrucken. Wenn 
man sich mit ihrem Lebensweg beschäf¬ 
tigt, liest, was sie gesagt und getan ha¬ 
ben, wie sie für ihre Werte, für Mensch¬ 
lichkeit, eingetreten sind - völlig unbe¬ 
irrt, trotz schlimmster Verfolgung - dann 
kann man nur Hochachtung haben und 
bleibt tief beeindruckt zurück! - Walter 
Krämer ist eine dieser Persönlichkeiten. 44 

Auch der jahrzehntelange erinne¬ 
rungspolitische Streit, an dessen Anfang 


ein erfolgloser Antrag der Siegener KPD 
kurz nach der Befreiung vom Faschismus 
stand, wurde nicht ausgespart: „Aber 
auch das ist Teil der historischen Wahr¬ 
heit: Hier in Siegen hat es viele Jahre 
lang eine schmerzhafte Diskussion über 
die Frage gegeben, ob und wenn ja wie 
und wo Walter Krämer öffentlich geehrt 
werden soll. Das lag unter anderem da¬ 
ran, dass es im Nachkriegsdeutschland 
lange Zeit die Unterscheidung zwischen 
akzeptierten 4 und unerwünschten 4 NS- 
Opfern gab. Walter Krämer gehörte zu 
den unerwünschten. Er war eben Kom¬ 
munist. Es hat bis zum Jahr 2014 gedau¬ 
ert, bis es in der Region einen Konsens 
gab, Walter Krämer öffentlich sichtbar 
zu ehren. 44 

Musikalische Akzente in der von 
Hans Walter Klein (VVN-BdA/AMS) 
moderierten heiter-ernsten „Geburts¬ 
tagsfeier 44 setzte Miriam Osvath (Quer¬ 
flöte) mit Liedern aus dem Widerstand. 
Darunter natürlich das „Buchenwald- 
Lied 44 und abschließend das „Solidari¬ 
tätslied 44 HWK 


Fritz Seibert zum 100. 

Sohn erinnert an den Kommunisten und UZ-Korrespondenten 


Fritz Seibert entstammte einer linken, 
sozialdemokratischen Arbeiterfamilie. 
Sei Vater wurde von den Nazis verfolgt 
und starb an den Folgen der Haft. Das 
prägte die Haltung des jungen Rund¬ 
funkmechanikers, und so beendete er 
für sich den verbrecherischen Krieg bei 
der ersten günstigen Gelegenheit 1944 
in der Slowakei und ließ sich von der 
Roten Armee gefangen nehmen. Die 
Nazis verurteilten in deshalb in Abwe¬ 
senheit zum Tod. 

Aus sowjetischer Kriegsgefangen¬ 
schaft zurückgekehrt, war für ihn klar, 
dass Faschismus und Krieg nie wieder 
passieren dürfen. Deshalb war sein ers¬ 
ter Gang in der Heimat ins Offenba¬ 
cher Büro der Kommunistischen Partei 
Deutschlands (KPD). Er wurde einer 
der Redakteure ihrer Zeitungen. Ein 
untrügliches Merkmal von ihm war, 
dass er einen Großteil seiner Artikel 
mit einer mechanischen Reiseschreib¬ 
maschine in der Bahn schrieb. Während 
seine Kollegen mit dem Auto zurück¬ 
fuhren, war er bei Ankunft mit seinen 
Artikeln und Reportagen schon fertig. 
Manche nannten ihn sogar den zweiten 
rasenden Reporter, nach seinem großen 
Vorbild Egon Erwin Kisch. 

Elf Jahre nach der Nazi-Diktatur 
wurde seine KPD schon wieder verbo¬ 
ten. Sie stand der Adenauer Regierung 
bei der Wiederaufrüstung und der da¬ 
mit verbundenen endgültigen Teilung 
Deutschlands im Weg. So musste mein 
Vater wie tausende andere kommunis¬ 
tische Funktionäre ins Gefängnis, man¬ 
che nach KZ- und Zuchthaus unter den 
Nazis nun das zweite Mal. 


Nach dieser Zeit schlug er sich mit 
Hilfsarbeiterjobs durch bis er wieder 
als Redakteur neugegründeter linker 
Zeitungen als Journalist aktiv werden 
konnte. 1965 starb seine Lotti und er 
musste sich mit seinen zwei Söhnen al¬ 
leine durchs Leben schlagen bis er seine 
zweite große Liebe, Maria, traf. Nach 
der Neukonstituierung der kommunis¬ 
tischen Partei, der DKP, 1968 wurde er 
Korrespondent für ihre Zeitung „Un¬ 
sere Zeit 44 (UZ) für Hessen, Rheinland 
Pfalz und das Saarland. Oft wurde er 
auch von der UZ-Zentralredaktion ins 
Ausland geschickt. Dort lernte er vie¬ 
le neue Freunde kennen, bei denen er 
dann sogar öfters mit Maria den Urlaub 
verbrachte. Faszinierend und einfühl¬ 
sam konnte er darüber schreiben und 
berichten, genauso wie über die Situ¬ 
ation der Heimarbeiter in der Leder¬ 
warenindustrie - der Babscher - in sei¬ 
nem Wohnort Hausen. Oder über die 
Offenbacher Metallarbeiter oder über 
die Autobauer bei Opel. Er war auch 
Verfasser mehrerer Bücher, darunter 
seine Autobiografie „... und nicht ver¬ 
gessen 44 (1995). 

Seine Weltoffenheit, Toleranz und 
Anerkennung der Leistungen der ar¬ 
beitenden Menschen hat er versucht, 
uns Kindern beizubringen. Doch das 
aller Wichtigste für ihn war nach dem 
einen Motto zu leben: „Nie wieder Fa¬ 
schismus! 44 Er wurde 88 Jahre alt und 
zusammen mit seiner Lebensgefährtin 
Maria, die kurze Zeit vorher gegangen 
war, auf dem Hausener Waldfriedhof 
beigesetzt. 

Klaus Seibert 
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Internationale Politik 


unsere zeit m 


„Die Macht!“ - „Dem Volke!“ 

Der 14. Parteitag der Kommunistischen Partei Südafrikas * Von Manfred Idler 



In Ekurhuleni bei Johannesburg fand vom 10. bis 
15. Juli der 14. Nationalkongress der Kommunistischen 
Partei Südafrikas (SACP) statt. Unter dem Motto „Die 
nationaldemokratische Revolution verteidigen, voran¬ 
treiben und vertiefen: Die Avantgarderolle der SACP“ 
zogen 1 819 Delegierte eine Bilanz der Entwicklungen 
im Land und international seit 2012, dem Jahr des 13. 
Parteitags, und berieten die Strategie für die kommen¬ 
de Periode. Sie vertraten mehr als 280 000 Mitglieder. 
Eingeladen waren auch 382 Vertreter aus der Regie¬ 
rungsallianz, aus Massenorganisationen, SACP-nahen 


Institutionen, religiösen Vereinigungen, Veteranen und 
Angehörige von verstorbenen herausragenden Persön¬ 
lichkeiten der Partei. Der Parteitag fand großes inter¬ 
nationales Interesse, Gäste aus 59 Kommunistischen 
und Arbeiterparteien folgten den Reden und Debat¬ 
ten. 

Die SACP hat ihren Mitgliederbestand in den letzten 
fünf Jahren fast verdoppelt, beim letzten Parteitag wur¬ 
den noch etwa 150 000 Genossinnen und Genossen 
gezählt. Allein seit Dezember 2016 sind 26 000 neue 
Mitglieder in ihre Reihen eingetreten. 


I n der riesigen Kongresshalle brodelt 
es. 1800 Delegierte der Kommu¬ 
nistischen Partei Südafrikas singen 
Kampflieder, begleitet von Trillerpfei¬ 
fen. Sie tanzen und rufen Schmähun¬ 
gen gegen prominente Regierungsmit¬ 
glieder. 10 Minuten, eine Viertelstun¬ 
de, 20 Minuten lang. Dann tritt der 
Versammlungsleiter ans Mikrophon, 
übertönt die Schlachtrufe: „Amandla! 44 
Noch einmal: „Amandla! Der Hexen¬ 
kessel brodelt weiter. Ein drittes Mal: 
„Amandla!“ und und aus allen Kehlen 
die machtvolle Antwort: „Ngawethu!“ 
Und noch einmal „Amandla“ Nga¬ 
wethu!“ „Die Macht!“ „Dem Volk!“ 
Die Delegierten, allesamt geklei¬ 
det in rote T-Shirts und Hemden, rote 
Jacken und zum 
größten Teil mit ro¬ 
ten Mützen auf dem 
Kopf, beruhigen sich, neh¬ 
men ihre Plätze ein. Die rote 
Kleidung hat nicht den Sinn einer 
Uniformierung, sie soll die Unterschei¬ 
dung nach der sozialen Stellung verhin¬ 
dern. Die Delegierten stammen aus al¬ 
len Klassen und Schichten der Bevöl¬ 
kerung, hier sitzt der junge erfolgreiche 
Kleinunternehmer neben der arbeitslo¬ 
sen Mutter, die die Sorge um die nächs¬ 
te Mahlzeit für ihre Kinder plagt. Hier 
soll jede Stimme dasselbe Gewicht ha¬ 
ben, darum die einheitliche Kleidung. 

Die Beratung beginnt. Es geht um 
viel auf diesem 14. Parteitag. Blade Nzi- 
mande, alter und wiedergewählter Vor¬ 
sitzender der SACP, umreißt die großen 
Probleme der Partei und des Landes. 
Die zunehmende Spaltung der Gesell¬ 
schaft in Reiche und Arme, die über¬ 
bordende Arbeitslosigkeit von - im 
engeren Sinn - inzwischen 27,7 Prozent 
der arbeitsfähigen Bevölkerung. Und 
vor allem die Korruption in Politik, 
staatlicher Verwaltung bis in die Regie¬ 
rungsspitze, ausgehend von den Mäch¬ 
tigen der Wirtschaft. Drei tiefe Krisen, 
in denen Südafrika steckt, und Nziman- 
de spricht von einer vierten Krise, die 
mit den drei ersten verknüpft ist: Die 
der Gewalt, und besonders der gegen 
Frauen und Kinder. Der Mehrheit der 
südafrikanischen Bevölkerung werde 
dadurch ein grundlegendes Bürger¬ 
recht genommen: das Gefühl der per¬ 
sönlichen Sicherheit. 

Nzimande geht den dominierenden 
Partner in der Regierungsallianz aus 
ANC, Kommunistischer Partei und Ge¬ 
werkschaftsdachverband Cosatu direkt 
an: „Was geschieht, wenn die Staatsfüh¬ 
rer ihr Amt missbrauchen? Kommt es 
zu einer Spaltung des ANC? Für die 
meisten von uns ist es kaum denkbar, 
unter der Führung von Gangstern im 
ANC zu bleiben. Und genauso denken 
viele im ANC!“ 

Stürmische Debatte 

Die Worte des Vorsitzenden werden 
von vielen Rednerinnen und Rednern 
in den Diskussionen bestätigt. Sie äu¬ 
ßern auch die Sorge, die Entwicklung 
sei nicht umkehrbar, die durch und 
durch korrupte Fraktion innerhalb der 
Führung habe das Ansehen des gesam¬ 
ten ANC bereits so weit beschädigt, 
dass er seine führende Rolle in der Po¬ 
litik des Landes bei den nächsten Wah¬ 
len einbüßen werde. Es bestehe die Ge¬ 
fahr, dass dann eine opportunistische 
Koalition der Oppositionsparteien mit 
ihren eigentlich unvereinbaren Po¬ 
sitionen das Steuer in die Hand neh¬ 
men werde. Und damit würde auch die 
SACP in den Strudel gerissen. Die Er¬ 
fahrung mit dem ANC seit der Über¬ 
nahme der Regierung im Jahre 1994 
weise auf die Verankerung einer Frakti¬ 


on des traditionellen bürgerlichen Na¬ 
tionalismus in der Allianz hin. Dessen 
Ablehnung und die Forderung nach ei¬ 
nem revolutionären Nationalismus war 
eine der Säulen, die die dreiteilige Al¬ 
lianz und die Akzeptanz des ANC als 
deren führende Kraft tragen. Seit der 
Übernahme der Führungspositionen 
durch Jacob Zuma und seinen Anhang 
trete der bürgerlich-nationalistische 
Flügel immer offener und arrogan¬ 
ter auf. Ein Delegierter zog Paralle¬ 
len zu anderen „Entwicklungslän¬ 
dern“, wo ebenfalls der Kampf um 
nationale Befreiung zugunsten 
der Verwertungsinteressen der 
nationalen Bourgeoisie aufge¬ 
geben worden sei. 


Yershen Pil- 
lay, der Vorsitzen 
de des Jugend¬ 
verbands „Kom¬ 
munistische 
Jugendliga 
Südafrikas“ 


tischen Repräsentanten 
einer einzigen kapitalistischen Klasse 
oder schwarzen Bourgeoisie im ANC 
sprechen. Es handle sich zum Ersten 
um eine nationale Bourgeoisie, deren 
Interesse der Besitz und die Kontrol¬ 
le des Industriekapitals sei, dann eine 
Kompradorenbourgeoisie aus Teilen 
der schwarzen Mittelschicht, die mit 
dem Großkapital der USA, Europas 
und asiatischer Länder zusammen¬ 
arbeitet, um die Beute zu teilen, und 
eine parasitäre Bourgeoisie, die sich 
an Staatsmitteln zu bereichern suchen. 
Diese drei Formationen konkurrieren 
zwar miteinander, geraten aber da¬ 
durch nicht in Widerspruch zueinan¬ 
der. Gemeinsam kämpfen sie um die 
Dominanz im ANC, dessen Strukturen 
sie bereits bestimmen. „Unweigerlich 
führt das zum Konflikt mit den Inter¬ 
essen der Arbeiterklasse und der aus¬ 
gegrenzten Armen in Stadt und Land.“ 

Ramaphosa lässt die 
Bombe platzen 

In Südafrika fand der Parteitag große 
Aufmerksamkeit der Medien, die sehr 
detailliert berichteten. Den größten 
internationalen Widerhall fand aber 
ein Detail, nämlich die Gastrede, die 
der stellvertretende ANC-Vorsitzende 
Cyril Ramaphosa hielt. In bisher nicht 
gekannter Schärfe ging er mit dem 
ANC-Vorsitzenden und Präsidenten 
der Republik ins Gericht. Dessen pro¬ 
fitable Verbindungen zu dem milliar- 
denschweren Gupta-Clan seien verbre¬ 
cherisch. Auch andere Regierungsmit¬ 
glieder, namentlich Bergbauminister 
Mosebenzi Zwane und Kommunikati¬ 
onsminister Faith Muthambi, müssten 
wegen ihrer illegalen Geschäfte mit der 


Familie Gupta vor Gericht gestellt wer¬ 
den. Er werde nicht schweigen, 
wenn eine Handvoll Super¬ 
reiche den Staat kapern. Die 
Milliarden Rand, die sich 
die Guptas mit ihren zahl¬ 
reichen Firmen ergaunert 
hätten, müssten zurück¬ 
geholt und Gerichts¬ 
verfahren gegen alle 
Beteiligten in Politik 
und Wirtschaft ein¬ 
geleitet werden. 
„Noch als sich 
hier die die Dele¬ 
gierten versam¬ 
melten, um über 
diese Fragen zu 


Guptas und die Fraktion ihrer Freun¬ 
de im ANC trügen Schuld an der Spal¬ 
tung, die sich im ANC abzeichne, und 
an der Absicht der SACP, eigenständig 
bei Wahlen anzutreten. „Es gibt ein af¬ 
rikanisches Sprichwort, das sagt, ,Wenn 
Brüder bis aufs Messer kämpfen, erbt 
ein Fremder das Haus 4 “, warnte er und 
kündigte an, auf der ANC-Wahlkonfe¬ 
renz im Dezember mit Zuma um die 
Kandidatur zur Präsidentschaftswahl 
zu ringen. Eine kämpferische Rede, die 
südafrikanische Zeitung „The Star“ be¬ 
richtete darüber unter der Überschrift 
„Ramaphosa auf dem Kriegspfad“. 

Der Beifall der Delegierten war 
dennoch verhalten. Südafrikas Kom¬ 
munisten haben kämpferische Reden 
und große Versprechungen auch schon 
vom Nachfolger Nelson Mandelas im 
Präsidentenamt, Ibabo Mbeki, gehört. 
Der schlug dann den Weg der neolibe¬ 
ralen Umgestaltung der Wirtschaft ein. 
Und Jacob Zuma fand ebenfalls klin¬ 
gende revolutionäre Phrasen, als er das 
Amt übernahm, das er so lukrativ für 
sich und die Seinen gestaltet. 

Die Beschlüsse des Parteitags 

Ungeachtet der Warnung Ramapho- 


sas, nicht 
aus dem ge¬ 
meinsamen Wahl¬ 
antritt innerhalb der 
regierenden Allianz auszu¬ 
scheren, beschloss der Parteitag 
die eigenständige Kandidatur der 
SACP im engen Schulterschluss mit 
dem strategischen Hauptverbündeten, 
dem Gewerkschaftsverband Cosatu. 
Wie das aussehen wird muss eine ge¬ 
naue Analyse ergeben, die bis zu einem 
Sonderparteitag im April kommenden 
Jahres nach Konsultationen mit Orga¬ 
nisationen der Arbeiterklasse und an¬ 
deren fortschrittlichen Vereinigungen 
vorliegen wird. Ungeachtet dieses Be¬ 
schlusses bemüht sich die SACP als 


liehe Großbetriebe soll die Mittel zu 
diesem Zweck erbringen. Die Landre¬ 
form muss auch der Demokratisierung 
der Nutzung genossenschaftlichen und 
öffentlichen Eigentums an Grund und 
Boden dienen. 

Die Wettbewerbsregeln müssen 
verschärft werden, um den Regulie¬ 
rungsbehörden zu erlauben, Marktab¬ 
sprachen und monopolistische Markt¬ 
dominanz in den Griff zu bekommen. 
Diese Dominanz behindert die Schaf¬ 
fung von Arbeitsplätzen zu behindern, 
die Entwicklung kleiner und genos¬ 
senschaftlicher Betriebe zu verhin¬ 
dern und erstickt das Wachstum.Die 
Beschlüsse des Parteitags fordern eine 
Umorientierung der Wirtschaftspoli¬ 
tik - weg von der exzessiven Förderung 
privaten Eigentums in der Hand von 
Schwarzen, hin zu mehr öffentlichem 
und gesellschaftlichem Eigentum. 
Südafrikas Reichtum an Bodenschät¬ 
zen muss allen gehören. Der bisherige 
Grundsatz, dass ein bestimmter Anteil 
der Bergbaugesellschaften in den Hän¬ 
den schwarzer Eigentümer sein muss, 
wird verworfen zugunsten eines natio¬ 
nalen Fonds, damit die Erträge der Res¬ 
sourcen allen Einwohnern Südafrikas 
zugute kommen. 

Der Parteitag beschloss eine „Ro- 
ter-Oktober-Kampagne“ mit dem 
Schwerpunkt, in Betrieben und Kom¬ 
munen gegen geschlechtsspezifische 
Gewalt und Gewalt gegen Kinder und 
junge Menschen aufzutreten. 

Der „stille Putsch“ parasitärer Plün¬ 
derung öffentlichen und Staatseigen¬ 
tums verlangt die sofortige Einrich¬ 
tung einer Untersuchungskommission, 
die die illegalen Geschäfte aufdeckt 
und die Täter zur Verantwortung zieht. 

Das erweiterte Zentralkomitee hat 
den Auftrag eine gemeinsamen Platt¬ 
form zu entwickeln mit dem Ziel, eine 
breite Front von Organisationen der 
Werktätigen und der demokratischen 
Öffentlichkeit zu schaffen. Dies muss 
unter Einbeziehung des ANC gesche¬ 
hen. 


Mit Temperament und dennoch präziser Analyse taten die 1 814 Delegierten ihre Arbeit. 


beraten“, so Ramaphosa, „kamen im¬ 
mer noch weitere Beweise ans Tages¬ 
licht, wie weitgehend unsere staatsei¬ 
genen Unternehmen geplündert wur¬ 
den, wie Einzelne in verantwortlichen 
Positionen von Handlungen profitiert 
haben, die im besten Fall als unethisch 
gelten müssen und im schlimmsten Fall 
kriminell sind. Wir wissen jetzt ohne 
jeden Zweifel, dass öffentliche Mittel 
in Höhe von Milliarden Rand in die 
Taschen von ein paar Leuten umge¬ 
leitet wurden. Wir hätten diese Mittel 
nutzen können, um Schulen und Kli¬ 
niken zu bauen, die Infrastruktur zu 
verbessern, arme Bauern zu unterstüt¬ 
zen und Stipendien zu vergeben.“ Die 


stabilste und einheitliche Kraft inner¬ 
halb der Regierungsallianz weiterhin 
um die organisatorische Erneuerung 
des ANC. 

Die Abschlusserklärung des Par¬ 
teitages zählt unter anderem folgen¬ 
de Punkte auf: Das wichtigste stra¬ 
tegische Ziel ist die Einleitung einer 
tiefgreifenden zweiten Phase der na¬ 
tionaldemokratischen Revolution als 
dem direkten Weg zu einem sozialis¬ 
tischen Südafrika. Diesem Ziel dient 
auch der Kampf um eine wirkliche und 
nachhaltige Landreform, um die An¬ 
bauflächen für schwarze Kleinbauern 
zu erweitern. Eine Grundsteuer auf 
ungenutztes Land und landwirtschaft¬ 


Die Delegierten verpflichten sich 
zur Durchführung der Beschlüsse und 
dazu, ihrer Avantgarderolle am Ar¬ 
beitsplatz, am Wohnort, in Schulen und 
Universitäten und Schlüsselpositionen 
gerecht zu werden. Sie werden vertrau¬ 
ensvoll und bescheiden im Dienst der 
Arbeiterklasse und der Armen wirken. 

Die Erklärung endet mit den Wor¬ 
ten: „Als patriotische südafrikanische 
Partei sind wir auch eine Partei des In¬ 
ternationalismus. Wir kämpfen solida¬ 
risch gemeinsam mit allen Ausgebeu¬ 
teten und Unterdrückten. Wir erklären 
ein weiteres Mal: Die Zukunft heißt 
Sozialismus! Lasst ihn uns aktiv in den 
Kämpfen unserer Zeit aufbauen!“ 
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Eine sanfte, unüberhörbare Stimme 

Peter Härtling starb am 10. Juli 2017 im Alter von 83 Jahren 


Vorbildlich? 

Knapp eine Woche nach dem G20-Gip¬ 
fel waren gut 2 000 Polizisten zu einem 
Sonderkonzert in der Hamburger Elb¬ 
philharmonie eingeladen. Das Ham¬ 
burger Abendblatt hatte gesponsert, 
Innenminister de Maiziere dankte den 
Beamten aus dem gesamten Bundesge¬ 
biet für ihren Einsatz während des Tref¬ 
fens der Staats-und Regierungschefs. 
Er habe vollen Respekt für die Ar¬ 
beit der Polizisten, sagte der Minister. 
Auch Hamburgs Erster Bürgermeister 
Scholz kam zu dem Konzert. Anstelle 
von Beethoven gab es J.S. Bach und na¬ 
türlich waren die Eingeladenen begeis¬ 
tert. Eine solche Veranstaltung könn¬ 
te ja ein Vorbild werden: Für alle, die 
sich qua Beruf oder ehrenamtlich um 
Flüchtlinge kümmern, für Pflegekräfte 
und alle, die sich unermüdlich und auf¬ 
opferungsvoll um Kranke und Alte sor¬ 
gen, um Erzieherinnen und Lehrkräfte, 
die tagtäglich in viel zu großen Klassen 
mit Kindern und viel Lärm, wenig An¬ 
erkennung finden. 

Verletzlich 

Vor 125 Jahren wurde Walter Benja¬ 
min geboren, der Philosoph und Kul¬ 
turwissenschaftler fand erst lange nach 
seinem Tod die Aufmerksamkeit und 
Würdigung, die sein Werk verdient. 
Benjamin unternahm denVersuch, den 
dialektischen und historischen Materi¬ 
alismus mit der jüdischen Denktraditi¬ 
on und den künstlerischen Anstrengun¬ 
gen seiner Zeit fruchtbar zu verbinden. 
Auf der Flucht vor der Gestapo nahm 
er sich in den Pyrenäen 1940 das Leben. 

Seinem Schmerz über den Verlust 
des Freundes verlieh Bertolt Brecht 
Ausdruck. Eines dieser Gedichte trägt 
den Titel „Zum Freitod des Flüchtlings 
W.B“. 

„Ich höre, dass du die Hand gegen dich 
erhoben hast 

Dem Schlächter zuvorkommend. 

Acht Jahre verbannt, den Aufstieg 
des Feindes beobachtend 
Zuletzt an eine unüberschreitbare 
Grenze getrieben 

Hast du, heißt es, eine überschreitbare 
überschritten. 

Reiche stürzen. Die Bandenführer 
Schreiten daher wie Staatsmänner. 

Die Völker 

Sieht man nicht mehr unter 
den Rüstungen. 

So liegt die Zukunft in Finsternis, 
und die guten Kräfte 
Sind schwach. All das sahst du 
Als du den quälbaren Leib zerstörtest 

Verlogen 

Noch einmal gibt es einen Wirbel um 
den chinesischen Dichter Liu Xiaobo. 
Der gefeierte „Dissident“ und Lieb¬ 
ling westlicher Politiker und Medi¬ 
en starb nach langer Krebskrankheit 
in der letzten Woche in Peking. Zum 
Skandal machte man sogar, dass der 
Todkranke nicht mehr medienwirk¬ 
sam ausgeflogen werden durfte. Dass 
das Nobelpreiskomitee ihm 2010 den 
Friedenspreis verlieh, passt zu der Rei¬ 
he unsäglicher Entscheidungen der 
letzten Zeit, erinnert sei an Obama, 
die EU oder Juan M. Santos (kolum¬ 
bianischer Präsident). Gelesen hat si¬ 
cherlich kaum jemand etwas von Liu 
Xiaobo, auf Deutsch gibt es wenig und 
da findet man solche Blüten: „Wir ha¬ 
ben mehr als zwanzig Jahre Reformen 
hinter uns, aber weil sich die Kommu¬ 
nistische Partei selbstsüchtig jegliche 
politische Macht anmaßt, bleibt von 
der totalitären Herrschaft nur die po¬ 
litische Zentralisierung und die offene 
Repression. Gleichzeitig gewinnt seit 
dem Zusammenbruch der totalitären 
Sowjetunion der weltweite Trend zu 
Liberalisierung und Demokratisierung 
täglich an Kraft.“ 

Vorausblickend 

Die Pressefest-Verantwortlichen der 
Partei beginnen bereits jetzt mit Über¬ 
legungen und Planungen zum (noch 
nicht endgültig beschlossenen, aber 
von vielen gewünschten) Pressefest 
2018. Mit vielen Künstlerinnen und 
Künstlern soll frühzeitig gesprochen 
werden, die Leserinnen sind eingela¬ 
den, Namen und Vorschläge zu ma¬ 
chen. Also Liedermacher, Bands, Chö¬ 
re, Interpreten, Theaterleute, Bildende 
Künstler, Fotografen usw.: links, bunt, 
laut. Kontakt bitte über den Parteivor¬ 
stand. Herbert Becker 


W enn man über einen was 
schreiben will, den man gut 
kennt, klickt man eigentlich 
nicht bei Google. Ich habe es dum¬ 
merweise doch getan und bin erschla¬ 
gen. Hunderte Einträge - akademische 
Klugscheißereien, Biographieversuche, 
endlose Aufzählungen seiner Arbeiten, 
Schüleraufsätze. 

Die Schüler waren am sympathischsten. 

Hier heißt es kurz: „Am 13. Novem¬ 
ber 1933 wurde Peter Härtling in Chem¬ 
nitz geboren. Sein Vater war Rechts¬ 
anwalt. Die Familie zog oft um, Peter 
wohnte als Kind in Sachsen, Mähren, 
Österreich und Württemberg. Weil seine 
Eltern früh starben, lebten Peter und sei¬ 
ne Schwester bei der Oma. Schon mit 14 
Jahren lernte er in der Schule ein Mäd¬ 
chen kennen, das er später heiratete. Sie 
hieß Mechthild.“ 

Heute trauern wir mit Mechthild 
Härtling und der Familie um Peter Härt¬ 
ling, einen bescheidenen und liebens¬ 
werten Menschen, der uns allen viel gab. 

Peter Härtling. Seine Bücher stehen 
in jeder Buchhandlung. Man hat ihn viel¬ 
fältig geehrt. 

Mörfelden-Walldorf, meine Heimat¬ 
stadt, hat ihn zum Ehrenbürger ernannt. 

„Ich bin kein Wanderer mehr - hier 
habe ich mein Zuhause gefunden“, sag¬ 
te er damals zufrieden bei der Feier im 
Bürgerhaus Mörfelden. 

Was hat er alles geschrieben. Sein 
Buch über Friedrich Hölderlin hat mich 
vieles gelehrt. Durch Härtling-Bücher 
kommen uns E.T.A. Hoffmann und die 
Musiker Franz Schubert oder Robert 
Schumann näher. 

Im Jahre 1967 kam Härtling in un¬ 
sere Stadt. „Tags musste ich arbeiten, 
die abendlichen Stunden blieben mir 
nur noch zum Schreiben“, erinnert sich 
Härtling. Und dann waren da noch seine 
vier Kinder, die ihr Familienrecht ein¬ 
forderten und die den Autor zu Kinder- 


Marijke liest Krimis 


Marinella, Szilien. Das Wetter ist unbe¬ 
ständig. Montalbano, immer wetterfüh¬ 
liger, launischer, unbeherrschter, wird 
zu einen Tatort im Nirgendwo gerufen. 
Der Tote ist der „Signori e Questori“ 
Bonetti-Alderighi. Ein Traum, aber ein 
sehr realistischer. Vor allem der Besuch 
des Innenministers scheint wirklich be¬ 
vorzustehen. Auf Lampedusa war er in 
den Aufnahmezentren, so werden die 
Flüchtlingslager tatsächlich genannt, 
die „nicht einmal für einen vier Wochen 
alten Säugling Platz hatten. Sardinen in 
der Dose hatten mehr Bewegungsfrei¬ 
heit.“ Nun will er die Notunterkünfte 
in Vigatä ansehen. Der Commissario 
will damit nichts zu tun haben. Zudem 
nerven ihn ein Gespräch mit Livia, sei¬ 
ner langjährigen Verlobten und die Ge- 


büchern wie „Hirbel“ (1973) oder „Ben 
liebt Anna“ (1979) inspirieren sollten. 

Peter Härtling hat sich oft zu Wort 
gemeldet. Als junge Genossen der DKP 
das „vergessene KZ“ in unserer Stadt 
dokumentierten, schrieb er in seinen 
Kalendergeschichten den Aufsatz „Die 
Fragenden“. Gemeinsam liefen wir, als es 
um die Startbahn/West ging, in den Wald, 
den Tränengasschwaden entgegen. 

Oft sah man seine Unterschrift un¬ 
ter den Aufrufen der Friedensbewegung. 


Oft sprach Härtling auf den Kundge¬ 
bungen, die zur „Reichspogromnacht“ in 
unserer Stadt stattfinden. 

Er war einer, den man fragen konn¬ 
te: Willst du mal im Kindergarten lesen - 
und er sagte „holt mich - ich komme!“ 
Und er konnte Kinder beeindrucken. Ich 
werde es nicht vergessen. 

Kleiner Nachtrag: 

Zum 50. Geburtstag von Peter Härt¬ 
ling schrieb ich der UZ einen Aufsatz „In 


einer schöneren Zeit“. Ich beschrieb ei¬ 
nen Tag im Jahre 2033 im „Peter-Härt- 
ling-Museum“ im Finkenweg 3. 

Klar: Wir lebten im Sozialismus. 

Die Versuche den Sozialismus real 
zu entwickeln, sind aus vielen Gründen 
gescheitert. 

Jeder aber, der seine Antennen nicht 
eingezogen hat, spürt „So wie es ist bleibt 
es nicht!“ 

Das spürte auch Peter Härtling. 

Rudi Hechler 


vor allem die Mitarbeiter des Commissa¬ 
rio. Catarella, das Faktotum wird immer 
verdrehter, Mimi Augello, der Stellver¬ 
treter ist nach wie vor ein Schürzenjä¬ 
ger und Fazio verlässlich wie eh und je. 
Hinzu kommen nicht nur schöne, son¬ 
dern auch kluge und schlagfertige Frau¬ 
en. Und ebenso hässliche wie dumme 
und geckenhafte Männer. Und kleine 
und große Köstlichkeiten der siziliani- 
schen Küche natürlich. Kleine Ganoven 
sind immer gut für ein paar hilfreiche In¬ 
formationen, auch wenn sie offiziell un¬ 
brauchbar sind. Eine Kostprobe: „Und 
selbst wenn ich das Wunder vollbringen 
würde, sie als Zeugen vorzuladen, wür¬ 
de ihnen niemand glauben.(...) Sie sind 
Diebe und damit automatisch als noto¬ 
rische Lügner abgestempelt. Viele Lüg¬ 
ner und Straftäter, die nicht rechtskräf¬ 
tig verurteilt wurden, können hingegen 
lügen und stehlen, soviel sie wollen. Ih¬ 
nen glaubt man, denn sie sind Anwälte, 
Politiker, Wirtschaftsfachleute, Banker 
und so weiter und so fort.“ Damit schlägt 
er sich seit Jahren herum und greift mal 
wieder in die Trickkiste. 

Montalbano ist nicht ganz bei der 
Sache. Seine eigene Befindlichkeit setzt 
ihm arg zu. Livia, die ewige Verlobte 
oder Mariam, die neue Verliebtheit. Wie 
soll er sich entscheiden? Ein wenig Ruhe 
findet er an der Mole. Nach dem obliga¬ 
torischen Mittagessen sieht er dort den 
Krebsen zu, spielt und redet mit ihnen. 
Durch die Lösung eines der Fälle findet 
er auch zu einer persönlichen Entschei¬ 
dung. Bis dahin ist „Die Spur des Lichts“ 
ein höchst kurzweiliger, unbedingt zu 
empfehlender Sommerkrimi. Bee 

Andrea Camelleri: Die Spur des Lichts 
Commissario Montalbano stellt sich der 
Vergangenheit 

Aus dem Italienischen von Rita Seuß 

und Walter Kögler 

Lübbe Verlag geb. 268 S. 20.- Euro 


Der Commissario und die Krebse 

Montalbano sieht in die Zukunft und muss sich entscheiden 


danken an Francois, einen tunesischen 
Flüchtlingsjungen, den sie fast adop¬ 
tiert hätten. Livia hatte sehr an ihm ge¬ 
hangen. Montalbano konnte sich nicht 
dazu durchringen. Francois verschwand 
spurlos, als er volljährig war. Da geht 
er doch lieber in die neue und einzige 
Kunstgalerie in Vigatä. Und begegnet 
Mariangela De Rosa (für meine Freun¬ 
de Mariam), der Galeristin. In diese Ge¬ 
mengelage platzt ein seltsamer Über¬ 
fall auf die 21-jährige Frau eines etwa 
50-jährigen Supermarktbesitzers, der 
Fund eines Munitionslagers in einer 
Kate im Nirgendwo, durch Schusswaf¬ 
fen enthauptete Mandelbäume, Waffen¬ 
schmuggel für einen guten Zweck und 
ein durch und durch suspekter Kunst¬ 
deal. 


Auch in seinem 19ten Fall bereitet 
Andrea Camilleri (92) seinem Com¬ 
missario Salvo Montalbano einen ver¬ 
zwickten Fall, köstliche Gerichte, aber 
vor allem einiges an Herzschmerz. Wie¬ 
der einmal hat er es mit schönen Frau¬ 
en zu tun. Die einen belügen ihn nach 
Strich und Faden, eine andere verdreht 
ihm so den Kopf, dass er sogar seine Lie¬ 
be zu Livia in Zweifel zieht. „Die Spur 
des Lichts“ ist eine Geschichte übers 
Altern. Über Lebenskrisen, Einsam¬ 
keit, den Wunsch noch mal neu anzu¬ 
fangen. Dabei hat dieser Roman wieder 
die Leichtigkeit einer Feder, die Sprit¬ 
zigkeit von Prosecco, eine ordentliche 
Prise Humor und die nötige Spannung, 
die jedem Montalbano-Krimi zu eigen 
ist. Dazu trägt das Personal bei. Das sind 
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G ewissermaßen als Wahrzeichen 
des diesjährigen 100-Tage-Mu- 
seums erscheint der Parthenon 
der Bücher (2017) von Marta Minu- 
jm in den pathetischen Abmessungen 
des athenischen Originalparthenons. 
Tatsächlich aber haben wir es mit ei¬ 
ner Replik zu tun und einer Umdeu¬ 
tung des „El Partenön de libros“ aus 
dem Jahr 1983. Der war mit 25 000 Bü¬ 
chern bedeckt, die als zu aufklärerisch 
von den argentinischen Militärs weg¬ 
geschlossen worden waren. Er wurde 
folglich als Symbol der Militärdiktatur 
umgeworfen. 

Das Fridericianum, schon immer 
das Zentrum der Documenta, beher¬ 
bergt in diesem Jahr Exponate aus dem 
Nationalen Museum für Zeitgenössi¬ 
sche Kunst, Athen (EMST), das erst 
Monate vor der Documenta eröffnen 
konnte. 

In dessen Räumen geht es politisch 
zur Sache. Wir bekommen den sieben¬ 
minütigen Film von Koken Ergun „I 
Soldier“ (2005) zu sehen, der eine mi¬ 
litaristische Veranstaltung dokumen¬ 
tiert, die uns das Blut in den Adern ge¬ 
frieren lässt. 

Das Flüchtlingszelt von Emily Jacir 
(* 1972, Bethlehem) erinnert an die 418 
seit 1948 von Israel zerstörten, entvöl¬ 
kerten und besetzten palästinensischen 
Dörfer. 

Der Südafrikaner Kendell Geers 
stellt eine andere Akropolis in den 
Raum, eine „Acropolis Redux (The 
Director’s Cut)“ (2004). Es sind Stahl¬ 
regale voller NATO-Stacheldrahtrol- 
len. 

Vlassis Caniaris (1928-2011) ist mit 
„Hopscotch“ von 1974 vertreten. Sechs 
kopflose Gestalten mit neun Koffern 
sind um ein Hüpfspiel gruppiert. Statt 
Zahlen enthalten die Spielfelder Wör¬ 
ter, die auf die Arbeitsmarktpolitik für 
Immigranten anspielen. 

Die Wohnrohre aus Steinzeug vor 
der Documenta-Halle stammen von 
Hiwa K, geboren 1975 in Sulaimaniyya. 
Sie wurden zusammen mit Studenten 
des Diplomstudiengangs Produktde¬ 
sign der Kunsthochschule Kassel er¬ 
stellt. 

In der Documenta-Halle selbst fin¬ 
den wir die beiden „Fluchtzieleuropa¬ 
havarieschallkörper“ (2017) von Guil- 
lermo Galindo aus Mexiko. Sie beste¬ 
hen aus Überresten von Glasfaser- und 
Holzbooten von der Insel Lesbos. 

Maria Eichhorn ist mit mehreren 
Arbeiten vertreten. Eine heißt: Un¬ 
rechtmäßig aus jüdischem Eigentum 
erworbene Bücher. Im ersten Stock der 
Neuen Galerie türmt sich ein sechs Me¬ 
ter hohes Regal mit Büchern aus den 
Beständen der Zentral- und Landesbi¬ 
bliothek Berlin. 1943 erworben, erhiel- 


Von Athen 


nach Kassel 


Selbstverkörperung oder gesellschaftliche Verantwortung 
Von Klaus Stein 


Die Documenta Nr. 14 verwirrt zunächst. Sie ist riesig, umfänglicher als die Nr. 13. Allein 35 Orte in Kassel 
präsentieren die Exponate, weitere 47 sind es in Athen. Über 200 Künstler stehen ihre Werke aus. Der um 
den Überblick bemühte Kunstfreund muss erhebliche Strecken überwinden. Dabei wird ihm die Orientierung 
nicht leicht gemacht. Vor fünf Jahren kamen 860 000 Besucher. Adam Szymczyk, der künstlerische Leiter, er¬ 
hofft sich bis zum 17. September eine Besucherzahl von mehr als einer Million. 

Das Motto der Documenta 14: Von Athen lernen. 


ten sie 1944/45 Zugangsnummern im 
„Zugangsbuch J“. Es liegt aus. J für Ju¬ 
den. Im Amtsdeusch: Bücher, die ihren 
rechtmäßigen Eigentümern während 
der NS-Herrschaft zwischen 1933 und 
1945 entzogen wurden. Das NS-verfol- 
gungsbedingt entzogene Kulturgut um¬ 
fasst geraubte Objekte und solche, die 
von den Verfolgten verkauft werden 


Steuer“ war Fiorino gezwungen, den 
Großteil seiner Sammlung den Staat¬ 
lichen Sammlungen Kassel zu überlas¬ 
sen, die im Gegenzug die Forderungen 
des Finanzamts beglichen. So gelangten 
zahlreiche Gemälde und hunderte von 
Grafiken und Miniaturen in die Staat¬ 
lichen Kunstsammlungen Kassel. Un¬ 
ter anderem solche von Ludwig Emil 


Gemalter Fisch macht nicht satt - Der Mensch lebt nicht 
vom Brot allein, vor allem, wenn er keins hat. 

Ernst Bloch 


mussten, um ihre Flucht zu ermögli¬ 
chen. Bis heute sind ihre rechtmäßigen 
Eigentümer nicht ermittelt. 

Weitere Arbeiten der Künstlerin 
bestehen aus Kopien von Versteige¬ 
rungsprotokollen aus den Jahren 1935 
bis 1942 mit Listen der versteigerten 
Objekte und Nennung der Käufer aus 
dem Landesarchiv Berlin. Sorgfältig 
hat sie die Beschlagnahme des Vermö¬ 
gens einschließlich der Kunstsammlung 
des Kasseler Philanthropen Alexander 
Fiorino (1842-1940) dokumentiert. 

Sein Vermögen wurde per Siche¬ 
rungsanordnung vom 19. April 1939 
beschlagnahmt. Er konnte weder über 
sein Bankguthaben, potentielle Erlö¬ 
se nach Verkauf von Grundbesitz noch 
über seine Kunstsammlung verfügen. 
Zwecks Abgeltung der „Judenvermö¬ 
gensabgabe“ und der „Reichsflucht- 


Grimm, dessen Arbeiten ein Raum in 
der Neuen Galerie gewidmet ist. Ein 
großer Teil der Sammlung Fiorino wur¬ 
de versteigert und gilt als verschollen. 

Ein weiteres künstlerisches Projekt 
von Maria Eichhorn im Rahmen der 
Documenta 14 ist das Rose Valland In¬ 
stitut. Es hat vom 10. Juni bis 17. Sep¬ 
tember 2017 seinen Sitz in der Neuen 
Galerie in Kassel. Das Institut ruft dazu 
auf, verwaistes Eigentum zu identifizie¬ 
ren und insbesondere Kunstwerke, die 
im Zeitraum von 1939 bis 1941 in Kas¬ 
sel und Leipzig erworben wurden, zu 
recherchieren und der Provenienzfor¬ 
schung Informationen zur Verfügung 
zu stellen. 

Benannt wurde es nach der Kunst¬ 
historikerin Rose Valland, die während 
der deutschen Besatzungszeit in Paris 


die Plünderung der Nazis in geheim ge¬ 
haltenen Listen aufzeichnete. 

Am 3. November 2013 hatte das 
Magazin „Focus“ den ungewöhnlichen 
Fund eines Kunstschatzes in der ver- 
müllten Wohnung eines verwirrten al¬ 
ten Mannes gemeldet. Cornelius Gur¬ 
litt war zu diesem Zeitpunkt 81 Jahre 
alt. Die Sammlung stammt vom Vater, 
Hildebrand Gurlitt. Der war einer von 
vier Kunsthändlern, die von den Nazis 
konfiszierte Kunst ins Ausland zu ver¬ 
kaufen hatten. Von einem Drittel der 
in Schwabing gefundenen 1 500 Kunst¬ 
werke wurde vermutet, dass es sich 
um NS-Raubkunst handelt. Nach dem 
Tod seiner Eltern lebte Cornelius Gur¬ 
litt zurückgezogen mit der von seinem 
Vater hinterlassenen Kunstsammlung, 
aus der er gelegentlich einzelne Stücke 
verkaufte, um seinen Lebensunterhalt 
zu bestreiten. Das Magazin taxierte 
den Wert des Kunstschatzes auf eine 
Milliarde Euro. Andere Schätzungen 
sprechen momentan von 300 Millio¬ 
nen Euro. 

Diesen „Schwabinger Kunstfund“ 
hätte Adam Szymcyk gerne in der Neu¬ 
en Galerie gezeigt. Für Szymczyk sind 
die Gurlitt-Bilder „Beweisstücke“, die 
sich im Schwabinger Apartement abge¬ 
lagert hätten wie ein Sediment. Szym¬ 
cyk konnte aber Kulturstaatsministe¬ 
rin Monika Grütters nicht überzeugen. 
Sie begründet ihre Weigerung mit dem 
Erbstreitverfahren, das noch nicht ab¬ 
geschlossen sei. Cornelius Gurlitt, der 
am 6. Mai 2014 starb, hat die Sammlung 


© © 


„When we Were Exhaling Images“ von Hiwa K. 


„Ist der Begriff Kunstwerk nicht mehl 
wenn ein Kunstwerk zur Ware verw; 
tig und behutsam, aber unerschrocl 
wir nicht die Funktion dieses Dinge: 
durch diese Phase muss es hindurch, 
unverbindlicher Abstecher vom rech 
geschieht, das wird es von Grund aui 
sehen, so sehr, dass, wenn der alte B< 
würde - und er wird es werden, wai 
an das Ding durch ihn ausgelöst wei 


Foto: Klaus Stein 

„Fluchtzieleuropahavarieschallkörper“ von Guillermo Galinda 


dem Kunstmuseum Bern vermacht. 
Aber die Authentizität des Erblasser¬ 
willens wird von der Familie angefoch- 
ten. Der Aufklärungsbedarf liegt auf 
der Hand. Denn ab Weihnachten 2013 
wurde Cornelius Gurlitt betreut. Das 
Betreuungsrecht ermöglicht Rechts¬ 
handlungen im Namen des Betreuten. 
Namentlich in Vermögensfragen. Die 
amtliche Betreuung ersetzt seit 1992 
die früher ungeschönt als Entmün¬ 
digung bezeichnete Amtshandlung. 
Das Kunstmuseum Bern hat sich zwar 
durchgerungen, das Erbe von Gurlitt 
anzunehmen, verlangt aber, dass zuvor 
eventuelle Restitutionsansprüche gere¬ 
gelt werden. 

Auf der Sensation des „Schwabin¬ 
ger Kunstfunds“ indes lag zum Zeit¬ 
punkt ihrer Bekanntgabe schon etwas 
Staub. Die Staatsanwaltschaft Augs¬ 
burg hatte die Sammlung wegen Ver¬ 
dachts auf Steuerhinterziehung im 
März 2012 beschlagnahmt und andert¬ 
halb Jahre lang geheim gehalten. An¬ 
lass dieser Ermittlungen mit Beschlag¬ 
nahmefolge war eine Reise Gurlitts in 
die Schweiz im September 2010, bei 
der er durch eine Barschaft in Höhe 
von 9000 Euro an der Grenze auffiel. 
Meldepflichtig ist Bargeld aber erst ab 
10 000 Euro. 

Auf welcher rechtlichen Grundla¬ 
ge wurden die Kunstwerke beschlag¬ 
nahmt? Und wem gehören sie? Es fiel 
auf, dass das Gesetz über Einziehung 
von Erzeugnissen entarteter Kunst vom 
31. Mai 1938 nie aufgehoben worden 
ist. Danach ist Cornelius Gurlitt recht¬ 
mäßiger Eigentümer. Selbst die Ein¬ 
haltung der reichlich unverbindlichen 
Grundsätze der „Washingtoner Konfe¬ 
renz in Bezug auf Kunstwerke, die von 
den Nationalsozialisten beschlagnahmt 
wurden“ vom 3. Dezember 1998 kann 
allenfalls Behörden und staatliche Ein¬ 
richtungen verpflichten. 
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r zu halten für das Ding, das entsteht, 
andelt ist, dann müssen wirvorsich- 
ken diesen Begriff weglassen, wenn 
s selber mitliquidieren wollen, denn 
und zwarohne Hintersinn,es ist kein 
iten Weg, sondern was hier mit ihm 
F ändern, seine Vergangenheit auslö- 
sgriff wieder aufgenommen werden 
'um nicht? - keine Erinnerung mehr 

rden wird, das er einst bezeichnete.“ 

Bertolt Brecht 

Durch die Weigerung von Frau 
Grütters geriet Szymcyk offenbar in 
Verlegenheit. Es verblieb reichlich 
Platz an den Wänden der Neuen Gale¬ 
rie. Nun teilt die Homepage der Docu¬ 
menta mit: „Die Familiensaga der Gur- 
litts ist einer von vielen Erzählsträngen, 
die sich durch den gesamten Ausstel¬ 
lungsort ziehen. Sie beginnt mit Louis 
Gurlitt ..." 

Prompt sehen wir zwei Bilder, die 
vom Urgroßvater, dem Landschafts¬ 
maler Louis Gurlitt (1812-1897) 
stammen. Beide stellen in relativ klei¬ 
nen Abmessungen die Akropolis mit 
dem Parthenontempel dar - „schwer¬ 
romantische Idealisierungen des anti¬ 
ken Griechenlands“. 

Auch Cornelia Gurlitt (1890- 
1919) wird gewissermaßen haftbar 
gemacht. Wir sehen 17 Arbeiten auf 
Papier. „Schwester Cornelia Gurlitt“ 
(1917) ist eine Zeichnung von Conrad 
Felixmüller, zeitweise Mitglied der 
KPD. Außerdem hängt hier von ihm 
das Bildnis Franz Pfemfert (1923), 
Teil der Kasseler Sammlung. 

Offenbar blieb durch den Ausfall 
des Nachlasses Gurlitt noch Platz für 
eine Dokumentation der Anfänge der 
Documenta. Ihre Geschichte kann als 
die des großbürgerlichen Anspruchs 
auf Autonomie der Kunst und als 
Polemik gegen ihre gesellschaftliche 
Verantwortung geschrieben werden. 

Die erste Documenta 1955 war zu¬ 
nächst eine Begleiterscheinung der 
Bundesgartenschau, initiiert von dem 
Designer Arnold Bode, damals Di¬ 
rektor der Kasseler Akademie. Sie 
zog 130 000 Besucher an. Es blieb in¬ 
des nicht beim Anspruch auf Rehabi¬ 
litierung der „Entarteten“. Seinerzeit 
drängten die Protagonisten der ab¬ 
strakten Kunst auf einen Alleinvertre¬ 
tungsanspruch. Nach ihrer Auffassung 
manifestierte sich in der Abstraktion 


Amartya Sen, Wirtschaftsnobel¬ 
preisträger 1998, war im Alter von 
neun Jahren Zeuge der Hungersnot, 
aber als Kind reicher Eltern selbst 
nicht betroffen. Sen konnte in seiner 
nächsten Umgebung keine Anzeichen 
der Katastrophe erkennen, weil nur die 
untersten, die „unsichtbaren“ Schich¬ 
ten der Gesellschaft betroffen waren. 
Er stellte später fest, dass es eigentlich 
genug Lebensmittel gegeben hätte. Sie 
erreichten aber nicht diejenigen, die 
sie brauchten. Stattdessen blieben die 
britischen Kolonialherren untätig. Die 
Behörden verschleierten die Opfer¬ 
zahlen und zensierten die Presse. Den 


Menschen, die verhungerten, fehlte die 
politische Macht, an dieser Situation et¬ 
was zu ändern. 

Chittaprosad war aktives Mitglied 
der KP Indiens. Er arbeitete für die 
Wochenzeitung „People’s War“ (spä¬ 
ter „People’s Age“). Fotos, die sein 
Genosse Janah von den Hungernden 
machen konnte, fanden weltweite Ver¬ 
breitung. Trotz der kolonialen Zensur 
liefen Hilfsleistungen an. Chittapro- 
sads illustrierte Reportage Hungry 
Bengal (1943), die in einer Auflage von 
5.000 Exemplaren gedruckt wurde, be¬ 
schlagnahmte die britische Verwaltung 
unverzüglich und vernichtete sie. 

Im selben Raum hängt ein Bild von 
Karl Hofer (1878 - 1955). Es handelt 
sich um den „Mann in Ruinen“ von 
1937. Es gehört zur ständigen Ausstel¬ 
lung der Neuen Galerie. Man möchte 
an ein Missverständnis glauben. Denn 
dieser Mann in den Ruinen hungert 
nicht. Das Bild ist zwei Jahre vor Be¬ 
ginn des zweiten Weltkriegs und fünf 
Jahre vor Beginn des Bombenkriegs 
gegen deutsche Städte entstanden. 
Der reale Bezug ist die Zerstörung 
Guernicas durch deutsche Bomber am 
26. März 1937. Und die Bilder davon. 

Der Mann, der hier (gegenüber 
dem Betrachter, der ebenfalls keinen 
realen Platz einnimmt) von einem ho¬ 
hen Standort auf die Trümmerland¬ 
schaft hinunterblickt, bleibt durch 
seine Nacktheit historisch und sozial 
Undefiniert. Haltung und Blick lassen 
ihn aber als jemanden erkennen, der 
diese Situation und ihre Ursachen re¬ 
flektiert. 

In der Biografie Karl Hofers ver¬ 
dichtet sich exemplarisch die Lage 
vieler deutscher Künstler. Als Profes¬ 
sor an der Berliner Akademie ist er 
1933 der erste, der seine Entlassung 
aus dem Lehramt hinnehmen muss. 
1937 werden 311 Arbeiten von ihm 
aus den Museen entfernt, ein Teil tourt 
mit der Ausstellung „Entartete Kunst“ 
durch das Reich. Seine erste Frau Ma¬ 
thilde kommt 1942 im KZ Auschwitz 
um. Nach der Befreiung wird Hofer 
am 1. Juli 1945 als Direktor der Berli¬ 
ner Kunstakademie (HfBK in Berlin- 
Charlottenburg) berufen. Im August 
ist er Gründungsmitglied des Kultur¬ 
bundes zur demokratischen Erneue¬ 
rung Deutschlands und wird dessen 
Vizepräsident. Er fungiert zusammen 
mit Oskar Nerlinger als Herausgeber 
der Zeitschrift „Bildende Kunst“. Ende 


1947 wird im Zeichen des Kalten Krie¬ 
ges der Kulturbund im amerikanischen, 
dann im britischen Sektor Berlins ver¬ 
boten. Der Kampf gegen den Formalis¬ 
mus in der sowjetischen Besatzungszo¬ 
ne (und späteren DDR) gipfelt schließ¬ 
lich 1951 in einem Beschluss des ZK 
der SED. Diese Entwicklung wird aus¬ 
gerechnet in der Zeitschrift „Bildende 
Kunst“ vorangetrieben, Hofer heftig 
angegriffen und das Blatt schließlich 
eingestellt. 

Auf der anderen Seite wird Hofer 
1949 wegen einer Unterschrift unter 
ein Begrüßungsschreiben an den Welt¬ 
friedenskongreß kommunistischer 
Propagandaaktionen beschuldigt. Sein 
Kollege Ehmsen verliert das Lehramt. 
Aber 1950 wählt ihn der Kongress des 
neugegründeten Deutschen Künstler¬ 
bundes zum Präsidenten. Schließlich 
wird er 1955 nach einer polemisch ver¬ 
kürzten Wiedergabe eines Aufsatzes 
im „Berliner Tagesspiegel“ über die 
gegenstandslose Kunst von Will Groh- 
mann heftig angegriffen. Baumeister, 
Nay und Winter treten protestierend 
aus dem Deutschen Künstlerbund aus. 
Am 3. April stirbt Hofer an einem 
Schlaganfall. Der Weg für den Durch¬ 
marsch der Abstrakten ist frei. 

Im Katalog finden sich als „Ex- 
ergue“ (Inschrift, Motto) die folgen¬ 
den Zeilen: „Unser Leben ist zuneh¬ 
mend Apparaturen der Macht unter¬ 
worfen und wird von ihnen beherrscht: 
den Institutionen und deren jeweiligen 
Wahrheitsregimes im Dienst von Na¬ 
tionalstaaten, Kolonialität und Kapi¬ 
tal - allen politischen, juridischen, dis¬ 
ziplinarischen, erzieherischen, medizi¬ 
nischen, militärischen, ökonomischen, 
kulturellen und unzähligen sonstigen 
Dispositiven, deren Zweck in der Kon¬ 
trolle und Regulierung unserer Kör¬ 
per besteht. Die documenta 14 sieht 
ihre Rolle darin, diese Techniken der 
Beherrschung aufzudecken und ihnen 
eine unbegrenzte Reihe von Techniken 
des verkörperten Selbst gegenüberzu¬ 
stellen.“ 

Derartige Selbstverkörperung gerät 
unvermeidlich in die Autonomiefalle. 
Die Machtfrage verflacht zum Gegen¬ 
satz von Individuum und Gesellschaft. 
Marx sagt in der 6. Feuerbachthese: 
„Das menschliche Wesen ist kein dem 
einzelnen Individuum innewohnendes 
Abstraktum. In seiner Wirklichkeit ist 
es das Ensemble der gesellschaftlichen 
Verhältnisse.“ 


die vollständige Autonomie der Kunst 
als konzentrierter Ausdruck westli¬ 
cher Freiheit. Dieses Drängen auf die 
Autonomie der Kunst in Gestalt der 
Abstraktion erfüllte einen doppelten 
Zweck. Die bisherigen Förderer und 
Mäzene des Nazikitsches, die sich im 
Reichsverband der Deutschen Indus¬ 
trie organisiert hatten, konnten sich 
ohne Probleme von ihrer Vergangen¬ 
heit distanzieren, und zugleich vom so¬ 
zialistischen Realismus, der gerade in 
dieser Hochzeit des Kalten Krieges im 
Zuge der Formalismus-Debatte sehr 
eng ausgelegt wurde. Indes setzte sich 
die Abstraktion durch und schloss für 
mindestens ein Jahrzehnt die gegen¬ 
ständliche Kunst ganz dogmatisch aus 
der Moderne aus. 

Hier in Kassel sollten dicht an der 
Grenze zum Sozialismus kulturelle 
Alternativen propagiert werden. Die 
Documenta war insofern eine Ant¬ 
wort auf die vom Kulturbund zur de¬ 
mokratischen Erneuerung Deutsch¬ 
lands ausgerichtete Allgemeine Deut¬ 
sche Kunstausstellung, die 1946,1949 
und 1953 in Dresden mit großem Er¬ 
folg stattgefunden hatte. 

Im Documenta-Rat saßen noch 
1964 Werner Haftmann, Will Groh- 
mann, Werner Schmalenbach, Fritz 
Winter und Eduard Trier, der als Di¬ 
rektor der Kunstakademie Düssel¬ 
dorf enge Verbindungen zum Kultur¬ 
kreis des BDI pflegte. Der Einfluss 
des Kunsthandels wurde sichtbar, 
als 1977 DDR-Künstler eingeladen 
wurden. 655 000 Menschen hatten 
1972/73 die VII. Kunstausstellung der 
DDR in Dresden besucht, dreimal so 
viel wie die Documenta im selben 
Jahr. Insbesondere sorgte der Gale¬ 
rist Michael Werner mit seinen Künst¬ 
lern Lüpertz und Baselitz für Proteste 
und Boykott. 

Weit in der Tiefe der Neuen Ga¬ 
lerie entdecken wir die Zeichnungen 
von Chittaprosad (1915-1978). Wir 
werden an die große Hungerkatas¬ 
trophe in Bengalen in den Jahren 
1943 und 1944 erinnert. Sie tötete drei 
Millionen Menschen. 

Der Hunger war eine Konsequenz 
des Marktes, verschärft durch den 
Krieg. Es hatte wetterbedingt Ern¬ 
teausfälle gegeben. Der Reispreis 
stieg. Nach der behördlichen Fest¬ 
legung des Preises hortete der Han¬ 
del den Reis und brachte ihn auf den 
Schwarzmarkt. Gleichzeitig hatte die 
Ernährung der Arbeiter der Kriegs¬ 
produktion Kalkuttas Vorrang. 


„Mann in Ruinen“ von Karl Hofer 
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Ich und Kaminski 

Daniel Brühl als Kunstkritiker über¬ 
redet den blinden und kranken al¬ 
ten Maler Manuel Kaminski, gespielt 
von Jesper Christensen, zu einer Rei¬ 
se. Christensen wird den meisten be¬ 
kannt sein als Gegenspieler von Bond 
in den letzten zwei Filmen. Zum In¬ 
halt: Es soll zur totgeglaubten Jugend¬ 
liebe Therese gehen, der Kritiker will 
die Wiedersehensszene in seiner ge¬ 
planten Kaminski-Biografie verbra¬ 
ten. Die Reise bringt den Widerling 
an seine finanziellen und emotionalen 
Grenzen. Zur Krönung muss er nach 
einem enttäuschenden Zusammen¬ 
treffen mit Therese feststellen, dass 
Kaminski ihn die ganze Zeit benutzt 
hat. Wolfgang Becker führte Regie 
und lieferte eine wunderbar verdreh¬ 
te Satire auf den Kunstbetrieb ab. 

Fr., 21.7., 20.15 Uhr, arte 

Enttarnung einer Idylle 

Alternativer Vorschlag: Irrwitzi¬ 
ge Planungen und genauso ernstge¬ 
meinte Bauten in der Eifel gehörten 
zum Kalten Krieg. Die Dokumentati¬ 
on geht der Frage nach, ob man hier 
im Ernstfall eigentlich hätte überle¬ 
ben können. Die gesamte Eifel ist 
voller Relikte des Kalten Krieges. 
Dem Kalten Krieg auf der Spur er¬ 
kundet Wirtschaftsgeograph Chris¬ 
toph Lubbe Bunkeranlagen. Und er 
folgt Hinweisen auf einen weiteren 
geheimen Bau. In seiner Dokumen¬ 
tation schildert Lubbe, wie er dabei 
den Ausweichsitz der Landeszentral¬ 
bank entdeckt hat. Unter einer Schule 
in Satzvey wurden große Mengen ei¬ 
ner Ersatzwährung für den Ernstfall 
bereitgehalten. 

Fr., 21.7., 20.15 Uhr, WDR 

Petite Messe solenneile 

Das Düsseldorfer Ballett am Rhein 
macht seit Jahren mit großartigen In¬ 
szenierung auf sich aufmerksam. Für 
den Sommer 2017 kreierte der Cho¬ 
reograf Martin Schläper ein Tanz¬ 
stück auf Musik von Rossini: die Peti¬ 
te Messe solennelle. 1864 schrieb Ros¬ 
sini dieses Alterswerk und Schläper 
meint, „es ist geistliche Hausmusik, 
zu der man beten und gläubig sein, 


aber auch Kuchen, Brot und wohl¬ 
riechende Würste essen, flirten und 
sich unterhalten darf.“ Dieses Werk - 
das sich vom traditionellen Charak¬ 
ter der Messe distanziert - zeigt auch 
die verwirrende Vielschichtigkeit von 
Glaubensfragen im 19. Jahrhundert, 
mit der sich Rossini auseinanderge¬ 
setzt hat. Das bescheidene Wörtchen 
„petit“ gibt nicht die Wirkung dieses 
durchkomponierten Werkes wieder. 
Sa., 22.7., 20.15 Uhr, 3sat 

Ziemlich beste Freunde 

Wie es so schön heißt: „Nach einer 
wahren Geschichte“. Um einen Stem¬ 
pel für das Arbeitsamt zu erhalten, 
bewirbt sich der Vorstadtgauner Driss 
als Pfleger für den querschnittsge¬ 
lähmten Millionär Philippe. Bei dem 
Vorstellungsgespräch gibt sich Driss 
locker und zeigt weder Respekt vor 
noch Mitleid mit Philippe, was die¬ 
sem so imponiert, dass er den jungen 
Schwarzen einstellt. Nach gewissen 
Anfangsschwierigkeiten werden die 
ungleichen Männer zu Freunden. Im 
Laufe weniger Jahre räumte der Film 
jede Menge internationaler Preise ab, 
eine gelungene Komödie. Sehenswert. 
So., 23.7., 21.45 Uhr, ARD 

Es Machina 

Für Drehbuchautor Alex Garland 
war es der erste Film, bei dem er Re¬ 
gie führte - und das mit Erfolg. Der 
Science-Fiction-Thriller wurde von 
Kritikern gefeiert und erhielt unter 
anderem den Oscar für die besten vi¬ 
suellen Effekte. Caleb Smith (Domh- 
nall Gleeson) arbeitet als Program¬ 
mierer bei der erfolgreichen Internet- 
Suchmaschine „Blue Book“. Er erhält 
die Möglichkeit, dem Firmengründer 
Nathan Bates (Oscar Isaac) bei seiner 
Arbeit an einer neuen Entwicklung 
über die Schulter zu schauen. Hier¬ 
zu fliegt er in die Einsamkeit Alaskas, 
dort arbeitet Nathan an einem weibli¬ 
chen Androiden, der mit künstlicher 
Intelligenz ausgestattet ist. Natürlich 
geht was schief und der Kampf zwi¬ 
schen Mensch und Maschine wird 
dramatisch ausgespielt. Ob man da¬ 
nach noch googlen möchte? 

Di, 25.7., 23.00 Uhr, ZDF 


Anzeige 


Wo Ferien noch Ferien sind 

Der Hollerhof lebt 


Die Stiftung kultureller Förderung und Bewah¬ 
rung des Lebenswerkes von Dietrich und Chris¬ 
tel Kittner betreibt den Hollerhof und vermietet die 
Ferienwohnungen an der slowenischen Grenze in der 
Südoststeiermark. 

Rundum Natur pur-viel Ruhe • Radlerparadies • zwei 
Thermalbäder 4 km entfernt • 3 komfortable Ferien¬ 
wohnungen (93 bzw. 63 qm) für 2-5 Personen mit 
Kittners Bibliothek von etwa 10000 Büchern 

Anfragen, Buchungen und Nachrichten: 

Christel und Dietrich Kittner-Stiftung 
Dedenitz 6, A-8490 Bad Radkersburg (Österreich) 
Telefon: (0043) 3476 2 0525 
E-Mail: hollerhof@hollerhof.at 

Internet: https://hollerhof.at 



Wo Uli recht hat 


Über Sportdirektoren, Synchronschwimmer und Glühwürmchen 



„Ich habe davon so viel Schimmer wie ... ein Kaiserschnurrbarttamarin im Sauerland“ 


D onnerstag. Kurz vor Feierabend. 
Redakteur „Der Lange“ über¬ 
mittelt den Auftrag: Schreib 
mal was über Sportdirektoren im Fuß¬ 
ball! Das bevorstehende Wochenende 
verdunkelt sich rapide. Sportdirekto¬ 
ren? Warum in aller Welt gerade über 
Sportdirektoren? Ich habe davon so 
viel Schimmer wie ein Glühwürmchen 
im Winter, ein Kreisligaspieler beim 
Synchronschwimmen oder ein Kai¬ 
serschnurrbarttamarin im Sauerland. 
Schnell Allzeithilfe Google einschal¬ 
ten (wie war das eigentlich noch mal 
im Leben davor?): 

Aha: Aufgaben eines Sportdirektors 
★ Die Kaderplanung und das Scouting 
für den Lizenzbereich und die Verant¬ 
wortung für den Nachwuchs 
★ Bindeglied zwischen Vereinsführung 
und Trainer 

★ Arbeit mit den Medien 
★ Organisation von PR-Terminen so¬ 
wie Trainingslagern und Freundschafts¬ 
spielen 

Während meine Augen Richtung 
Dämmerschlaf tendieren, überlege 
ich selber: Synchronschwimmer, ach 
Quatsch: Sportdirektoren... Matthias 
Sammer fällt mir ein. Ein Ex-DDR- 
Spieler, der bei uns, Entschuldigung, 
beim BVB, ein „Leader“ auf dem Platz 
war und später auch Trainer, bevor er 


bei den Unaussprechlichen aus Mün¬ 
chen „Sportdirektor“ wurde. Seine In¬ 
terpretation des Jobs: 48 Stunden am 
Tag, 11 Tage die Woche auf potenzielle 
Gegner verbal eindreschen. Er selber 
erklärte das so: „Wenn man sich der Sa¬ 
che Sportdirektor richtig verschreibt, 
dann arbeitet man geräuschlos“. Viel¬ 
leicht ein bisschen sehr Pinocchio, 
aber gut, wer Herrn Sammer und die 
Bayern kennt, der wundert sich nicht 
mehr wirklich: „Ich bin ein Verfechter 
des Miteinanders. Das ist der wahre 
Wert - und der geht leider bei manchen 
etwas verloren“. Kollege Breitbart lässt 
grüßen. 

Michael Zorc, BVB. Eher der ver¬ 
haltene Typ, lässt lieber den Immer- 
Redner Präsident Watzke („Wir spie¬ 
len nicht gegen ,Barfuß Kairo’, sondern 
gegen Bayern München.“) sprechen. Er 
selber macht dann die Reihe zwei und 
lässt verlauten (nach der Entlassung 
von Tofu Tuchei); „Beim BVB gibt es 
im sportlichen Bereich keine Entschei¬ 
dung, die nicht von mir getroffen und/ 
oder inhaltlich komplett mitgetragen 
worden wäre“. Was jetzt doch eher 
wieder auf Synchronschwimmen hin¬ 
deutet. 

Max Eberl (Mönchengladbach), zur 
Zeit wohl einer der besten Sportdirek¬ 
toren in der Liga, ist ein akribischer 


Informationssammler. Warum? „Das 
ist sehr wichtig, um abschätzen zu kön¬ 
nen, ob ein Spieler wirklich zum Ver¬ 
ein passt oder nicht. Dafür braucht man 
vor allem ein funktionierendes Netz¬ 
werk mit Menschen, von denen man 
gute, vertrauliche Informationen be¬ 
kommen kann.“ 

Was man skurrilerweise nicht 
braucht, so überhaupt nicht: eine fach¬ 
lichbezogene Ausbildung. Matthias 
Sammer ist z.B. gelernter Maschinen- 
und Anlagenmonteur. Michael Zorc: 
abgebrochenes BWL-Studium. Rudi 
Völler: gelernter Bürokaufmann (!). 
Das bin ich auch, merke ich gerade 
und frage mich, warum ich hier noch 
für drei Euro einundzwanzig brutto die 
Stunde sitze und nicht für zig Millio¬ 
nen bei Bayern München, wo doch der 
Job des Sportdirektors gerade vakant 
ist. Obwohl: „Natürlich will ich Erfolg, 
aber nicht um jeden Preis. Wenn es um 
Geld geht, muss man auch mal zufrie¬ 
den sein.“ (Uli Hoeneß). Recht hat er, 
der Uli. Und bei so viel Ehrlichkeit 
bleibe ich dann doch lieber hier im 
Pott. Vielleicht versuche ich es mal bei 
der SpVg. Schwarz-Weiss Breckerfeld 
1928 oder dem TuS GW Assinghausen 
1907 e.V., die haben immerhin ehrliche 
Tradition. Und bestimmt abends auch 
Glühwürmchen. Karl Rehnagel 


Der listige König 

Eine Kalendergeschichte 


Odüsseas von I. war ein königlicher 
Held, der lange vor dem berühmten 
Sokrates in Griechenland ein ebenso 
berühmtes Heldenleben geführt hat. 
Zwar hat ihn von den Griechen, die wir 
kennen, keiner gesehn. Von ihm erzählt 
aber wurde so oft und interessant, dass 
er in der Antike zu den bekanntesten 
griechischen Fürsten gehört. Und das ist 
bis heute so geblieben! 

Nun waren griechische Männer be¬ 
kanntlich nicht nur schön, wie wir von 
den Marmorstatuen in unsern Museen 
wissen, sondern sie liebten es auch, sich 
die schönen Gestalten bis aufs Blut und 
sogar bis zum Tod zu verunstalten, um 
dadurch unsterblich berühmt zu wer¬ 
den. Ich weiß nicht, wer ihnen diesen 
Unsinn eingeredet hat - der sich ja bis 
heute in bestimmten Kreisen der mo¬ 
dernen Gesellschaften festgesetzt hat. 

Dieser Odüsseas von I. war nun zwar 
ein Mann der sich auch mutwillig in Ge¬ 
fahren und Kämpfe begeben hat. Ich 
kann ihm aber dennoch eine Kalender¬ 
geschichte widmen, weil er sich dadurch 
beispielhaft vom Gros seiner militanten 
Mithellenen unterschieden hat, dass er 
kein Haudegen war, sondern versucht 
hat, deren Kämpfe ohne Waffen, nur mit 
Köpfchen, unblutig zu gewinnen. 

Das hat er nicht immer geschafft, 
und am Ende seiner kriegerischen 


Laufbahn, als Frauengeschichten im 
Spiel waren, ist er - offenbar aus besin¬ 
nungsloser Eifersucht - total ausgeras¬ 
tet (wird behauptet). Muss ein früher 
Fall von Amoklauf gewesen sein. 

Vor dieser berühmten und gut be¬ 
festigten Stadt am kleinasiatischen 
Skamandros, deren Mauern die grie¬ 
chischen Invasionstruppen seit Jahren 
vergeblich berannt hatten, hat er sei¬ 
nen unvergesslichen Geniestreich ge¬ 
landet. Er hat nämlich, handwerklich 
geschickt wie er war, mit ein paar Hel¬ 
fern ein sauriergroßes hölzernes Pferd, 
fahrbar, gebaut, innen hohl, in dem er 
sich mit einer Handvoll seiner Genos¬ 
sen versteckt hat. 

Die griechischen Heerführer schüt¬ 
telten ihre Heldenköpfe, dachten: jetzt 
spinnt er mal wieder, dieser verdrehte 
König. Sie ließen sich aber, angesichts 
der frustrierend erfolglosen Belagerung, 
überreden, eine Abreise ihrer Invasions¬ 
flotte vorzutäuschen. Da fühlten sich die 
belagerten Städter endlich erlöst und 
endlagert und schleppten das zurück¬ 
gelassene Pferd als Kriegsbeute in die 
Stadt. Zu diesem Zweck demolierten sie 
sogar ihre Stadtmauer, weil die Trophäe 
durch kein Tor passte. Und feierten aus¬ 
gelassen den Erfolg ihrer Ausdauer. 

In der Nacht nach der feuchtfröh¬ 
lichen Siegesfeier stiegen dann Odüs¬ 


seas und seine Genossen aus dem 
Pferdebauch und schlichen sich unbe¬ 
merkt in den Königspalast. Dort nah¬ 
men sie den alten König als Geisel ge¬ 
fangen und zwangen so die Stadtver¬ 
teidiger, sich den Griechen kampflos 
zu ergeben. Das war keine schlechte 
Lösung, denn mit den durch die ka¬ 
putte Mauer nachrückenden kriegs¬ 
müden Soldaten wurde dann eine alle 
erlösende Friedensfeier veranstaltet - 
drei Tage lang! 

Diese Feier nahm ein tragisches 
Ende. Durch die Freudenfeuer wurde 
ein verheerender Brand verursacht, der 
die Stadt großenteils zerstörte und viele 
Opfer forderte. Im ruhmredigen Athen 
wurde allerdings dieses Ereignis als hel¬ 
dische Großtat der griechischen Truppe 
kolportiert und jede Erwähnung der tat¬ 
sächlichen Versöhnungsfeier wurde un¬ 
ter strenge Strafe gestellt. 

Das war nur möglich, weil der listige 
König Odüsseas mit seinen Schiffen jah¬ 
relang auf dem Mittelmeer verschollen 
war und deshalb die Wahrheit nicht ans 
Licht kommen konnte. 

Erasmus Schöfer 

Kalendergeschichten des rheinischen 
Widerstandsforschers 
Broschur, 144 Seiten, 12,-Euro 
Verbrecher Verlag 









